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In die Rathäuser 

Podemos als Vertretung der sozialen Bewegungen 
in künftigen Regierungen? Nach den Kommunal¬ 
wahlen in Spanien. 
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Die Kämpfe nach dem Sieg 

Sowjetische Kulturoffiziere haben von Mai 1945 
an in der sowjetischen Besatzungszone Wesentli¬ 
ches für kulturelle Prozesse geleistet. 
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Thema der Woche 


Das war das Festival 

Das Festival der Jugend war ein Erfolg - für 
die SDAJ, die viel mehr Gäste als beim letz¬ 
ten Festival begrüßen konnte, für die vielen 
Unterstützer aus unterschiedlichen linken 
Spektren und aus den Gewerkschaftsju- 
genden, für die DKP, die mit einem eigenen 
Bereich, dem Cafe K, in Köln vertreten war. 
Die UZ unterstützte das Festival als Medi¬ 
enpartner. 
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Gebrochene Versprechen 



Die EU-Mitgliedschaft der Ukraine ist auf Eis gelegt, die Visafreiheit kommt 
frühestens 2016: Juncker und Poroschenko in Riga. 


A uch kurz vor dem Jubiläum 
kein Erfolg: Die Ukraine wird 
auf absehbare Zeit kein EU- 
Mitglied und auch die ersehnte Visa¬ 
freiheit für ukrainische Bürgerinnen 
und Bürger für Reisen in die Euro¬ 
päische Union wird es nicht vor 2016 
geben; und auch nur dann, wenn die 
Ukraine zuvor eine Reihe von Vorga¬ 
ben erfüllt. 

Eine Enttäuschung für Präsident 
Poroschenko, obgleich der noch vor 
dem Ost-Gipfel der Europäischen 
Union in Riga, der am Freitag der ver¬ 
gangenen Woche stattfand, erklärte, er 
sei mit der Unterstützung des Westens 
völlig zufrieden. 

Denn seine Bilanz nach einem Jahr 
Präsidentschaft fällt verheerend aus. 

Vor einem Jahr, am 25. Mai 2014, 
hatte der Milliardär, Süßwaren- und 
Rüstungsfabrikant Pjotr Poroschen¬ 
ko im 1. Wahlgang der außerordent¬ 
lichen Präsidentschaftswahlen mit 
fast 55 Prozent die absolute Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen erreicht. 
Es fehlten jedoch die der Wählerin¬ 
nen und Wähler aus den umkämpften 
Gebieten der Ostukraine. Trotzdem: 
Die Ukraine hatte - nach den Maidan- 
Unruhen und dem Putsch gegen die 
rechtmäßige Regierung unter Wiktor 
Janukowitsch - einen neuen Präsiden¬ 
ten, der mit dem Motto „Auf neue 
Weise leben“ angetreten war. 

Sehr schnell wurde vor allem klar, 
dass Poroschenko mit diesem „Auf 
neue Weise leben“, anders als sein Vor¬ 
gänger Janukowitsch, die Gewähr bot, 
die NATO-Osterweiterung ebenso vo¬ 
ranzutreiben und damit die Konfron¬ 
tation mit Russland, wie das von der 
Vorgängerregierung auf Eis gelegte 
Assoziierungsabkommen mit der EU. 

Während des Wahlkampfs und 
in den ersten Monaten seiner Präsi¬ 
dentschaft hatte Poroschenko jedoch 
nicht nur eine vollberechtigte Mit¬ 
gliedschaft in der EU versprochen. 
Vor allem sollten der Militärkonflikt 
mit den so genannten Separatisten im 
Donbass schnell beendet, diese Regi¬ 
on wieder unter Kontrolle der ukrai¬ 
nischen Regierung gestellt sowie die 
Krim zurückgeholt werden. 

Doch trotz ständiger Versprechun¬ 
gen, Propaganda, Mobilisierung und 


Aufrüstung blieben Offensiven erfolg¬ 
los, erlitten Armee und Nationalgar¬ 
de im Osten der Ukraine Niederlagen. 
Mehr als 6 000 Menschen verloren bis¬ 
lang in Kampfhandlungen ihr Leben, 
viele Hunderttausende flohen aus der 
Region, Wohnhäuser, Schulen, die In¬ 
frastruktur sind zerstört. Obgleich es 
mit dem Abkommen von Minsk hier 
Bewegung gab, hält die Konfrontation 
an, sterben nach wie vor Menschen. 

„Auf neue Weise leben“ heißt - 
nicht nur in der Ostukraine -, dass 
zunehmend Menschenrechte verletzt 
werden, die Meinungsfreiheit massiv 
eingeschränkt wird, Kommunistinnen 
und Kommunisten wie andere Linke, 
aber auch bürgerliche kritische Jour¬ 
nalisten und Politiker verfolgt wer¬ 
den und manche ermordet. „Auf neue 
Weise leben“ bedeutet auch, dass bis 
zum heutigen Tag weder die Schul¬ 
digen an den Toten auf dem Maidan 
noch am Brand des Gewerkschafts¬ 
hauses in Odessa am 2. Mai 2014 an¬ 
geklagt oder gar bestraft wurden. 

Korruption und Vetternwirtschaft 
sind nach wie vor an der Tagesord¬ 
nung. Die Wirtschaft erlebt einen 
ständigen Rückgang. Die Auslands¬ 
verschuldung wächst. Die Gesamt¬ 
verschuldung der Ukraine wird ge¬ 
genwärtig auf 50 Mrd. US-Dollar 
geschätzt (70 Prozent des Bruttoin¬ 
landsprodukts - BIP). Die National¬ 
bank in Kiew erwartet jedoch, dass 
der Schuldenberg noch in diesem Jahr 
93 Prozent des BIP erreichen wird, 
der IWF spricht von 100 Prozent. Das 
Land steht am Rande der Insolvenz 
(siehe dazu auch Seite 7). Das Land 
hängt am Tropf des IWF, der USA und 
der EU. Der Mehrheit der Ukraine¬ 
rinnen und Ukrainer geht es zudem 
heute weitaus schlechter als vor einem 
Jahr - Poroschenko hatte damals eine 
deutliche Verbesserung der Lage ver¬ 
sprochen. 

Bereits Ende Februar schrieb Axel 
Hansen in einem Beitrag in „Die Zeit“: 
„Die Löhne fallen, die Gaspreise zie¬ 
hen an, aus Osten kommt der Krieg 
näher. In der Ukraine wächst die Ar¬ 
mut und schafft eine Gesellschaft, 
der die Perspektive fehlt ... Selbst in 
Bangladesch bekommen Arbeiter mit 
umgerechnet 46,6 US-Dollar derzeit 


statistisch mehr als die Einwohner des 
zweitgrößten Landes in Europa. 

Laut einem Fernsehsender erhält 
ein Arbeiter in der Ukraine nur noch 
umgerechnet 42,9 US-Dollar (1218 
Hrywnja) im Monat.“ („Die Zeit“, 
25.2.2015) 

Löhne, Gehälter verlieren zudem 
durch die Inflation rasant an Wert. 
Gleichzeitig steigen Mieten und Ne¬ 
benkosten für Wasser und Energie. 
Die Arbeitslosigkeit wächst. Während 
die Ausgaben für das Militär und die 
Polizei um ein Vielfaches stiegen, müs¬ 
sen für bisher kostenlose öffentliche 
Dienstleistungen jetzt hohe Gebühren 
entrichtet werden: für Bildung, Ge¬ 
sundheit, im öffentlichen Nahverkehr 


usw. Renten und Arbeitslosenhilfen 
wurden gekürzt. Allein die Armee¬ 
ausgaben kletterten von 1,3 Milliar¬ 
den US-Dollar (1,79 Prozent des BIP) 
im Jahr 2014 auf bislang 2,1 Milliarden 
US-Dollar (2,6 Prozent des BIP) 2015. 

Angesichts der sozialen und öko¬ 
nomischen Situation im Land hat Po¬ 
roschenko derzeit offenbar keine Eile, 
den Konflikt im Osten der Ukraine zu 
beenden. Aber das ist nur ein Grund: 
Kurz vor dem EU-Gipfel behaupte¬ 
te er - ganz im Interesse bestimmter 
Kreise in den USA, der NATO und 
der EU - sein Land stehe in einem 
„richtigen Krieg“ mit Russland. „Auf 
neue Weise leben“? 

Nina Hager 


Dresdner Spesen 

Nein, die Dresdener Innenstadt ist 
für das G7-Treffen der Finanzminister 
nicht großräumig abgesperrt worden. 
Es gibt nur so ‘ne kleine Hochsicher¬ 
heitszone hinter‘m Zaun, den Polizei¬ 
rat Mirko Göhler ganz schick findet. 
Das darf der Zaun für drei Tage und 
80 000 Euro ja wohl auch sein - zwi¬ 
schen dem Tagungshotel Taschenberg¬ 
palais, vom Schloss bis zur Hofkirche 
und der Sophienstraße, der kleinen 
Brüdergasse und der Schloßstraße. 
Auch das Grüne Gewölbe bleibt für 
zwei Tage geschlossen. Ganz so klein 
ist die Zone also doch nicht. 

Außer den hohen Gästen müssen 
ja auch 700 sächsische und eine un¬ 
genannte Zahl von auswärtigen Poli- 
zistlnnen Platz finden. Das sind dann 
wohl die Schlachtenbummler. Obwohl 
es zu Schlachten nicht kommen soll, 
wenn es nach Dresdens Polizeipräsi¬ 
dent Ulrich Bornmann geht. 

Schlachten werden sich vor allem 
hinter den Tagungsmauern ergeben, 
wenn die uneinigen Sieben versuchen, 
sich über den Tisch zu ziehen - in Sa¬ 
chen Krisenbewältigung, Ankurbe¬ 
lung des Wirtschaftswachstums oder 
Finanzmarktregulierung. Der Zank 
wird dann eine Woche später in Elmau 
fortgesetzt. Auch dort wird es kaum 
mehr als eine wolkige Erklärung ge¬ 
ben. Danach wird, ob mit oder ohne 
Gipfel, nur eins fortgesetzt - die Aus¬ 
plünderung der Weltbevölkerung und 
der Erde. 

Zeche und Spesen zahlt die sowie¬ 
so - bis auf Weiteres. 

Adi Reiher 



Auf nach Elmau 

Gemeinsam rufen SDAJ und DKP 
auf, sich Anfang Juni an den Protes¬ 
ten gegen den G7-Gipfel in Elmau zu 
beteiligen. Der vollständige Text steht 
auf 
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„Make capitalism history- Die Zukunft gehört uns!“ 

1 500 Jugendliche zu Gast der SDAJ auf dem Festival der Jugend in Köln 


Alles spielte mit: Die gute Vorbe¬ 
reitung und Organisation des Fes¬ 
tivals, das inhaltliche und kulturelle 
Programm, das Wetter und nicht zu¬ 
letzt die gute Stimmung der Besu¬ 
cher. So konnten Organisatoren und 
Unterstützer das Festival der Jugend 
in Köln als ein sehr erfolgreiches 
Pfingstwochenende verbuchen. 

Auf und nach dem Fest waren 
von unterschiedlichen Seiten posi¬ 
tive Stimmen zu hören. „Besonders 
gefreut habe ich mich, dass wir in 
diesem Jahr so viele Unterstützer ge¬ 
winnen konnten. 29 politische Orga¬ 
nisationen haben das Festival unter¬ 
stützt, vier Medienpartner haben im 
Vorhinein die Werbetrommeln ge¬ 
rührt und die Naturfreundejugend 
NRW sowie die Deutsche Kommu¬ 
nistische Partei haben von Anfang 


an überall mit angepackt“, meint 
Paul Rodermund, Bundesvorsitzen¬ 
der der SDAJ. 

Die SDAJ hatte alle Register ge¬ 
zogen, um in diesem Jahr viele Ju¬ 
gendliche unter dem Motto „Make 
capitalism history - Die Zukunft ge¬ 
hört uns!“ für die Teilnahme am Fes¬ 
tival zu gewinnen. 650 Dauercam¬ 
pern und 1500 Besuchern nahmen 
das Angebot an. Das ist bemerkens¬ 
wert, denn auch wenn Konzerte, Par¬ 
ty, Sport und Kulturprogramm nicht 
zu kurz kamen, stand das politische 
Programm im Vordergrund. Von Po¬ 
litikverdrossenheit keine Spur. 

Auch viele internationale Gäste 
waren auf dem Festival anzutreffen. 
Der Belgier Peter Mertens las aus 
seinem Bestseller „Wie können sie 
es wagen?“, griechische Kommunis¬ 



ten berichteten vom Widerstand ge¬ 
gen die Erpressungspolitik der Troi¬ 
ka und Ukrainer warben für Solidari¬ 
tät mit den Kämpfenden im Donbass. 
Erstmals bereicherte eine Delegati¬ 
on der Bewegung junger Kommunis¬ 
ten aus Frankreich das Festival. 

Mit attraktiven Angeboten waren 
DKP und UZ auf dem Fest sichtbar. 
Nicht nur kulinarische Angebote, 
auch Diskussionsrunden, u.a. mit 
Patrik Köbele zur Notwendigkeit 
der Kommunistischen Partei, fanden 
lebhaften Zuspruch. Der Einsatz 
rund um das „Cafe K“ wurde reich 
belohnt: Mehr als zehn junge Men¬ 
schen füllten ihren Antrag auf Mit¬ 
gliedschaft in der DKP aus, die UZ 
kann sich über fast 50 neue Abon¬ 
nenten freuen. 

Werner Sarbok 
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Kommentar von Lucas Zeise 

Offensive der 
Gewerkschaftsrechten 


Der Bundestag hat das „Tarifein¬ 
heitsgesetz“ am Freitag vor Pfings¬ 
ten verabschiedet. Sogar die Grünen 
konnten sich dabei als Verteidiger 
des Streikrechts profilieren. So offen¬ 
sichtlich ist die Absicht, den in einem 
Betrieb kleineren Gewerkschaften 



das Recht zum Arbeitskampf abzu¬ 
sprechen. Völlig unberührt von der 
Auffassung der Juristen, das Gesetz 
widerspreche dem Grundgesetz, wur¬ 
de das von Arbeitsministerin Andrea 
Nahles (SPD) eingebrachte Gesetz 
mit den Stimmen der Großen Koali¬ 
tion beschlossen. 

Von einer Regierung wie dieser 
konnte man solches erwarten. Noch 
skandalöser als seine Verabschie¬ 
dung ist die Tatsache, dass große 
DGB-Gewerkschaften, nämlich die 
IG Metall und die IG BCE, und der 
DGB selber das Antistreikgesetz bil¬ 
ligen. Sie billigen es nicht nur. Sie ha¬ 
ben es zusammen mit den Arbeitge¬ 
berverbänden auf den Weg gebracht. 

Dass dabei nicht die Sorge um die 
einheitliche Vertretung der Lohnab¬ 
hängigen im Vordergrund steht, son¬ 
dern die „engere Kooperation von 
Staat, Arbeitgebern und Gewerk¬ 
schaften“, machten sie einen Monat 
zuvor deutlich. Das kurze Zitat fin¬ 
det sich in einem 25 Seiten starken 
Text, einer Kooperationsvereinba¬ 
rung der vier Gewerkschaften IG 
Metall, IG BCE, EVG und IG Bau, 
den die Vorsitzenden dieser Organi¬ 


sationen zusammen mit dem DGB- 
Vorsitzenden Reiner Hoffmann ei¬ 
nem ausgesuchten Kreis von vier 
Hauptstadtjournalisten vorstellten. 
Es ging da um Streitfragen um die 
Zuständigkeit zur Organisation von 
Beschäftigten im selben Betrieb oder 
Unternehmen. Solche Streitigkeiten 
entstehen meist durch die vom Ma¬ 
nagement betriebene Umorgani¬ 
sation, den Kauf und Verkauf von 
Unternehmensteilen, ihre Ein- und 
Ausgliederung. Konflikte entstanden 
in der Vergangenheit am häufigsten 
zwischen der großen Industriege¬ 
werkschaft Metall und der Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft ver.di. Die 
aber war bei der Kooperationsver¬ 
einbarung nicht dabei. 

Schon daraus lässt sich schluss¬ 
folgern, dass hier mit Billigung und 
unter Teilnahme der DGB-Führung 
die Spaltung der Einheitsgewerk¬ 
schaft betrieben wird. Eine Rich¬ 
tungsgewerkschaft, besser ein Block 
von vier solchen Gewerkschaften 
wird aufgebaut. Einer seiner Betrei¬ 
ber, der EVG-Vorsitzende Alexan¬ 
der Kirchner, sagte bei der Vorstel¬ 
lung des stolzen Textes: „Wir signa¬ 
lisieren, dass wir eine gemeinsame 
Philosophie haben.“ Welche Philo¬ 
sophie oder Gewerkschaftsrichtung 
das ist, darüber lässt das Papier kei¬ 
nen Zweifel. Es ist die Unterordnung 
unter die Bedürfnisse des Kapitals, 
um genauer zu sein, des deutschen 
Kapitals. Da ist von „unserer Stär¬ 
ke“ auf dem Weltmarkt die Rede. 
Gefordert wird eine „koordinierte 
Politik für die Industrie 4.0“ und die 
Schließung der erheblichen „Investi¬ 
tionslücke, die Unternehmen wie Be¬ 
legschaften an der Entwicklung hin¬ 
dern“. Kein Wort des Widerspruchs 
zur Freiheit der Unternehmer und 
ihrer Manager, die Unternehmen 
nach Belieben zu zerschlagen und 
neu zusammenzusetzen, um die Be¬ 
legschaften zu spalten, die Gewerk¬ 
schaften zu schwächen und niedrige 
Löhne durchzusetzen. Die rechten 
Gewerkschaftsspitzen gehen in die 
Offensive. 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 20./21. Juni 2015 

Nation und Nationalismus 

Referent: Jürgen Lloyd 

Der heutige Begriff von Nation ist eng verbunden mit der bürgerlichen - kapitalistischen 
- Gesellschaft. Diese Verknüpfung soll näher betrachtet werden, um zu beurteilen, wel¬ 
chen Bezug Sozialisten und Kommunisten zur Nation haben können, wenn sie doch die 
kapitalistische Gesellschaft überwinden wollen. Dabei zugleich den Nationalismus als 
bürgerliche Ideologie in den Blick zu nehmen, seine Wirkungsweise und seine Ausprä¬ 
gungen zu untersuchen, soll helfen, die vielfältigen Fallstricke zu umgehen, die bei der 
Beschäftigung damit lauern. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25,- €, ab Freitag 30,- €. 

Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 

Weitere Informationen und Anmeldung unter www.karl-liebknecht-schule.org 


5. Vollsitzung 

der Bildungskommission des Parteivorstands 

Samstag 13. Juni, 11.00 Uhr 

Hannover, Bezirksbüro der DKP Niedersachsen, Göttinger Straße 58, 
Vorschlag zur Tagesordnung: 

11.00-11.45 Referat 

- Zwischenbilanz der Parteidiskussion zum Entwurf des Leitantrags an den 
21. Parteitag 

- Bildungsarbeit und „Handlungsorientierung“ des 21. Parteitages 

- 2. Theoretische Konferenz zum Leitantrag 

- Stand der Realisierung des zentralen Arbeitsplans und der Aufgaben der 
Bildungskommission 

Referent: H.-P. Brenner 

11.45-13.00 Diskussion zum Referat 

13.00-13.30 Pause 

13.30-15.00 Erfahrungsaustausch: 

- Stand der Umsetzung der Bildungsarbeit in den Bezirken 

- Vorstellung der Bildungsarbeit im Bezirk Hessen 

- Künftige Strukturierung der Arbeit der Bildungskommission 


„Was ist bei euch los 
mit dem Streikrecht?“ 

Mercedes-Arbeiter wehren sich gegen Abmahnung 

und die restriktive Handhabung des Streikrechts in Deutschland 

Interview mit Gerhard Kupfer 


Am 12. Mai 2015 reichten die Rechts¬ 
anwälte Benedikt Hopmann (Berlin), 
Reinhold Niemerg (Berlin), Gabrie¬ 
le Heinecke (Hamburg) und Helmut 
Platow (Berlin) beim Bremer Arbeits¬ 
gericht eine Klage von 32 Mercedes- 
Arbeitern gegen ihre Abmahnung ein. 
Die 761 Abmahnungen waren wegen 
eines spontanen Streiks der Dauer¬ 
nachtschicht gegen die Auslagerung 
der Logistik bei Daimler Bremen aus¬ 
gesprochen worden. 

UZ: 32 Kollegen von Daimler Bremen 
haben Klage beim Bremer Arbeitsge¬ 
richt gegen die Abmahnungen einge¬ 
reicht, die sie erhalten hatten, weil sie 
an Streikaktionen teilgenommen hat¬ 
ten. Warum wollen die Kollegen dieAb- 
mahnung nicht akzeptieren, ihre Akti¬ 
on war doch nicht vom Streikrecht in 
Deutschland gedeckt? 

Gerhard Kupfer: Praktisch allen Kol¬ 
legen war klar, dass sie eine Abmah¬ 
nung kassieren können, als sie in der 
Nacht zum 11. auf 12. Dezember ge¬ 
streikt haben. Jedem ist auch klar, dass 
eine Abmahnung die Androhung einer 
Kündigung bedeutet. 

Hier geht es für die Kollegen um 
elementare Dinge, die sowohl ihre 
Arbeitsbedingungen als auch gesell¬ 
schaftliche Probleme wie Werkver¬ 
träge, Leiharbeit und Armutslöhne 
betreffen. Sie haben also nicht nur 
ein Zeichen gesetzt mit ihrem Streik, 
sondern auch 
gesellschaft¬ 
liche Ver¬ 
antwortung 
übernom¬ 
men. Und vor allem haben sie all jene 
Lügen gestraft, die immer nur predi¬ 
gen, man könne nichts machen gegen 
Fremdvergabe, Werkverträge und 
Leiharbeit; das sei Sache der Politik 
und man müsse diese gesellschaft¬ 
lichen Skandale nur „ordentlich re- 
geln“. 

In den vielen Gesprächen mit un¬ 
seren Anwälten kam dann ein weiterer 
Aspekt dazu: Das Streikrecht. 

UZ: Eure Anwälte haben auf einer 
Pressekonferenz im Bremer DGB- 
Haus genau diesen Punkt hervorgeho¬ 
ben, dass es ihnen nicht nur um die Ab¬ 
mahnung ginge, sondern um das Streik¬ 
recht insgesamt. Was ist damit gemeint, 


welche Perspektive verbindet ihr mit der 
Klage? 

Gerhard Kupfer: Wir haben es schon 
gemerkt an den über 80 Solidaritäts¬ 
schreiben aus aller Welt (von Uruguay 
über Mexiko, Kuba, Pakistan bis Südaf- 



Gerhard Kupfer, ehemaliger Betriebs¬ 
rat bei Mercedes Bremen 


rika), die letztendlich immer die Frage 
gestellt haben: Was ist bei euch los mit 
dem Streikrecht? 

Und tatsächlich: Wir haben gelernt, 
dass die Rechtsprechung in unserem 
Land internationalem Recht wider¬ 
spricht, dass z.B. 
die Europäische 
Kommission 
Deutschland of¬ 
fiziell ermahnt 
hat, sich an die von ihm unterschrie¬ 
bene Sozialcharta zu halten in dieser 
Frage, es widerspricht einfach nicht 
nur internationalem Recht, sondern 
auch dem Grundgesetz, wie restriktiv 
das Streikrecht hier gesehen wird. 

Gestreikt darf hier - nach noch gül¬ 
tiger Rechtsprechung - nur, wenn eine 
Gewerkschaft außerhalb der Friedens¬ 
pflicht dazu aufruft. Anhand der Klage 
gegen die Abmahnungen bei Merce¬ 
des wird nun möglicherweise diese Fra¬ 
ge neu beantwortet. Wir wissen, dass 
das lange dauern und dass der Weg bis 
zum Europäischen Gerichtshof führen 
kann, wenn nötig. Wir werden weiter¬ 
hin die Sache mit viel Öffentlichkeit 
begleiten. 


UZ: Kannst du die Stimmung in der 
IG Metall und anderen DGB-Gewerk- 
schaften abschätzen? Wie wird eure 
Klage dort bewertet? 

Gerhard Kupfer: Wir haben viele wert¬ 
volle Kontakte mit anderen Gewerk¬ 
schaftseinheiten, mit Kolleginnen und 
Kollegen aus anderen Betrieben, mit 
Menschen z.B. in Bremen und anderen 
Städten gewonnen, werden auf zahlrei¬ 
che Veranstaltungen eingeladen, usw. 

Kolleginnen und Kollegen aus an¬ 
deren Gewerkschaften, z.B. der Vor¬ 
sitzende der südafrikanischen Metall¬ 
gewerkschaft NUMSA, haben einen 
Brief an den IG-Metall-Vorstand ge¬ 
schrieben mit der Aufforderung, unse¬ 
ren Kampf zu unterstützen oder we¬ 
nigstens darüber zu berichten. Fast 170 
Arbeiter von Mercedes Bremen haben 
einen Offenen Brief an die Bezirkslei¬ 
tung und an den Vorsitzenden der IG 
Metall geschrieben. Immer die gleiche 
Reaktion: Schweigen. 

Kein Wort in der „metall“, keine 
Antwort auf die Briefe. Null. Rege 
ist nur unser 1. Bevollmächtigter, der 
mehrmals öffentlich den Kolleginnen 
und Kollegen in den Rücken gefallen 
ist, teilweise auf der Betriebsversamm¬ 
lung, also vor dem Management. 

Wir haben zu kämpfen mit Austrit¬ 
ten und wir versuchen den Kollegen 
klar zu machen, dass sie die Gewerk¬ 
schaft sind und nicht diejenigen, die ih¬ 
nen in den Rücken fallen; dass sie um 
die Gewerkschaft kämpfen müssen, 
statt sie jenen preiszugeben, die längst 
gewerkschaftliche Werte über Bord ge¬ 
worfen haben. 

UZ: Wie geht es weiter? 

Gerhard Kupfer: Wir wissen, alles - 
der Kampf vor den Gerichten, der 
Kampf auch im Betrieb und in unse¬ 
rer Gewerkschaft - wird Zeit und Kraft 
und Geld kosten. Aber wir haben gar 
keine andere Wahl. Es geht um unsere 
Ehre als Arbeiter, um unser und unser 
Kinder Leben und um unsere Gewerk¬ 
schaft. Es geht letztendlich ein Stück 
weit um die Arbeiter- und Gewerk¬ 
schaftsbewegung in diesem Land. 

Wir werden nicht zulassen, dass unsere 
Rechte, dass unsere Gewerkschaften 
ausverkauft werden. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 


„ Kein Wort in der „metall“, keine 
Antwort auf die Briefe. Null.“ 



Das Werk von Daimler in Bremen 
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Es riecht nach Streik 

Streiks der Sozial- und Erziehungsberufe: Unbefristet und ohne Unterbrechung 


Dokumentiert 


Soli-Erklärung von 
Reinhard Püschel (DKP- 
Stadtrat Heidenheim) 



M ehr als beim 1. Mai“ seien ge¬ 
kommen, sagt eine Erzieherin 
aus Osnabrück, die seit über 25 
Jahren ihren Beruf ausübt. Sie ist eine 
der wenigen, die den Vergleich anstellen 
kann, denn die meisten der über 1000 
Kolleginnen, die an diesem Tag die 
Streikdemo in Osnabrück bilden, haben 
die Veranstaltungen des DGB am 1. Mai 
noch nie besucht. 

Es ist die dritte Woche des Streiks - 
durchgängig, unbefristet, so lautet der 
Beschluss der Konferenz der Streikde¬ 
legierten in Fulda. Ich stelle mir vor, was 
in anderen Bereichen (Automobilindu¬ 
strie?) los wäre, wenn drei Wochen am 
Stück gestreikt würde ... unvorstellbar. 
War es aber für die meisten der hier An¬ 
wesenden vor ein paar Monaten auch 
noch. Der letzte Streik in diesem Bereich 
ist über fünf Jahre her, die Beteiligung 
war wesentlich geringer. „Da hat ja kaum 
einer mitbekommen, dass wir überhaupt 
gestreikt haben“, sagt die Kollegin, die 
neben mir läuft. „Jetzt geht fast nichts 
mehr bei uns.“ 

Sie haben es geschafft, die Arbeit¬ 
geber“: Sie haben das Fass tatsächlich 
zum Überlaufen gekriegt. Mieser, seit 
Ewigkeiten unveränderter Betreuungs¬ 
schlüssel, unbezahlte Ausbildungsphase 
(vier Jahre Fachschule), Personalmangel, 
aufgezwungene Teilzeitbeschäftigung, 
ständig anwachsende Anforderungen bei 
ständigem Sparzwang bei gleichzeitiger 
Unverfrorenheit in den Tarifverhandlun¬ 
gen. Kein Angebot. Null. 

Es mag daran liegen, dass die Kom¬ 
munen durch den Streik Lohnkosten spa¬ 
ren, ohne dass Einnahmen in gleichem 
Maße ausbleiben. Es mag auch daran lie¬ 
gen, dass die Arbeitgeber“ wissen, dass 
ein Erfolg der Erzieherinnen ein Signal 
an andere Bereiche - vor allem Pflege/ 
Gesundheit - wäre, dass Kämpfen sich 
lohnt. Es hegt auf jeden Fall daran, dass 
auf keinen Fall umverteilt werden soll, 
nicht innerhalb der Staatshaushalte zu¬ 
gunsten der Kommunen und schon gar 
nicht durch Vermögensbesteuerung zu 


Am 14. Mai traten die Kolleginnen 
und Kollegen bei Renault Bursa in der 
Nachtschicht in den Streik. Sie fordern, 
die gleiche Lohnerhöhung wie die Kol¬ 
leginnen bei Bosch Bursa zur erhalten. 
Am nächsten Tag traten auch die Kolle¬ 
ginnen bei Tofas (ein Joint-Venture von 
Fiat mit der Kog-Holding) mit der glei¬ 
chen Forderung in den Streik. Bursa ist 
Hauptstadt der gleichnamigen Provinz 
im Westen der Türkei. 

Nach und nach erfasste dieser Streik 
der Arbeiterinnen weite Teile der türki¬ 
schen Automobil- und Zulieferindustrie. 
Am 20. Mai waren bereits über 20 000 
Arbeiterinnen in den Streik getreten: 
4800 bei Renault, 5 000 bei Tofas, 7 200 
bei Ford (in Kocaeli), 1 400 bei Qosku- 
nöz, 1 200 bei Mako, usw. 

Darüber hinaus gab es in vielen Zu¬ 
lieferbetrieben Solidaritätsaktionen, bei 
denen das Mittagessen in der Kantine 
boykottiert und stattdessen eine Ver¬ 
sammlung abgehalten wurde. Auch bei 
Türk Traktor in Ankara fanden ähnliche 
Aktionen statt. Seit fast sechs Monaten 
gibt es unter den Metallerinnen in der 
Türkei, insbesondere in den Industrie¬ 
zentren der Marmararegion, in der auch 
Bursa liegt, Diskussionen über Löhne 
und Arbeitsbedingungen, über Gewerk¬ 
schaften und gewerkschaftliche Organi¬ 
sierung. 

Insbesondere nachdem die arbeitge¬ 
berfreundlichen Gewerkschaften Türk- 
Metal und Qelik-Is am 15. Dezember 
2014 bzw. am 17. Dezember 2014 ihre 
Tarifabschlüsse unter Dach und Fach 
gebracht und die kämpferische Metall¬ 
arbeitergewerkschaft Birlesik Metal-Is 
(BMI) unter Druck gesetzt hatten, den 
gleichen Tarifvertrag zu unterschreiben, 
begannen die Diskussionen wieder auf¬ 
zuflammen. Die BMI weigerte sich, die¬ 
sen Tarifvertrag zu unterschreiben, und 


Lasten der Reichen und Mächtigen in 
diesem Land. 

Die Stimmung ist gut, auch bei den 
betroffenen Eltern. Aber es gibt Ausnah¬ 
men. In Einzelfällen seien die Eltern fast 
verzweifelt, weil sie doppelte Berufstä¬ 
tigkeit und Kinderbetreuung nicht orga¬ 
nisiert kriegen. Um diese Eltern wird es 
zunehmend gehen, wenn über den Streik 
der Erzieherinnen berichtet wird. Schon 
jetzt werden neue Fronten ausgemacht; 
zwischen Streikenden und Eltern, Strei¬ 
kenden und ver.di, Streikenden und den 
Kindern. Deshalb sind Solidaritätsakti¬ 
onen so wichtig, am besten von Eltern 
wie in Hamburg, wo das Rathaus in eine 
Groß-Kita verwandelt wurde, um den 
Druck dorthin zu tragen, wo er hinge¬ 
hört. 

„Dürfen wir nicht mehr in die Kita, 
weil wir so frech waren?“ steht auf Stern, 
de. Die wahren Streikopfer seien die 
Kinder, heißt es da. Adressat sind nicht 
etwa die Verantwortlichen in den Kom¬ 
munen, sondern - wie sollte es anders 
sein - Erzieherinnen und ver.di. Auch 


beschloss den unbefristeten Streik, der 
jedoch einen Tag nach Streikbeginn ver¬ 
boten wurde. 

Der Versuch der Metallarbeiterin¬ 
nen, ihren Streik trotz des Verbots fort¬ 
zuführen, misslang aufgrund des Drucks 
von allen Seiten (Regierung und Poli¬ 
zei, Arbeitgeber und der „wohlgeson¬ 
nenen“ Gewerkschafter). Die vom Ka¬ 
pital, seiner Regierung und den kapital¬ 
freundlichen Gewerkschaften erhoffte 
Friedhofsruhe kehrte allerdings nicht 
ein, sondern trug nur dazu bei, dass die 
zuvor geführten Diskussionen noch hit¬ 
ziger wurden und weitere Teile der Me- 
tallarbeiterlnen erfassten. 

Am 13. April 2015 wurde der zwi¬ 
schen Türk Metal und der Firma Bosch 
gesondert ausgehandelte Tarifvertrag 
über Lohnerhöhungen bekanntgege¬ 
ben. Dieser Tarifvertrag mit nur zwei 
Jahren Laufzeit und viel besseren Kon¬ 
ditionen brachte das Fass zum überlau¬ 
fen. Denn nun wurde vielen Metallar¬ 
beiterinnen klar, dass die Türk Metal sie 
in der Tarifrunde wieder einmal betro¬ 
gen und einen arbeitgeberfreundlichen 
Tarifvertrag unterschrieben hatte. 

In vielen Metallbetrieben stellten 
die Kolleginnen die betrieblichen und 


die mancherorts auf die Beine gestellte 
Notbetreuung sei keine Lösung, manche 
volle Windel bleibe zeitweise ungewech- 
selt, der Geruch mischt sich dann wohl 
mit dem Angstschweiß der Eltern, die bei 
der Verlosung der wenigen Notbetreu¬ 
ungsplätze leer ausgehen könnten. 

Der Tenor: Eine gute Kinderbetreu¬ 
ung sei aus vielen Gründen so ungeheu¬ 
er wichtig, dass Streiks zur Verbesserung 
genau dieser Betreuung das falsche Mit¬ 
tel seien. So wie ja auch Streiks gegen 
den drohenden Kollaps des Gesundheits¬ 
wesens nicht zulässig sein sollen, wenn 
es nach dem Vorstand der CSU geht. Sie 
will das Streikrecht über das Tarifein¬ 
heitsgesetz hinaus einzuschränken, vor 
allem in „Bereichen der Daseinsvorsor¬ 
ge und der kritischen Infrastrukturen“. 
Statt darüber zu schreiben, wie unglaub¬ 
lich die Spar- und Privatisierungspolitik 
der letzten Jahrzehnte in den „Bereichen 
der Daseinsvorsorge und der kritischen 
Infrastrukturen“ versagt hat, soll den 
Beschäftigten, die für Verbesserungen 
kämpfen, ihr Kampfmittel genommen 


örtlichen Gewerkschaftsvertreter zur 
Rede. Die Kolleginnen verlangten, dass 
ihre Lohnerhöhungen denen der Bosch- 
Kolleginnen angepasst werden. 

Arbeitgeber wie auch die Gewerk¬ 
schaftsvertreter drohten: Einen abge¬ 
schlossenen Tarifvertrag während der 
Laufzeit zur ändern, würde sowohl ge¬ 
gen die nationalen Gesetze wie auch 
gegen internationalen Abkommen ver¬ 
stoßen. Es sei illegal, einen Nachschlag 
zu fordern. 

Nach ca. vier Wochen andauern¬ 
der Diskussionen beschlossen die Kol¬ 
legen und Kolleginnen bei Renault in 
Bursa, in den Ausstand zu treten. Die 
Nachtschicht kam zur Arbeit, ging in 
den Betrieb rein, aber die Arbeit wur¬ 
de nicht aufgenommen. Die Frühschicht 
und die Spätschicht schlossen sich dem 
Streik an. Kurze Zeit später traten die 
Kolleginnen der Tofas in den Ausstand. 
Ab diesem Zeitpunkt verbreitete sich 
der Streik wie ein Lauffeuer: Coskun- 
öz, Mako, Ford Otosan, Ototrim, und zu¬ 
letzt legten die Kolleginnen der Valeo 
die Arbeit nieder. 

Seit dem 15. April wurde dann etli¬ 
che Male versucht, die Kolleginnen mit 
verschiedenen Methoden zu entmutigen 


werden. Auf solche Drehs muss man erst 
einmal kommen. 

Das Problem ist ein gesellschaftliches, 
die Erzieherinnen brauchen entspre¬ 
chende Unterstützung. Der (Kosten-) 
Druck wurde und wird auf Kosten von 
Erzieherinnen und Kindern erhöht - wie 
in anderen Bereichen auch: Unbezahl¬ 
te Arbeit, keine Pause, Unterbesetzung 
nicht nur bei krankheitsbedingten Aus¬ 
fällen ... das ist bereits Realität. 

„Für mich ist streiken wie Urlaub“ 
sagt die streikende Kollegin aus Osna¬ 
brück. Dabei hat ihr der Beruf immer 
richtig Spaß gemacht, sagt sie. Und die 
Kolleginnen, ständig unterwegs, sind seit 
Streikbeginn nie untätig gewesen. Wäh¬ 
rend die einen zur Konferenz der Streik¬ 
delegierten nach Fulda fuhren, sind die 
anderen in Lüneburg demonstrieren ge¬ 
wesen. Dazu kommen laufend lokale Ak¬ 
tionen, die zeigen, dass streiken nicht nur 
gesundheitsfördernd ist („Stressabbau“), 
sondern auch die Kreativität fordert - au¬ 
ßerhalb von Kinderliedern und Bastelak¬ 
tionen mit stumpfen Scheren. Lars Mörking 


und zur Aufgabe zur bewegen. Mal kam 
der Gouverneur der Stadt Bursa mit ei¬ 
nem „Friedensangebot“, mal kamen 
Inspekteure vom Wirtschafts- und Ar¬ 
beitsministerium, um den Kolleginnen 
darzulegen, welche Folgen ihr Ausstand 
hat - und noch haben werde: sowohl für 
die Wirtschaft des Vaterlands wie auch 
für ihre Arbeitsplätze. Die „freundli¬ 
chen“ Warnungen der staatlichen Stel¬ 
len wurden ergänzt durch Drohungen 
seitens der Gewerkschaft Türk-Metal: 
„Wenn ihr so weiter macht, kann der 
Arbeitgeber euch nicht nur entlassen, 
sondern auch Schadenersatz von euch 
verlangen. Lasst euch nicht von ein paar 
Aufwieglern vor deren Karren spannen.“ 

Es wurde behauptet, die Aktionen 
der Kolleginnen, mit denen sie einen 
Nachschlag während der Laufzeit eines 
Tarifvertrags fordern, seien illegal und 
würden gesetzliche Maßnahmen nach 
sich ziehen 

Auch wenn hauptsächlich über 
Lohnerhöhung debattiert wird, geht es 
bei diesem Kampf um viel mehr. Die 
Kolleginnen haben die Nase voll von 
den arbeitgeberfreundlichen Gewerk¬ 
schaften und kämpfen auch um das 
Recht auf wirklich freie Organisierung. 
D.h. sie wollen nicht nur frei entschei¬ 
den können, in welche Gewerkschaft sie 
eintreten, sondern auch demokratische 
Mitbestimmungsrechte innerhalb der 
Gewerkschaft! Sie wollen ihre eigenen 
Gewerkschaftsvertreter wählen, wenn 
nötig diese aber auch abwählen können. 
Das ist zurzeit in keiner der Metallge¬ 
werkschaften möglich. 

Quelle: DIDF 

Der DIDF-Bundesvostand hat eine Un¬ 
terstützungserklärung verfasst, die als 
Druckvorlage unter didf@didf.de ange¬ 
fordert werden kann. 


Der Kommunale Arbeitgeberverband 
weigert sich anzuerkennen, dass die 
Erziehung und Betreuung von Kin¬ 
dern und Jugendlichen einfach mehr 
wert ist. Der Warnstreik ist daher die 
richtige Antwort auf eine Verweige¬ 
rungshaltung, die nicht nur die Be¬ 
schäftigten im Erziehungsdienst trifft. 
Die Blockade der Arbeitgeber“ trifft 
auch diejenigen, die ihre Kinder an 
diesem Tag nicht betreuen lassen kön¬ 
nen. Und doch ist der Streik das Beste, 
was die Beschäftigten im Sozial- und 
Erziehungsdienst für Kinder und El¬ 
tern tun können. Denn nur mit einer 
besseren Bezahlung kann auf Dauer 
der Fachkräftemangel eingedämmt 
werden. Nur wenn die sozialen Berufe 
endlich aufgewertet werden, können 
sich die Bedingungen in den Einrich¬ 
tungen verbessern. Das hilft den Fami¬ 
lien und das hilft den Beschäftigten. 

Solidarität mit den 
Streikenden! 

Das wird mit jeder Verhandlungsrun¬ 
de immer wichtiger. Die Forderungen 
sind mehr als berechtigt. Umso wich¬ 
tiger ist es, dass es eine große Unter¬ 
stützung aus der Bevölkerung gibt. Die 
streikenden Beschäftigten stehen un¬ 
ter einem massiven Druck und müs¬ 
sen sich viele Vorwürfe gefallen las¬ 
sen. Sie brauchen die Solidarität aller 
Menschen, die die Umverteilung von 
unten nach oben, den Lohnraub und 
den Sozialabbau nicht einfach so hin¬ 
nehmen wollen und können. 

Es geht um mehr! 

Leider ist jedoch nicht nur die Bezah¬ 
lung eine Katastrophe. Die dauerhafte 
Unterfinanzierung des sozialen Netzes 
hat zu teilweise unhaltbaren Zustän¬ 
den in den Einrichtungen geführt. Der 
Kampf der Beschäftigten für eine bes¬ 
sere Bezahlung kann deshalb nur ein 
Anfang sein. Er muss weitergeführt 
werden, damit endlich allen Kindern 
ein Platz angeboten werden kann. 
Damit mehr Fachkräfte in kleineren 
Gruppen arbeiten können und alle 
eine Förderung bekommen, die den 
Namen verdient. 

Der mutige Streik ist 
ein wichtiger Schritt! 

Doch durch einen Warnstreik allein 
werden keine Verbesserungen erzielt 
werden. Wenn sich der Kommunale 
Arbeitgeberverband nicht endlich be¬ 
wegt, ist ein langer Streik die einzige 
richtige Antwort. Eine finanzielle An¬ 
erkennung der wichtigen Arbeit, die in 
der überwiegenden Mehrzahl immer 
noch von Frauen geleistet wird, ist das 
Mindeste! Der Kampf gegen Lohn¬ 
klau und Sozialabbau muss von allen 
Beschäftigten weiter getragen werden. 
Der mutige Streik der Erzieherinnen 
ist daher ein wichtiger Schritt! 



Schreiben Sie Ihrem 
Gemeindevertreter. 

ver.di ruft auch die Eltern auf, in der 
Tarifrunde der Sozial- und Erziehungs¬ 
berufe aktiv zu werden. Dazu gibt es 
unter www.soziale-berufe-aufwerten. 
de die Möglichkeit, eine Protestnach¬ 
richt an die eigenen Gemeindevertre¬ 
terinnen zu senden. Auf der Website 
heißt es dazu: „Die Arbeitgeber ma¬ 
chen kein richtiges Angebot und tra¬ 
gen damit die Auseinandersetzung 
über die Aufwertung im Sozial- und 
Erziehungsdienst auf den Rücken von 
Eltern aus. Wenn Sie damit nicht ein¬ 
verstanden sind, dann machen Sie es 
jetzt deutlich, indem Sie eine Nachricht 
an Ihren Gemeindevertreter schicken.“ 


Löhne und Koalitionsfreiheit! 

Zehntausende Streikende legen türkische Automobilindustrie lahm 
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„Sachsensumpf“-Prozess 
vorläufig eingestellt 

Noch immer treiben die schon 2007 an 
die Öffentlichkeit gelangten Enthüllun¬ 
gen über das Treiben krimineller Netz¬ 
werke in Sachsen ihre bizarren Blüten. 
So ging die Justiz des Freistaates in der 
Vergangenheit in mehreren Fällen mit¬ 
tels bizarr anmutender Vorwürfe gegen 
Politiker, Journalisten und Opfer der 
kriminellen Machenschaften vor, die 
sich der Aufklärung der unter dem Fa¬ 
bel „Sachsensumpf“ bekannt geworde¬ 
nen Staatsaffäre verschrieben hatten. 
Politiker sowie Bedienstete von Polizei 
und Justiz sollen in den 1990er Jahren 
Teil eines kriminellen Netzwerkes in 
Sachsen gewesen sein, dem unter an¬ 
derem Verrat von Dienstgeheimnissen, 
Korruption, Verstrickung in Kinderpro¬ 
stitution und dubiose Mordanschläge 
bzw. angebliche Selbstmorde sowie 
zweifelhafte Immobiliengeschäfte vor¬ 
geworfen werden. In der vergangenen 
Woche fand erneut ein Prozess statt, 
der dem Komplex „Sachsensumpf“ 
zuzuordnen ist. So stellte das Amtsge¬ 
richt Dresden ein Verfahren wegen an¬ 
geblichen Geheimnisverrats gegen den 
ehemaligen Verfassungsschutzbeamten 
Michael H. gegen Zahlung von 5 000 
Euro vorläufig ein. Sollte der Mann die 
Summe nicht pünktlich zum 30. Juni an 
zwei gemeinnützige Organisationen 
zahlen, würde der Prozess fortgesetzt. 

Der Angeklagte war Mitarbeiter 
beim Referat „Organisierte Krimina¬ 
lität“ beim sächsischen Landesamt für 
Verfassungsschutz (LfV) und soll gehei¬ 
me Informationen an einen Buchauto¬ 
ren durchgestochen haben. Infolgedes¬ 
sen kamen nach und nach Informatio¬ 
nen über den „Sachsensumpf“ ans Licht 
der Öffentlichkeit. „Die Einstellung 
des Verfahrens nach § 153a ist ohne 
jede Schuldfeststellung erfolgt und 
wird rechtskräftig, wenn bis 30. 6. 2015 
die vereinbarte Zahlung der Geldauf¬ 
lage erfolgt. Bestandteil der Einigung 
ist die Zusicherung des Gerichtes, den 
Anwälten von Michael H. die seit 2,5 
Jahren geforderte und bisher verwehrte 
Akteneinsicht in nachzureichende ge¬ 
heime 4 Akten des LfV zu gewähren, die 
der damalige Präsident des LfV, Boos, 
bei seiner Zeugenvernehmung im Feb¬ 
ruar 2012 vor dem Amtsgericht zuge¬ 
sichert hatte“, schreibt der ehemalige 
SPD-Landtagsabgeordnete Karl Nolle, 
der gemeinsam mit den Linkspartei-Po¬ 
litikern Volker Külow und Klaus Bartl 
den Prozess beobachtet hatte, auf seiner 
Internetseite, (bern) 

Armutsspirale im 
Ruhrgebiet stoppen 

Die Linksfraktion des Bundestages 
veranstaltet am 12. Juni in Bochum 
eine hochkarätig besetzte Konfe¬ 
renz mit dem Titel „Armutsspirale im 
Ruhrgebiet stoppen“. Die soziale Lage 
an Rhein und Ruhr sei mittlerweile 
dramatisch und wird immer dramati¬ 
scher. Die Armutsquote in der Regi¬ 
on sei in den vergangenen fünf Jahren 
um 20 Prozent gestiegen. Inzwischen 
lebe in einigen Ruhrgebietsstädten je¬ 
des dritte Kind in Armut, der Paritä¬ 
tische Wohlfahrtsverband spreche gar 
von einem „armutspolitischen Erd¬ 
rutsch“ in der Region. In der Ankündi¬ 
gung der Linksfraktion heißt es: „Hi¬ 
obsbotschaften von geplanten Werk¬ 
schließungen und Massenentlassungen 
im Ruhrgebiet nehmen kein Ende. So 
wurde etwa das Opel-Werk in Bochum 
geschlossen. Weitere Schließungen so¬ 
wie Stellenabbau in anderen Industrie¬ 
betrieben wurden bereits angekündigt. 
Doch die herrschende Politik von der 
Kommune übers Land bis zum Bund 
reagiert seit Jahren nicht auf die Ver¬ 
armung des Ruhrgebiets.“ 

An der öffentlichen Konferenz, die 
am Freitag, den 12. Juni, von 16 bis 21 
Uhr im Jahrhunderthaus der IG Metall 
in Bochum stattfinden wird, nehmen 
unter anderem Sahra Wagenknecht, 
Oskar Lafontaine, die Bundestagsab¬ 
geordneten Sevim Dagdelen und Ulla 
Jelpke, der Politikwissenschaftler Prof. 
Dr. Christoph Butterwegge, Dr. Joa¬ 
chim Rock vom Deutschen Paritäti¬ 
schen Wohlfahrtsverband sowie Jochen 
Marquardt (Geschäftsführer DGB-Re- 
gion Ruhr-Mark) und Rainer Einenkel 
(ehemaliger Betriebsrats vor sitzender 
Opel Bochum) teil, (bern) 


Waffen für die einen, Knast für die anderen? 

Der seltsame Umgang mit der PKK 


D er Kurde Mehmet D. steht seit 
Mittwoch vergangener Woche 
in Hamburg vor Gericht. Ihm 
wird vorgeworfen, sich als Mitglied 
an der „ausländischen terroristischen 
Vereinigung PKK gemäß § 129b StGB 
beteiligt zu haben“ Konkret soll er ... 
Mitgliedsbeiträge in Norddeutschland 
kassiert haben! Neun Monate Unter¬ 
suchungshaft hat er hinter sich. Wie 
lange der Prozess dauern wird und 
welches Urteil am Ende stehen wird, 
ist derzeit nicht abschätzbar. Kurdi¬ 
sche und linke türkische Organisa¬ 
tionen sowie die Partei „Die Linke“ 
fordern die sofortige Aufhebung des 
PKK-Verbots, welches die Grundlage 
für Prozesse wie den gegen Mehmet 
D. bietet. 

Wie erinnern uns: im Spätsommer 
vergangenen Jahres geriet ein kleiner 
syrischer Landstrich, von dem bis dato 
kaum jemand Notiz genommen hatte, 
weltweit in die Schlagzeilen: die kur¬ 
dische Provinz Rojava. Während im 
Nord-Irak die Terrormiliz IS wütete 
und einen Krieg gegen Minderheiten, 
vor allem Frauen, führte, sorgten kur¬ 
dische Kämpferinnen und Kämpfer 
aus Rojava dafür, dass Tausende vom 
IS eingeschlossene Jesidinnen und Je- 
siden aus Schengal (Nord-Irak) befreit 
wurden. Sie boten den Überlebenden 
Zuflucht in Rojava. 

Zunächst berichteten die Welt- 
Medien, kurdische Peschmerga hät¬ 
ten die Befreiungsaktion durchge¬ 
führt. Kurdische Peschmerga, d.h. die 
Armee aus den kurdischen Autono¬ 
miegebieten im Nord-Irak. Doch es 
ließ sich nicht lange verschweigen, 
dass nicht die besagte Peschmerga, 
sondern die YPG/YPJ, der syrische 
Ableger der PKK, die Menschen frei¬ 
gekämpft hatten. 

Moment mal. PKK?! Das ist doch 
bekanntermaßen eine terroristische 
Vereinigung, nach den Anschlägen 
vom 11. September 2001 auf die Ter¬ 
rorliste der USA und der EU aufge¬ 
nommen und in der BRD sogar schon 
seit 1993 verboten ... Und nun waren 
diese „Terroristen“ diejenigen, die 
Tausenden Menschen das Leben ge¬ 
rettet hatten? Schon ein wenig selt¬ 
sam. 

Doch es kam noch besser: Der IS 
mordete weiter und eroberte immer 
größeres Territorium, über die Gren¬ 
zen des Irak hinaus auch auf syri¬ 
schem Staatsgebiet. Tapfer boten die 
kurdischen „Terroristen“ Paroli, was 
im Herbst 2014 dazu führen sollte, 


dass die Welt über Waffenlieferun¬ 
gen an die PKK bzw. YPG/YPJ dis¬ 
kutierte. 

Während auf höchsten politischen 
und militärischen Ebenen debattiert 
wurde, wie die kurdischen Kämpfe¬ 
rinnen und Kämpfer aus dem Irak 
und Syrien am effektivsten in ihrem 
Kampf gegen den IS zu unterstüt¬ 
zen seien, und 
die Welt mit 
den Kurdinnen 
und Kurden im 
Kampf um Ko- 
bane, das Zen¬ 
trum Rojavas, 
mitfieberte, 
wurde in Ham¬ 
burg Mehmet D. wegen des Vorwurfs 
der Unterstützung einer ausländischen 
terroristischen Vereinigung verhaftet. 
Derselben „terroristischen Vereini¬ 
gung“, der u.a. Bundesverteidigungs¬ 
ministerin Ursula von der Leyen 
(CDU) Waffen schicken wollte. 

Mehmet D. soll es in der PKK unter 
dem Decknamen „Kahraman“ (Held) 
zum leitenden Kader gebracht und zu¬ 
nächst in NRW, dann in der „Sektion 
Nord“ Beiträge kassiert, Spenden ge¬ 
sammelt und Menschen zur Teilnahme 
an Protestdemonstrationen motiviert 
haben. 


Das wird die Demokratie in ihren 
Grundfesten erschüttert haben. Für- 
wahr. Und in einem Land, in dem Neo¬ 
nazis zehn Jahre lang nicht nur völlig 
ungestört, sondern mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit mit 
Wissen und Beteiligung der entspre¬ 
chenden Inlands-N achrichtendienste 
und Teilen der Polizei Türken, Kur¬ 
den und Grie¬ 
chen ermorden 
konnten, muss 
ja mal aufge¬ 
räumt werden. 
Nein, nicht bei 
den Neonazis, 
sondern bei 
den Linken. 
Zunächst einmal denen aus dem Aus¬ 
land. Solchen subversiven Elemente 
wie Mehmet D., der eigenen Angaben 
zufolge eine Organisation unterstützt, 
die sich aktiv für einen friedlichen 
Wandel im Nahen Osten einsetzt. 

Die Steilvorlage für den Prozess 
gegen Mehmet D. bietet das vom da¬ 
maligen Bundesinnenminister Man¬ 
fred Kanther (CDU) am 26. Novem¬ 
ber 1993 erlassene PKK-Verbot, das 
nach dem 11. September 2001 durch 
die Aufnahme der PKK in die Terror¬ 
liste der USA und der EU gestützt 
wurde. 


Laut Monika Morres von Aza- 
di (Freiheit) - Rechtshilfefonds für 
Kurdinnen und Kurden in Deutsch¬ 
land e. V. ist es „unmöglich, eine ver¬ 
lässliche Hausnummer betreffs der 
Folgen des PKK-Verbots zu nennen. 
Seit dem Verbot kurdischer Organi¬ 
sationen und Vereine im November 
1993 wurden und werden tausende 
Menschen kurdischer Herkunft kri¬ 
minalisiert. Razzien, Vereinsverbo¬ 
te und -durchsuchungen, Verhaftun¬ 
gen und polizeiliche Aufforderun¬ 
gen zur Denunziation gehören zum 
Alltag.“ 

Azadi betreut 125 Gefange¬ 
ne, die aufgrund des PKK-Verbots 
nach § 129 a oder b, Bildung einer 
terroristischen Vereinigung bzw. 
Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung im Ausland, verurteilt 
wurden. Plus 21 Fälle, in denen die 
Türkei einen Auslieferungsantrag 
gestellt hat. Manchmal reicht es, ei¬ 
nen Grillwagen von A nach B be¬ 
wegt zu haben, um ins Visier der 
Staatsanwaltschaft zu gelangen. 
Weitere „Vergehen“ sind: Parolen 
rufen, Fahnen schwenken, Zeitun¬ 
gen verkaufen, Spenden sammeln 
oder - wie im Falle Mehmet D. - 
Mitgliedsbeiträge zu kassieren. 

Birgit Gärtner 


Manchmal reicht es, einen 
Grillwagen von A nach B bewegt 
zu haben, um ins Visier der 
Staatsanwaltschaft zu gelangen 



Trommeln für Klimavertrag 

Merkel und Hollande im Gleichschritt beim Petersberger Dialog 


In der letzten Woche ist in Berlin der 
sogenannte Petersberger Klimadia¬ 
log zu Ende gegangen. Minister aus 
36 Ländern sind zu diesem informel¬ 
len Treffen gekommen, um den Weg 
zu einem Weltklimavertrag zu ebnen. 
Mehr als Worte hat es allerdings nicht 
gegeben, und ob der Vertrag in Paris 
geschlossen wird, bleibt zweifelhaft. 

Bundeskanzlerin Merkel nutzte 
die Gelegenheit, um sich wieder zur 
„Klimakanzlerin“ zu stilisieren. Nach- 


Mehr als Worte gab es nicht 


dem 2009 der Klimagipfel in Kopen¬ 
hagen scheiterte, drohte der Klimadi¬ 
plomatie ein Stillstand. Damit der Ge¬ 
sprächsfaden zwischen den Ländern 
nicht abreißt, initiierte Merkel 2010 
zum ersten Mal den Petersberger Kli¬ 
madialog. In diesem Jahr soll erneut 
versucht werden, einen Weltklimaver¬ 
trag zu schließen, aber bisher sieht es 
auch dafür nicht gut aus. So will Mer¬ 
kel ihren Einfluss über den Klima¬ 
dialog, aber auch beim kommenden 
Treffen der G7-Länder nutzen und 
den Verhandlungen neuen Schwung 
geben - was ihr aber vor dem Hin¬ 


tergrund der deutschen Klimapolitik 
nicht gelingen dürfte. 

Im letzten Jahr hatten sich die Staa¬ 
ten darauf geeinigt, dass keine Ziele für 
die Reduktion des Ausstoßes von Kli¬ 
magasen vorgeschrieben werden. Statt- 
dessen sollten die Staaten bis Ende 
März 2015 dem UN-Klimasekretariat 
in Bonn mitteilen, was sie freiwillig da¬ 
für zu tun bereit sind. Dann hätte be¬ 
rechnet werden sollen, ob die Anstren¬ 
gungen ausreichen, um die Erderwär¬ 
mung um zwei Grad zu beschränken. 
Allerdings haben von 190 Ländern bis¬ 
her nur 37 ihre freiwilligen Verpflich¬ 
tungen mitgeteilt. 

Problematisch sei zudem, dass die 
freiwilligen Verpflichtungen nicht ein¬ 
deutig definiert wurden und dass man 
sie nicht einfach miteinander verglei¬ 
chen könne, schreiben Oliver Geden 
und Susanne Dröge, beide Mitarbeiter 
der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP) in Berlin. So will die EU ihren 
Ausstoß von Kohlendioxid bis 2030 um 
40 Prozent im Vergleich zum Jahr 1990 
senken, China will überhaupt erst 2030 
anfangen, Japan strebt eine 26-prozen¬ 
tige Minderung im Vergleich zum Jahr 
2013 an und Kanada 30 Prozent gegen¬ 
über dem Basisjahr 2005. 


Man sei „weit davon entfernt, das 
Ziel zu erreichen“, klagte Frankreichs 
Präsident Francois Hollande. Die an¬ 
gekündigten nationalen Ziele reichten 
nicht aus, um das Zwei-Grad-Ziel ein¬ 
zuhalten. Schon der Gipfel von Kopen¬ 
hagen scheiterte daran, dass sich viele 
Länder sorgten, mit zu scharfen eigenen 
C0 2 -Reduktionen Wohlstand einzubü¬ 
ßen und den Konkurrenten auf dem 
Weltmarkt Vorteile zu verschaffen. Ob 
es auch diesmal an der Logik des Kapita¬ 
lismus liegt, dass die Länder sehr zurück¬ 
haltend mit ihren Reduktionszielen sind, 
wurde bisher allerdings nicht gesagt. 

Stattdessen erging sich Angela 
Merkel nach Angaben des Handels¬ 
blattes in markigen Worten. „Wir 
müssen im 21. Jahrhundert die De¬ 
karbonisierung schaffen“, sagte sie 
und meinte damit, dass recht bald der 
Energiehunger nicht mehr aus Öl, 
Gas und Kohle gestillt werden soll, 
sondern komplett aus erneuerbaren 
Energien. Um das zu erreichen, müsse 
es einen weltweiten Handel mit Ver¬ 
schmutzungsrechten geben - der aber 
bekanntlich noch nicht einmal in der 
EU funktioniert. 

Angesichts der deutschen Energie¬ 
politik dürfte die Forderung nach De¬ 


karbonisierung nicht besonders glaub¬ 
würdig erscheinen. Deutschland will ei¬ 
nerseits im Klimaschutz führend sein 
und schafft es andererseits nicht, die 
eigenen Klimaziele zu erreichen. Dass 
sich die Bundesregierung schwer damit 
tut, entschlossen aus der Verstromung 
der Braunkohle auszusteigen, dürfte 
ihr bei den kommenden Verhandlun¬ 
gen noch auf die Füße fallen. 

Punkten konnte Merkel allerdings 
mit der Zusage, dass Deutschland sei¬ 
ne Ausgaben für den internationalen 
Klimaschutz von zuletzt zwei Milli¬ 
arden Euro jährlich bis 2020 verdop¬ 
peln werde. Die Industrieländer hat¬ 
ten 2009 auf dem Kopenhagen-Gipfel 
zugesagt, ab 2020 jährlich 100 Milli¬ 
arden US-Dollar für Klimaschutzpro¬ 
jekte, z.B. zum Schutz gegen Dürren, 
Stürme und Überschwemmungen in 
Drittweltländern zur Verfügung zu 
stellen. Ob diese Finanzmittel tatsäch¬ 
lich zur Verfügung stehen werden, ist 
aber bislang noch unklar. Immerhin 
fehlen noch die Zusagen für 70 Milli¬ 
arden Dollar, monierte Merkel. Dass 
es ohne ein Finanzierungsmodell kein 
Abkommen geben werde, fügte Hol¬ 
lande an. 

Bernd Müller 
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Gabriel knickt ein 

Kohlelobby immer noch nicht zufrieden 



I m Streit um den geplanten Kli¬ 
mabeitrag für alte Kohlekraftwer¬ 
ke wird das Einknicken von Bun¬ 
deswirtschaftsminister Sigmar Gabri¬ 
el (SPD) immer deutlicher. Nachdem 
sein Ressort kürzlich die selbst ge¬ 
steckten Ziele auf Druck der Koh¬ 
lelobby verringert hat, betonte er 
im Bundestag erneut, für Alternativ¬ 
vorschläge offen zu sein. Dabei wird 
wieder einmal verschwiegen, dass 
die Haushalte und Verbraucher die 
Energiekonzerne mit Milliardenbe¬ 
trägen entlasten sollen. 

Ohne weitere Schritte ist es nicht 
möglich, den Ausstoß von Kohlendi¬ 
oxid bis 2020 um 40 Prozent zu sen¬ 
ken, wie es die deutschen Klimazie¬ 
le vorsehen. Die Bundesregierung 
hat deshalb im letzten Dezember 
beschlossen, dass der Energiesektor 
weitere 22 Millionen Tonnen C0 2 
einsparen soll. Wie das zu erreichen 
ist, soll in diesem Jahr diskutiert wer¬ 
den. 

Aus Gabriels Haus stammt der 
Vorschlag, einen Klimabeitrag von 
den Energiekonzernen zu fordern. 
Weil der europäische Emissionshan¬ 
del nicht funktioniert wie geplant 
und aufgrund zu vieler Zertifikate 
auf dem Markt keine Steuerungs¬ 
wirkung erzielt, sollte der Preis für 
Kohlendioxid durch ein nationales 
Instrument verteuert werden. Ob¬ 
wohl andere europäische Länder 
schon längst nationale Instrumente 
eingeführt haben, löste Gabriels Vor¬ 
schlag bei der deutschen Kohlelobby 
das blanke Entsetzen aus. Vor allem 
Braunkohlekraftwerke wären von 
der Abgabe betroffen und rund 86 
Prozent deren Kraftwerkskapazitä¬ 
ten gehören den beiden Energieko¬ 
nzernen RWE und Vattenfall. Diese 
beiden sollten durch einen höheren 
Preis für Kohlendioxid angehalten 
werden, ihre teilweise über 40 Jahre 
alten Kraftwerke zu modernisieren 
und umweltfreundlicher zu machen, 
doch stellt das für die Kohlelobby 
eine Zumutung dar. 

Nach Protesten der Bergbauge¬ 
werkschaft IG BCE und von Län¬ 
derregierungen hat das Bundes¬ 
wirtschaftsministerium einen Alter¬ 
nativvorschlag vorgelegt. Statt der 
geplanten 22 Millionen Tonnen sol¬ 


len die Energiekonzerne nur noch 16 
Millionen Tonnen einsparen. Die ent¬ 
stehende Lücke soll demnach durch 
die stärkere Förderung der Kraft- 
Wärme-Kopplung (KWK) geschlos¬ 
sen werden. Mit insgesamt 1,5 Milli¬ 
arden Euro soll diese nun jährlich ge¬ 
fördert werden, bisher waren es 500 


Klimafreundlichere 
Kraftwerke kommen nicht 
mehr zum Zug und werden 
unwirtschaftlich 


Millionen Euro. Bezahlt werden soll 
das vom Verbraucher. Wie es im Ar¬ 
beitspapier des Ministeriums heißt, 
wird die KWK-Umlage von derzeit 
0,25 Cent/kWh auf rund 0,75 Cent/ 
kWh steigen und über den Strom¬ 
preis bezahlt. 

Ob das überhaupt funktionieren 
wird, ist indes noch nicht sicher. Eine 
zusätzliche C0 2 -Einsparung wird 
nicht durch den bloßen Zubau von 
KWK-Kraftwerken erreicht, heißt 
es in dem Arbeitspapier. Alte Stein- 
kohle-KWK müssten durch neue 


Gas-KWK ersetzt werden, anderen¬ 
falls entstünden nur Stromüberschüs¬ 
se, die ins Ausland verkauft würden. 
Umweltaktivisten fragen nun, wie 
der Wechsel von Kohle zu Gas her¬ 
beigeführt werden soll, wenn auf der 
anderen Seite der Einsatz von Koh¬ 
le weiterhin attraktiv bleibt. Das Mi¬ 
nisterium gibt darauf allerdings keine 
Antwort. 

Es kommt noch hinzu, dass be¬ 
stehende KWK-Anlagen zuneh¬ 
mend unter wirtschaftlichen Druck 
geraten. Kürzlich hat die kommuna¬ 
le Versorgerholding Thüga gewarnt, 
ihre KWK-Anlagen mit einer Kapa¬ 
zität von über drei Gigawatt würden 
in den nächsten zwei bis fünf Jahren 
in die roten Zahlen rutschen. Ihre 
Laufzeiten seien zu gering, um wirt¬ 
schaftlich zu sein. Der eigentliche 
Grund ist einfach: Weil die Verstro- 
mung von Braunkohle hohe Profite 
verspricht und der Emissionshandel 
daran nichts ändert, werden diese 
Braunkohlekraftwerke länger am 
Netz gehalten. Klimafreundliche¬ 
re Kraftwerke kommen dann nicht 
mehr zum Zug und werden unwirt¬ 
schaftlich. 


Die Kohlelobby ist mit dem Ent¬ 
gegenkommen des Wirtschaftsminis¬ 
teriums aber noch nicht zufrieden ge¬ 
stellt. Auch der Alternativvorschlag 
sei nicht verhandelbar. Um den 
Druck von RWE und Vattenfall zu 
nehmen, hat nun die IG BCE einen 
weiteren Vorschlag gemacht. 

So empfiehlt die Gewerkschaft 
ebenfalls, die Kraft-Wärme-Kopp¬ 
lung stärker zu fördern, geht dabei 
aber nicht auf die bestehenden Pro¬ 
bleme ein. Außerdem solle eine Ka¬ 
pazitätsreserve aufgebaut werden, 
in die Steinkohle- und Braunkohle¬ 
kraftwerke aufgenommen werden 
sollen, wofür die Betreiber staatli¬ 
che Förderung in Anspruch nehmen 
können. Doch das Ministerium muss¬ 
te bereits eingestehen, dass durch die 
Kapazitätsreserve keine zusätzlichen 
C0 2 -Einsparungen möglich sind. Ein 
dritter Punkt, den die Gewerkschaft 
vorgeschlagen hat, belastet vor al¬ 
lem die Hausbesitzer. So solle vorge¬ 
schrieben werden, dass bis 2020 alte 
Heizungsanlagen durch klimafreund¬ 
lichere ersetzt werden müssen. Als 
Anreiz solle eine Abwrackprämie 
gezahlt werden. Bernd Müller 


US-Drohnenkrieg via Ramstein stoppen! 

Solidarität mit den Opfern 


Anlässlich der Prozesseröffnung von 
Angehörigen j emenitischer U S-Droh- 
nenopfer gegen die Bundesrepublik 
Deutschland in Köln am 27. Mai er¬ 
klärten die Sprecher des Bundesaus¬ 
schusses Friedensratschlag in einer 
Pressemitteilung: 

US-Kampfdröhnen, deren Signal¬ 
verbindung zwischen dem Piloten in 
den USA und der Drohne ausschließ¬ 
lich über Satellitenschüsseln in Ram¬ 
stein (Rheinland-Pfalz) erfolgt, haben 
im Jemen im Jahre 2012 zwei Mitglie¬ 
der der Familie bin Ali Jaber getötet. 
Angehörige klagen vor dem Verwal¬ 
tungsgericht Köln gegen die Bundes¬ 
republik Deutschland. Ihr Prozess, un¬ 
terstützt von den Menschenrechtsor¬ 
ganisationen ECCHR (Deutschland) 
und Reprieve (Großbritannien), wird 
am 27. Mai eröffnet. Die Bundesregie¬ 
rung soll „rechtlich und politisch Ver¬ 
antwortung für den US-Drohnenkrieg 
im Jemen übernehmen“ und die „Nut¬ 
zung der Satelliten-Relais-Station in 
Ramstein unterbinden.“ 

Der Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag unterstützt diese Klage der je¬ 
menitischen Großfamilie und erklärt 
sich mit den Opfern solidarisch. 

Ramstein ist deutsches Hoheitsge¬ 
biet und den USA zur militärischen 
Nutzung überlassen. Werden von die¬ 
sem Gebiet aus (völkerrechtswid¬ 
rige Handlungen begangen und die 


US-Justiz schreitet nicht ein - wie in 
diesem Fall -, ist die Bundesregierung 
gefordert, mutmaßlichen Straftatbe¬ 
ständen nachzugehen. Das tut sie bis¬ 
her nicht, sondern zeigt sich unwissend 
und uninformiert. 

Die Bundesregierung missachtet 
die Forderung des Europäischen Par¬ 
laments, die in ihrer Entschließung 


Staatsanwalt muss in 
Ramstein und Stuttgart 
tätig werden 


vom 27. 2. 2014 die Mitgliedstaaten 
auffordert, die „Praxis gezielter außer¬ 
gerichtlicher Tötungen zu verbieten“ 
und auf keinen Fall zu „begünstigen“. 
Ihr Nichtstun lässt befürchten, dass ihr 
häufig bekundetes Versprechen, eige¬ 
ne Kampfdrohnen auf gar keinen Fall 
für „gezielte“ Tötungen einsetzen zu 
wollen, nicht ernst gemeint ist. 

Dieser Fall der Jemeniten ist ein 
konkreter Fall einer massenhaften Tö¬ 
tungspraxis des US-Präsidenten. Zu¬ 
gegeben hat die US-Luftwaffe bisher 
1 336 Kampfdrohnenangriffe in Af¬ 
ghanistan in den vier Jahren von 2009 
bis 2012. Hinzu kommen, von Journa¬ 
listen inoffiziell erfasst, über 500 Kil¬ 
lerdrohnenangriffe in Pakistan, Jemen 
und Somalia. Alle Signale verlaufen 
über Ramstein. Durchschnittlich wur¬ 


den in Pakistan und Jemen mit einem 
Drohnenangriff mindestens jeweils 
sechs Menschen getötet. Das bedeutet, 
dass in Afghanistan mindestens 10 000 
Menschen per Fernbedienung den Tod 
fanden. Dass dabei das Gebot der Ver¬ 
hältnismäßigkeit des Waffeneinsatzes 
missachtet wird, zeigt folgende Unter¬ 
suchung für Pakistan und den Jemen. 
Reprieve hat konkret ermittelt, dass 
der „gezielten“ außergerichtlichen Tö¬ 
tung 1147 unbeteiligte Menschen zum 
Opfer fielen, obwohl nur 41 Menschen 
mit Drohnen gejagt wurden. 

Wenn es gelänge mittels dieses 
Präzedenzfalles der Familie bin Ali 
Jaber die Mitverantwortung Deutsch¬ 
lands an der Massentötung durch US- 
Kampfdrohnen zu belegen, müssten 
die Ermittlungen auf alle Einsatzge¬ 
biete ausgeweitet werden. Ramstein 
muss für den Einsatz von US-Drohnen 
sofort gesperrt werden. 

Ein zweiter US-Standort in 
Deutschland ist für den US-Drohnen¬ 
krieg von Bedeutung: Stuttgart. Das 
hier ansässige US-Kommando für Af¬ 
rika (AFRICOM) ist unter anderem 
zuständig für den US-Luftwaffenstütz¬ 
punkt im ostafrikanischen Dschibouti, 
von wo US-Kampf dröhnen mit Zielen 
in Afrika, aber auch im Jemen starten. 
AFRICOM „nominiert die Abschuss¬ 
ziele“, ist also in die Tötungspraxis per 
Fernbedienung einbezogen. 


Der 2+4-Vertrag spricht der Bun¬ 
desrepublik Deutschland seit 1990 
die „volle Souveränität über seine 
inneren und äußeren Angelegenhei¬ 
ten“ zu und bekräftigt zudem, dass 
„von deutschem Boden nur Frieden 
ausgeht“. 

Im Sinne dieser völkerrechtlichen 
Bestimmungen fordern wir 

★ den Generalbundesanwalt auf, Er¬ 
mittlungen beim AFRICOM in Stutt¬ 
gart gegen Personen aufzunehmen, die 
Drohneneinsätze leiten, und auf dem 
Gelände der US-Air Force-Base Ram¬ 
stein gegen Personen zu ermitteln, die 
an der Aufrechterhaltung der Satelli¬ 
ten-Relais-Station beteiligt sind. 

★ die Bundesregierung auf, sich umge¬ 
hend für die Schließung der US-Satelli- 
ten-Relais-Station und von AFRICOM 
einzusetzen und auf den Erwerb, die 
Anmietung und die Entwicklung von 
Kampfdrohnen zu verzichten. 

Der Bundesausschuss Friedens¬ 
ratschlag wird seine Aktivitäten ge¬ 
gen die Bewaffnung der Bundeswehr 
mit Kampfdrohnen - wie sie durch 
ein deutsch-französisch-italienisches 
Gemeinschaftsprojekt vorgesehen 
ist - verstärken; auch durch die wei¬ 
tere Unterstützung der deutschen 
und internationalen Drohnenkam¬ 
pagne. 

Für den Bundesausschuss Friedensratschlag 
Lühr Henken, Peter Strutynski 


Schulterschluss mit Neonazis 

Statt der angemeldeten „zirka 100“ 
Teilnehmer nahmen am Pfingstsams- 
tag in Mönchengladbach an einer asyl¬ 
feindlichen Aktion des „pro NRW“- 
Mannes Dominik Roeseier nur rund 30 
Personen teil - darunter von der NPD 
und der „Rechten“. 

Kurz nach der Aktion verbreitete 
der stellvertretende Vorsitzende von 
„pro NRW“, der sich gegen den „Asyl¬ 
wahnsinn“ richtende Protest in Mön¬ 
chengladbach sei ein „voller Erfolg“ 
gewesen. Gut sechs Stunden zuvor hat¬ 
ten noch NPD-Verbände vom Nieder¬ 
rhein über Facebook mitgeteilt, man 
unterstütze diese Aktion. Angekündigt 
worden waren die Kundgebung und der 
„Demozug“ von dem „Pro NRW“-Vi- 
ze und Mönchengladbacher Ratsmann 
Roeseier selbst als eine „überparteili¬ 
che Bürgerversammlung“. 

Fast ebensoviele Menschen de¬ 
monstrierten gegen Roeselers Mini¬ 
tross, rund 80 Bürger - darunter Ober¬ 
bürgermeister Hans-Wilhelm Reiners 
(CDU) - feierten an einem anderen Ort 
ein Solidaritätsfest. (blick nach rechts) 

Lange Verfahren 
behindern Integration 

„Die neue Studie der Bertelsmann Stif¬ 
tung bestätigt im Wesentlichen die Po¬ 
sition der ,Linken 4 zu Dauer und Ab¬ 
lauf der Asylverfahren in Deutschland: 
Zu lange Verfahrensdauern verzögern 
und behindern die Integration von 
Flüchtlingen in Deutschland erheblich 
...“, erklärt die innenpolitische Spre¬ 
cherin der Fraktion ,Die Linke 4 , Ulla 
Jelpke, zur am 26. 5. vorgestellten Stu¬ 
die der Bertelsmann Stiftung. Die Ab¬ 
geordnete weiter: 

„Eine aktuelle Kleine Anfrage der 
,Linken 4 (Drs. 18/4643) ergab, dass im 
ersten Quartal 2015 die Anerkennungs¬ 
quote bei inhaltlichen Entscheidungen 
der Behörden über Asylanträge bei 
50,4 Prozent lag. Hinzu kommen mit 
noch einmal 10 Prozent an Anerken¬ 
nungen durch die Gerichte. Dies be¬ 
deutet, dass die Mehrzahl der Schutzsu¬ 
chenden längere Zeit oder dauerhaft in 
Deutschland bleiben werden. Auf diese 
Realität gilt es durch frühzeitige Inte¬ 
grationsangebote bereits während des 
Asylverfahrens einzugehen. 

Die durchschnittliche Bearbei¬ 
tungsdauer in Asylverfahren lag im 1. 
Quartal 2015 bei 5,1 Monaten - das je¬ 
doch nur, weil in dieser Zahl die soge¬ 
nannten priorisierten Verfahren, bei¬ 
spielsweise für Flüchtlinge aus dem zu 
sicheren Herkunftsstaaten erklärten 
Westbalkan, erfasst sind. Nicht prio- 
risierte Normal verfahren, für Asylsu¬ 
chende aus Afghanistan, Pakistan und 
vielen anderen Ländern, dauern dage¬ 
gen im Durchschnitt immer noch deut¬ 
lich über ein Jahr.“ 

Zusammenarbeit 
nicht kontrollierbar 

„Nach der Vernehmung von BND-Prä- 
sident Gerhard Schindler ist eins deut¬ 
lich geworden: Die Zusammenarbeit 
zwischen BND und NSA ist nicht kon¬ 
trollierbar“, kommentiert Martina Ren¬ 
ner, Obfrau der Linksfraktion im NSA- 
Untersuchungsausschuss, die Ergebnis¬ 
se der Ausschusssitzung. Renner weiter: 

„Wir setzen auf parlamentarische 
Aufklärung und nicht auf Reformver¬ 
sprechen des BND-Präsidenten, der 
seit über zwei Jahren die Frage nach 
den rechtswidrigen Selektoren aus¬ 
gesessen hat. Der Wahrheitsgehalt 
der Aussagen Schindlers und anderer 
BND-Zeugen ist nur dann überprüfbar, 
wenn der NSA-UA Einblick in die ge¬ 
samte Liste erhält. 

Darüber hinaus sind wir nicht be¬ 
reit, unsere Rechte als Abgeordnete, 
die uns bei der Aufklärung der NSA- 
Affäre zur Verfügung stehen, an ei¬ 
nen Sonderermittler abzutreten. Wir 
bestehen auf Übergabe der gesamten 
Selektoren-Liste. Schließlich geht es 
um die Erfüllung des vom Bundestag 
erteilten Untersuchungsauftrages - die 
Praxis des BND zu durchleuchten. Da¬ 
bei werden wir diese Rechte nicht der 
Wahlkampfinszenierung von SPD und 
CDU/CSU opfern. 

Für den Fall, dass die Bundesregie¬ 
rung dem Untersuchungsausschuss die 
Selektoren-Liste endgültig verweigert, 
werden wir auf Herausgabe klagen“ 
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Aktivisten in Regierungen 

Wahlen in Spanien: Podemos-Spektrum gestärkt, Vereinigte Linke geschwächt 


Hoch die Solidität 

Die griechische Regierung werde keine 
„irrationalen Forderungen“ der Gläu¬ 
biger, z.B. nach einer allgemeinen Sen¬ 
kung der Renten, erfüllen. Das erklär¬ 
te Ministerpräsident Tsipras auf einer 
Tagung des Zentralkomitees von Syri- 
za am vergangenen Wochenende. Dort 
hatte der linke Parteiflügel beantragt, 
die Rückzahlung der Staatsschulden 
zu stoppen - auch um den Preis eines 
„Grexit“. Tsipras, der Griechenland im 
Euro halten will, konnte sich gegen die¬ 
sen Antrag mit einer knappen Mehrheit 
durchsetzen. 

Der finanzielle Druck auf Grie¬ 
chenland steigt weiter, EU-Kommissi- 
onspräsident Juncker liefert zur finan¬ 
ziellen Erpressung die Rethorik: „Die 
Griechen haben natürlich lernen müs¬ 
sen, dass der Solidarität des einen die 
Solidität des anderen gegenüberstehen 
muss.“ Gleichzeitig vergab die griechi¬ 
sche Regierung einen Auftrag im Um¬ 
fang von 500 Millionen Dollar an den 
US-Konzern Lockheed Martin. Für 
dieses Geld sollen fünf Kampfflugzeu¬ 
ge der Kriegsmarine, die zur Aufklärung 
und Bekämpfung von U-Booten vorge¬ 
sehen sind, modernisiert werden. 

Erbe ausschlagen 

Ernut haben Studierende und Schüler 
im chilenischen Valparaiso für ein de¬ 
mokratisches Bildungswesen demons¬ 
triert. Etwa 20 von ihnen wurden von 
der Polizei verletzt, etwa 30 festgenom¬ 
men. „Die Vorgehensweise der Poli¬ 
zei, die in unserem Land üblich sind, 
muss grundlegend verändert werden. 
Das repressive Herangehen der Sicher- 
heits- und Ordnungskräfte, ein unseliges 
Erbe der Militärdiktatur, muss durch ein 
präventives Herangehen ersetzt werden, 
das diejenigen schützt, die auf öffentli¬ 
chen Straßen demonstrieren“, erklärte 
die Kommunistische Jugend Chiles. 

Partner gegen China 

Die deutsche Verteidigungsministerin 
Ursula von der Leyen hat am vergan¬ 
genen Dienstag mehrtägige militär- und 
rüstungspolitische Gespräche in Neu- 
Delhi begonnen. Unmittelbarer Anlass 
sind neue Rüstungsprojekte; so will In¬ 
dien unter anderem deutsche U-Boote 
in Lizenz bauen. Auch werde man die 
Kooperation in der Außen- und Militär¬ 
politik intensivieren, heißt es in Berlin. 
Die Reise soll umfangreichere Abma¬ 
chungen im Rahmen der deutsch-indi¬ 
schen Regierungskonsultationen vor¬ 
bereiten, die für Oktober vorgesehen 
sind. Hintergrund sind indische Bemü¬ 
hungen, Chinas wachsenden Einfluss 
im Indischen Ozean zurückzudrängen; 
Berlin unterstützt Neu-Delhi dabei. 
Machtpolitisch umkämpft ist gegenwär¬ 
tig insbesondere Sri Lanka. Der strate¬ 
gisch bedeutend gelegene Inselstaat hat 
sich in den vergangenen Jahren eng an 
Beijing angelehnt. Um eine allzu gro¬ 
ße Abhängigkeit zu vermeiden, sucht 
die im Januar neu ins Amt gelangte sri¬ 
lankische Regierung ihre Bindungen 
an China etwas zu reduzieren und die 
Beziehungen zum Westen zu stärken. 
Vergangene Woche hat Außenminister 
Frank-Walter Steinmeier seinen Amts¬ 
kollegen aus Colombo in Berlin emp¬ 
fangen, um Deutschlands Position in Sri 
Lanka zu stärken - für den Machtkampf 
gegen Beijing, (www.german-foreign- 
policy.com) 

Neuer Präsident in Polen 

Der nationalkonservative Kandidat An- 
drzej Duda von der Oppositionspartei 
„Recht und Gerechtigkeit“ gewann am 
vergangenen Sonntag die Stichwahl 
zum Präsidentenamt. Er setzte sich da¬ 
mit gegen den bisherigen Amtsinhaber 
Komorowski durch, der der regieren¬ 
den liberal-konservativen „Bürgerplatt¬ 
form“ angehört. 

Der Vorsitzende der Partei des neu¬ 
en Präsidenten, Jaroslaw Kaczynski, hat¬ 
te in seiner Regierungszeit insbesondere 
mit besonders aggressiver Rhetorik ge¬ 
gen Kommunisten und Schwule auf sich 
aufmerksam gemacht, aber auch mit 
Angriffen gegen revanchistische Kräfte 
in Deutschland. Nach dieser Präsiden¬ 
tenwahl könnte die nächste polnische 
Regierung, die im Herbst gewählt wer¬ 
den wird, erneut von den eher traditio¬ 
nell und katholisch orientierten Teilen 
der polnischen Eliten gestellt werden. 


D ie Regional- und Kommunalwah¬ 
lenwahlen in Spanien am letzten 
Sonntag haben auch in Deutsch¬ 
land für Aufsehen gesorgt. „Wenn so 
die neue Bürgermeisterin von Barcelo¬ 
na aussieht, dann schicken wir nächstes 
Jahr unsere Sprecherin Sarah Walter ins 
Rennen gegen (den Berliner Regieren¬ 
den Bürgermeister - UZ) Michael Mül¬ 


ler und Frank Henkel (CDU)“ schrieb 
beispielsweise das Berliner Bündnis 
„Zwangsräumung verhindern“ auf sei¬ 
ner Facebook-Seite. Die mit hoher 
Wahrscheinlichkeit neue Bürgermeis¬ 
terin Barcelonas, Ada Colau, ist näm¬ 
lich in Spanien das bekannteste Gesicht 
der Plattform für Hypotheken-Opfer 
(PAH). Sie wurde bekannt, als die Platt¬ 
form 2013 sie als Sprecherin zu Anhö¬ 
rungen über die Hypotheken-Opfer im 
spanischen sowie im Europäischen Par¬ 
lament delegierte. Im Jahr 2014 gründete 


Sie sind weltberühmt geworden, die Sit- 
Ins der Istanbuler Samstagsmütter, die 
jede Woche zum Taksim-Platz kamen, 
mit Bildern ihrer verschwundenen An¬ 
gehörigen in der Hand, um Aufklärung 
über deren Verbleib zu fordern. Jede 
Woche wurden die Frauen brutal zu¬ 
sammengeschlagen und nicht wenige 
von ihnen festgenommen. Trotzdem wa¬ 
ren sie in der nächsten Woche wieder da. 

Das war im Sommer 1998. Der re¬ 
gierende Oberbürgermeister Istanbuls 
zu dem Zeitpunkt war Recep Tayyip 
Erdogan. 1994 wurde er überraschend 
in dieses Amt gewählt. Während seiner 
Amtszeit, die im November 1998 ende¬ 
te, verbot er den Alkohol-Ausschank in 
städtischen Lokalen, outete sich als An¬ 
hänger der Scharia und tolerierte bruta¬ 
le Polizeigewalt, Korruption und Will¬ 
kür. Fünf Jahre später, im März 2003, 
wurde Erdogan zum Ministerpräsiden¬ 
ten der Türkei gewählt. Dieses Amt be¬ 
kleidete er bis August 2014, seitdem 
ist er der Präsident, also oberster Re¬ 
präsentant, der Republik Türkei. Die¬ 
ser Amtswechsel war ein Image- und 
Machtverlust, den er mit einer Verfas¬ 
sungsänderung zu beenden gedenkt, die 
ihm die Machtkonzentration als Staats¬ 
oberhaupt, als Regierungschef und als 
militärischer Oberbefehlshaber ver¬ 
schaffen soll. 

Seine Amtszeit als Regierungschef 
war gekennzeichnet von der Abschaf¬ 
fung der Todesstrafe, eine Reminiszenz 
an die EU, wie auch von der Einführung 
der Isolationsknäste in der Türkei, ei¬ 
ner verdeckten Unterstützung der Ter¬ 
rorbanden des „Islamischen Staates“, 
freundschaftlichen Beziehungen zu dem 
iranischen Präsidenten Mahmud Ahma- 


sie die Bürgerbewegung „Barcelona en 
Comü“ („Barcelona gemeinsam“), die 
am Sonntag eine einfache Mehrheit in 
Barcelonas Rathaus gewinnen konnte. 
Auch Madrid könnte bald von einer neu¬ 
en politische Kraft, von „Ahora Madrid“ 
(„Madrid Jetzt“), regiert werden. „Aho¬ 
ra Madrid“ ist Produkt der Bewegung 
der Empörten, die 2011 massenweise in 


Spanien gegen Korruption und für eine 
„echte Demokratie“ demonstriert hat¬ 
ten. Die Kandidatin Manuela Carmena 
bekam 31 Prozent aller Stimmen. „Aho¬ 
ra Madrid“ gewann 11 von 21 Wahlbe¬ 
zirken Madrids. Die „Volkspartei“ (Par- 
tido Populär, PP), die seit 24 Jahren die 
Hauptstadt regiert hatte, erhielt jedoch 
insgesamt die meisten Stimmen. 

Nun stehen beide Kandidatinnen 
vor dem Dilemma, mit den „sozialisti¬ 
schen“ Parteien PSOE in Madrid und 
PSC in Katalonien Koalitionen bilden 


dinedschad und der Hamas, einer tiefen 
Verbundenheit zur türkischen Diaspo¬ 
ra sowie Angriffen auf die Presse- und 
Kommunikationsfreiheit und die bruta¬ 
le Niederschlagung der friedlichen Pro¬ 
teste im Istanbuler Gezi-Park. 

Dort im Gezi-Park wurde der 
Grundstein gelegt für das breite und 


bunte Wahlbündnis HDP: linke und 
fortschrittliche türkische sowie kurdi¬ 
sche Organisationen, Studentinnen und 
Studenten, Lesben und Schwule, Teile 
der Antikriegs-, der Öko-, der Frauen- 
Bewegung, Intellektuelle, Kunst- und 
Kulturschaffende. Die HDP hofft, die 
Zehn-Prozent-Hürde zu überwinden - 
denn anderenfalls hätten Erdogan und 
seine konservative AKP (Adalet ve Kal- 
kinma Partisi - Partei für Gerechtigkeit 
und Aufschwung) die nötige Mehrheit, 
um seine Allmachtsphantasien zu ver¬ 
wirklichen. Die Kommunistische Partei 


zu müssen, was möglicherweise für 
viele ihre Wählerinnen eine Enttäu¬ 
schung sein wird. Denn die PSOE ge¬ 
hört nach deren Auffassung zu „dem¬ 
selben Scheiß“ wie die PP; zumindest 
hörte man das unzählige Male auf De¬ 
monstrationen. 

2011 und danach war man in der 
Bewegung eigentlich gegen die Idee, 


eine Partei zu gründen. Doch letztes 
Jahr entschloss sich eine Gruppe von 
linken Akademikern und gründete die 
Partei „Podemos“ die ein paar Monate 
später bei den Europawahlen aus dem 
Stand sechs Abgeordnetenmandate er¬ 
reichte. „Podemos“ trat selbst nicht zu 
den Wahlen an, unterstützte aber be¬ 
stimmte Bürgerinitiativen - so eben 
auch „Ahora Madrid“ und „Barcelona 
en Comü“. 

Die rechte PP gewann über sechs 
Millionen Stimmen - zweieinhalb Mil- 


(Komünist Parti, KP), die ebenfalls kan¬ 
didiert, hat unter dem türkischen Wahl¬ 
recht - das seine Wurzeln in der Zeit der 
Militärdiktatur hat - keine Aussicht da¬ 
rauf, Abgeordnetenmandate zu gewin¬ 
nen. 

Der ehemalige Abgeordnete der 
Landtagsfraktion der „Linken“ NRW, 


Ali Atalan, ist HDP-Spitzenkandidat in 
der kurdischen Provinz Batman. Auch 
die beiden Totalverweigerer Ercan Ak- 
tas und Halil Savda unterstützen dieses 
Wahlbündnis. „Die HDP ist die einzi¬ 
ge politische Partei in der Türkei, die 
in ihrem Wahlprogramm für das Recht 
auf Kriegsdienstverweigerung eintritt“ 
erläuterte Aktas gegenüber UZ. Über¬ 
haupt ist sie die einzige im eigentlichen 
Sinne emanzipatorische, freiheitliche 
Partei.“ 

Aktas hatte sich zunächst als Kan¬ 
didat aufstellen lassen, wohl wissend, 


lionen weniger als bei der letzten Wahl, 
sie verlor damit zehn Prozentpunkte. 
Die PSOE hat ihren Tiefpunkt bei Re¬ 
gionalwahlen erreicht. Die neuen Par¬ 
teien bzw. Bündnisse könnten künftig 
in sieben großen Städten regieren, die 
PP in 20 Städten und die PSOE - in Ko¬ 
alitionen die PSC - in 30 anderen. Die 
Vereinigte Linke (IU) hat alle 13 Abge¬ 
ordneten im Rathaus von Madrid ver¬ 
loren, sowie fünf in Valencia und drei 
in Extremadura. 

Das waren die Ergebnisse entspre¬ 
chend der gezählten Stimmen. Doch es 
gibt große Empörung unter den Spani¬ 
ern, die wegen der Krise auswandern 
mussten. Denn für sie gibt es eine neue 
Regelung: Um wählen zu können, muss 
man seine Stimme erst anfordern. Vie¬ 
le berichten, dass sie ihre Stimme gar 
nicht bekommen haben, obwohl sie al¬ 
les rechtzeitig beantragt haben. Und so 
kam es am Sonntag, dass in Berlin ein¬ 
hundert schwarz gekleidete Spanier in 
einem Trauermarsch für ihre „gestoh¬ 
lene Stimme“ zur spanischen Botschaft 
marschierten. 

Ende 2015 finden in Spanien Par¬ 
lamentswahlen statt. Die Prognosen 
sehen „Podemos“ als zweitstärkste 
oder sogar stärkste Kraft im Land. Die 
Koalition linker Kräfte, die Vereinig¬ 
te Linke (IU), in der die Kommunisti¬ 
sche Partei Spaniens die bedeutendste 
Organisation ist, verliert dagegen wei¬ 
terhin Stimmen. Nur in jenen Städten, 
in denen sie bisher zusammen mit der 
neuen Partei zur Wahl antraten, konnte 
sie Stimmen dazugewinnen. Die Ver¬ 
treter von „Podemos“ und der verbün¬ 
deten anderen Formationen verstehen 
sich jedoch nicht als linke Parteien. Sie 
wollen der Korruption ein Ende set¬ 
zen und soziale Maßnahmen verwirk¬ 
lichen, vertreten dabei allerdings eher 
sozialdemokratische Positionen. In der 
Vereinigten Linken gibt es deshalb seit 
Monaten eine heftige Debatte, ob man 
mit diesen Parteien bzw. Bündnissen 
zusammen gehen soll oder nicht. Der 
jetzige Generalsekretär Cayo Lara ist - 
grob gesagt - dagegen, sein möglicher 
Nachfolger Alberto Garzön dafür. 

Susana Gömez 


dass die Oberste Türkische Wahlbehör¬ 
de (YSK) ihn nicht akzeptieren würde. 
Aber er wollte er demonstrieren, dass 
der türkische Staat ihn eines bürgerli¬ 
chen Grundrechts, nämlich des passiven 
Wahlrechts beraubt, weil er sich für den 
Frieden engagiert. 

Etwa 55 Millionen Wahlberechtigte 
in der Türkei und den kurdischen Ge¬ 
bieten sind aufgerufen, am 7. Juni ihre 
Stimme abzugeben. Plus etwa 2,7 Milli¬ 
onen „Auslandstürken“, davon 1,4 Mil¬ 
lionen in der BRD, allein in Berlin 
140 000 Wahlberechtigte. Diese haben 
die Möglichkeit in eigens dafür einge¬ 
richteten Wahllokalen hierzulande ihre 
Stimmen abzugeben. 

Der Machtkampf um die politische 
Zukunft des Landes tobt - und ganz ne¬ 
benbei streiken Zehntausende Arbeite¬ 
rinnen und Arbeiter in den Fabriken der 
Automobilindustrie. Auch wenn haupt¬ 
sächlich über Lohnerhöhung debattiert 
wird, geht es bei diesem Kampf um viel 
mehr. Die Streikenden haben die Nase 
voll von den arbeitgeberfreundlichen 
Gewerkschaften und kämpfen auch um 
das Recht auf wirklich freie Organisati¬ 
onsformen. 

Das Wahlbündnis HDP ist das Symbol 
für eine politische Aufbruchstimmung 
mit dem Ziel einer bunten, egalitären, 
friedlichen Türkei. Dies, gepaart mit 
der kämpferischen Stimmung der Be¬ 
schäftigten in der Automobilindustrie, 
ist möglicherweise der Beginn eines 
vorsichtigen demokratischen Wandels 
in Ankara. Oder zumindest - als einen 
Schritt in diese Richtung - die Chance, 
die Ermächtigung Erdogans als Allein¬ 
herrscher zur verhindern. 

Birgit Gärtner 



Die neue Bürgermeisterin von Barcelona? Ada Colau bei einer Demonstration der Hypotheken-Opfer. 


Aufbruchstimmung 

Türkei: Linkes Wahlbündnis gegen Erdogans Allmacht 






Möchtegern-Sultan: Der türkische Präsident Erdogan. 
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Der Gastgeber ist tot 

Beim internationalen antifaschistischen Forum in der Volksrepublik Lugansk 



Alexej Mozgovoi, Kommandeur der „Brigade Prisrak“, mit Mitgliedern von Banda 
Bassotti und anderen Teilnehmern der antifaschistischen Karawane in den 
Donbass. 


ie Straße vom Grenzort Izva- 
rino, der die Russische Föde¬ 
ration von der Volksrepublik 
Lugansk (LVR) trennt, bis zur Haupt¬ 
stadt der LVR wirkt wie ein vernarb¬ 
ter, teilweise noch blutender Körper: 
Die Schlaglöcher sind so dicht an 
dicht, dass der Fahrer wahre Kunst¬ 
stücke vollführen muss. Er spricht 
ein wenig Englisch und erzählt mir, 
die Löcher kämen durch die Kämpfe 
hier, die vielen Einschläge hätten al¬ 
les zerstört. Gerade die Grenzregion 
war Schauplatz schwerer Kämpfe, im 
Sommer 2014 gelang es den Streit¬ 
kräften der Volkswehr, diesen Grenz¬ 
abschnitt endgültig vom ukrainischen 
Militär zu befreien. 

Ich bin am Abend des 7. Mai 2015 
auf dem Weg zum internationalen an¬ 
tifaschistischen Forum, das am 8. Mai 
in Lugansk stattfinden soll. Eingela¬ 
den hatte die Kommunistische Par¬ 
tei von Lugansk, Gastgeber war auch 
die bekannte Brigade der Volksmiliz 
„Prisrak“ (Geist) und deren Kom¬ 
mandant Alexej Mozgovoi. Viele An¬ 
gehörige dieser Brigade sind - wie ihr 
Kommandeur - Kommunisten. 

Es hatte einen ziemlichen Wir¬ 
bel um dieses Forum gegeben. Eini¬ 
ge Mitglieder der Lugansker Regie¬ 
rung hatten erreicht, dass die Durch¬ 
führung verboten wurde, ebenso wie 
die Parade zum 70. Jahrestag des Sie¬ 
ges in Altschewsk, der zweitgrößten 
Stadt in der LVR. Die Volksrepublik 
Lugansk wurde am 28. April 2014 
ausgerufen, nachdem im Zuge des 


sogenannten Maidan und dem vom 
Westen unterstützten Putsch in der 
Ukraine am 11. Mai 2014 eine Volks¬ 
befragung stattgefunden hatte, bei der 
eine Mehrheit von 96 Prozent der Be¬ 
völkerung sich für die Unabhängig¬ 
keit von der Ukraine ausgesprochen 
hatten. 

Die Karawane, die zusammen mit 
der italienischen Band Banda Basotti 
unterwegs war, hatte auch einiges an 
Hilfslieferung mitgebracht. Am 7. Mai 
führte Alexej Mozgovoi die Delegier¬ 
ten zu verschiedenen Orten, die die 
Aktivitäten der Kämpfer im Donbass 


zeigten, unter anderem eine Küche 
für Arme, in der mehr als 600 Bedürf¬ 
tige, denen das Regime in Kiew die 
Unterstützung gestrichen hatte, ge¬ 
speist werden. Die Lebensmittel wer¬ 
den in einem von der Brigade kollek¬ 
tiv geführten Bauernhof hergestellt. 

Als ich am nächsten Morgen in der 
Kaserne in Altschewsk ankam, wo ei¬ 
nige unserer 177 Delegierten, die 31 
Länder repräsentierten, übernachtet 
hatten, war schon beschlossen wor¬ 
den, das Forum in Altschewsk statt¬ 
finden zu lassen. Zu Fuß marschierten 
wir zum Gebäude und warteten dort 


auf Alexej Mozgovoi. Mit seinem Er¬ 
scheinen wurde das Forum eröffnet. 
„Uns wird niemand auseinanderdivi¬ 
dieren“, sagte er. „Wir sind vereint im 
gemeinsamen Ziel, dem Kampf gegen 
den Faschismus. Obwohl ich das Ver¬ 
bot bekommen habe, führen wir die¬ 
ses Forum durch.“ 

Viele der Delegierten ehrten den 
bewaffneten Kampf gegen den Fa¬ 
schismus im Donbass. Die Arbeiter, 
Grubenarbeiter und Soldaten seien 
im selben Geist vereint, dem Kampf 
für eine bessere Zukunft nicht nur in 
ihrem Land. Das Regime in Kiew sei 
eine Marionette des amerikanischen 
Imperialismus. 

Das Forum endete in einer gemein¬ 
samen Erklärung: „Wir, die Teilneh¬ 
mer des Internationalen Forum der 
Solidarität mit dem Donbass Antifa¬ 
schismus. Internationalismus. Solida¬ 
rität 4 , bringen unsere tiefste Beunruhi¬ 
gung über das Schicksal der Lugansker 
und Donezker Regionen zum Aus¬ 
druck, die sich im Epizentrum eines 
Bürgerkriegs befinden. (...) 

Wir rufen die gesamte Weltge¬ 
meinschaft auf, ihren Blick auf den 
Donbass zu richten und Lugansk und 
Donezk und ihre Bestrebungen nach 
einer freien Entwicklung und nach 
Frieden sowie ihren Kampf gegen das 
faschistische Regime der Ukraine zu 
unterstützen“ 

Die Parade in Altschewsk fand 
trotz des Verbotes statt, unsere Dele¬ 
gierten waren Teil der Parade, von der 
Bevölkerung der Stadt fröhlich um¬ 


jubelt, genauso wie die Konzerte der 
Band Banda Bassotti in Altschewsk 
und Lugansk begeistert aufgenom¬ 
men wurden. 

Am 23. Mai kam die nieder¬ 
schmetternde Nachricht, dass unser 
Gastgeber, der Kommandant der 
Brigade „Prizrak“, Alexej Borisso- 
witsch Mozgovoi, seine Pressespre¬ 
cherin Anna Alexandrowna Sameljuk 
und drei weitere Kameraden gegen 
17.30 Uhr Lugansker Zeit vor dem 
Eingang zur Stadt Michailowka auf 
der Straße zwischen Lugansk und Al¬ 
tschewsk ermordet wurden. Ein fern¬ 
gesteuerter Sprengkörper hatte das 
Auto des Kommandanten erfasst, 
dann hatten vier Maschinengewehr¬ 
schützen alle, auch die Zivilisten, er¬ 
schossen. In einer öffentlichen Erklä¬ 
rung bat die Brigade darum, von Spe¬ 
kulationen um die Mörder abzusehen 
und verwies auf die Untersuchung 
durch den Staatsanwalt der Republik. 

Einer der Soldaten der Brigade 
drückte in einer Mail aus, was viel¬ 
leicht alle dachten: 

„Der Tod unseres Kommandeurs 
Alexej Mosgowoi, der von Anna und 
unseren Jungs ist ein unermesslicher 
Verlust für uns alle. Indem sie unse¬ 
ren Anführer töteten, rechnete der 
Feind damit, unseren Geist zu bre¬ 
chen und Panik in unseren Reihen 
zu säen. Aber unsere Reihen werden 
immer dichter und zahlreicher, der 
Kampf gegen das Böse in der Welt - 
gegen den Faschismus - wird fortge¬ 
setzt “ Maren Cronsnest 


Im Eigeninteresse 

Ukraine: Rettungspaket für Putschisten 


Die ukrainische Rada hat am 19. Mai 
der Regierung erlaubt, ein Moratori¬ 
um für die Rückzahlung der fälligen 
Außenschulden zu verhängen und 
damit faktisch die gesetzlichen Vor¬ 
aussetzungen für den Staatsbankrott 
vorbereitet. 

Laut Juri Luzenko, dem Frakti¬ 
onschef der Präsidentenpartei „Block 
Pjotr Poroschenko“ hat die Ukraine 
nur zwei Optionen: entweder eine 
Einigung mit den internationalen 
Geldgebern oder ein „technisches 
Default“ (technische Zahlungsunfä¬ 
higkeit). Mit dem neuen Gesetz soll 
nach seinen Worten der Regierung 
die Möglichkeit gegeben werden, 
„aus dieser komplizierten Situation 
herauszukommen 44 Das heißt aber 


nichts anderes, als dass mit dem Ge¬ 
setz die internationalen Gläubiger vor 
die Alternative gestellt werden sollen, 
einem Moratorium nach den Bedin¬ 
gungen Kiews zuzustimmen oder ihr 
Geld gleich ganz in den Schornstein 
zu schreiben. 

Die Gesamtverschuldung der Ukra¬ 
ine wird gegenwärtig auf 50 Mrd. US- 
Dollar geschätzt, was 70 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) ausmacht. 
Die Nationalbank in Kiew erwartet je¬ 
doch, dass der Schuldenberg noch in 
diesem Jahr 93 Prozent des BIP errei¬ 
chen wird. Die neue Gesetzeslage soll 
die Regierung nun vor Gerichtsklagen 
der Gläubiger schützen. Dadurch wäre 
nicht zuletzt auch Russland betroffen, 
das die Ukraine Ende 2013 durch den 


Kauf von ukrainischen Eurobonds vor 
dem Staatsbankrott gerettet hatte. 

Das neue Gesetz hindert die EU 
nicht daran, der Ukraine weitere Kre¬ 
dite zuzusagen. Während Bundesre¬ 
gierung und EU die Schulden anderer 
Länder nutzen, um sie zu einer Poli¬ 
tik im Interesse des Kapitals zu zwin¬ 
gen, finanzieren sie die russophoben 
Oligarchen, Ultranationalisten und 
Neonazis des Putschistenregimes 
auch ohne Aussicht auf die Rück¬ 
zahlung der Gelder. Und der US-Fi- 
nanzminister hatte die internationa¬ 
len Kreditgeber der Ukraine kürzlich 
dazu aufgerufen, Opfer zu bringen - 
schließlich würden sie damit auch ih¬ 
rem wohlverstandenen Eigeninteres¬ 
se dienen. Willi Gerns 


Russland beendet NATO-Transit 

Besatzer in Afghanistan brauchen neue Nachschubwege 


Anfang der vergangenen Woche hat 
Russland den Transit von Waffen und 
anderem Material der NATO über 
sein Territorium nach und von Afgha¬ 
nistan eingestellt. Noch im Dezem¬ 
ber 2014 hatte Samir Kabulow, der 
Sonderbeauftragte Präsident Putins 
für Afghanistan, 
versichert, dass 
Russland bereit 
sei, die weite¬ 
re Zukunft der 
Vereinbarungen 
über den Transit von Gütern mit den 
betreffenden Ländern zu erörtern, 
automatisch werde deren Wirksam¬ 
keit nicht eingestellt. Kabulow hatte 
unterstrichen, dass Moskau zur Ver¬ 
längerung der Vereinbarungen bereit 
sei, „nicht wegen der Europäer, son¬ 
dern wegen der Afghanen, damit das 
Potenzial des westlichen Kontingents 
zur Unterstützung Afghanistans nicht 
vermindert wird 44 . Nach den antirussi¬ 
schen Wirtschaftssanktionen und an¬ 
deren provokatorischen Handlungen 
Washingtons und der NATO-Staaten 
hat sich die russische Führung nun an¬ 
ders entschieden. 


Michail Alexandrow, Experte beim 
Zentrum für militärpolitische For¬ 
schungen des Moskauer staatlichen 
Instituts für internationale Beziehun¬ 
gen, begrüßt in einem Gespräch mit 
der Netz-Zeitung „Swobodnaja Pres- 
sa“ (Freie Presse) die Entscheidung, 
kritisiert aber 
zugleich, dass 
sie erst jetzt 
erfolgt. 

Nach sei¬ 
ner Ansicht 
hätte sie sofort nach Einführung der 
Sanktionen kommen müssen. Den 
Grund für das Zögern sieht er darin, 
dass die russische Führung offenbar 
gehofft habe, die mit den Sanktionen 
und dem Druck auf Russland verbun¬ 
dene Hysterie werde bald vorüberge¬ 
hen und es könne schnell zu Vereinba¬ 
rungen mit dem Westen über die Lö¬ 
sung der Ukrainekrise kommen. 

Die Ereignisse zeigten jedoch, dass 
die Sanktionspolitik langfristig ange¬ 
legt sei. Außerdem gehöre zum Druck 
auf Russland eine Veränderung der 
Konfiguration der NATO-Kräfte in 
Europa. So habe NATO-Generalse- 


kretär Jens Stoltenberg bekanntlich 
erklärt, dass die schnelle Eingreif¬ 
truppe des Militärpakts in Europa von 
13 000 auf 30 000 Soldaten ausgewei¬ 
tet werde. 

Nach Ansicht Alexandrows trifft 
die Einstellung des Transits von NA- 
TO-Militärgütern über russisches 
Territorium vor allem die USA emp¬ 
findlich. Diese könnten nun Waffen 
und Technik für ihr in Afghanistan 
verbleibendes beträchtliches mili¬ 
tärisches Kontingent nur noch über 
Pakistan transportieren. Die Bezie¬ 
hungen zwischen Islamabad und Wa¬ 
shington seien aber nicht die besten. 
Das bedeute, dass Pakistan die Mög¬ 
lichkeit erhalte, eine härtere Position 
gegenüber den USA einzunehmen 
und zusätzliche Zugeständnisse zu 
fordern. Die Transporte über die pa¬ 
kistanische Gebirgsroute bieten den 
Taliban neue Möglichkeiten, um den 
verhassten USA schmerzhafte Ver¬ 
luste zuzufügen. Schließlich hat Wa¬ 
shington bereits in der Vergangenheit 
auf dieser Route schwere Schläge ein¬ 
stecken müssen. 

W.G. 


„Nach den antirussischen 
Sanktionen hat sich die russische 
Führung anders entschieden.“ 


Selbstverteidigung 

Kolumbien: 26 tote Guerilleros - 
FARC beenden Waffenstillstand 


Die Revolutionären Streitkräfte Ko¬ 
lumbiens, die im Dezember zum wie¬ 
derholten Male einen einseitigen Waf¬ 
fenstillstand im Kampf mit den regu¬ 
lären Truppen der kolumbianischen 
Regierung im seit mehr als sechs Jahr¬ 
zehnten andauernden Krieg ausgeru¬ 
fen hatten, sehen sich gezwungen, nun 
wieder selbst aktiv Angriffe durchzu¬ 
führen. 

Sie reagieren in einem Kommuni¬ 
que (siehe Kasten) damit auf die Bom¬ 
bardierung eines Camps der 29. Front 
der FARC in der südlichen Region 
Cauca am 21. Mai, bei der 26 Gueril- 
leras und Guerilleros getötet wurden. 
Die Einheit war in den vergangenen 
Wochen immer wieder Ziel von Ein¬ 
kreisungen und Angriffen geworden, 
gegen die sie sich verteidigt hatte. In¬ 
nerhalb des unilateralen Waffenstill¬ 
stands, dem sich die Regierung nicht 
angeschlossen hat, waren die Einhei¬ 
ten der FARC vom Generalstab ange¬ 
wiesen, nur auf Attacken zu reagieren. 
Als diese zu stark wurden, erwiderten 
die FARC die Angriffe. Dabei waren 
zuletzt insgesamt 30 Soldaten getötet 
worden. Da die Regierung unter Prä¬ 
sident Juan Manuel Santos das Recht 
auf Tötung nur auf der eigenen Seite 
sieht, nahm sie die Selbstverteidigung 
der Guerilleros zum Anlass einer wei¬ 
teren ihrer feigen Bombardierungen, 


die sinnbildliches Zeichen ihrer Erfolg¬ 
losigkeit am Boden sind. 

Die Friedensgespräche, die die 
FARC in Havanna mit der kolumbia¬ 
nischen Regierung führen, werden wei¬ 
tergehen - aber sie stehen unter einem 
schlechteren Zeichen als je zuvor. Just 
am 21. Mai hatten die Oberkomman¬ 
dierenden von FARC und ELN, der 
zweitgrößten Guerilla in Kolumbien, 
eine Erklärung herausgegeben, in der 
sie sich über eine mögliche Aufnahme 
offizieller Friedensgespräche auch des 
ELN (Nationales Befreiungsheer) ge¬ 
äußert hatten. Solche Gespräche be¬ 
finden sich nach wie vor in einer lang 
anhaltenden, geheimen Vorbereitungs¬ 
phase. 

Die gemeinsame Erklärung spricht 
von der „Notwendigkeit des Aufbaus 
einer demokratischen, volksnahen 
Regierung, die die Interessen Kolum¬ 
biens in den Vordergrund stellen und 
zur Entwicklung eines eigenständigen 
lateinamerikanischen Weges beitragen 
soll“. Die beiden seit gut fünfzig Jahren 
existierenden Organisationen stimmen 
darin überein, dass der Frieden nur 
über eine große, organisierte und mo¬ 
bilisierte Volks- und Bürgerbeteiligung 
möglich ist. Sie lehnen einen „Express¬ 
frieden“ ab, der von der Regierung als 
Prozess der Unterwerfung der Aufstän¬ 
dischen gedacht sei. Günter Pohl 


Dokumentiert 


Das Ausbluten beenden 


Aus dem Kommunique der FARC 

„Uns schmerzen gleichermaßen die 
toten Guerilleros wie die toten Solda¬ 
ten, Söhne und Töchter eines gleichen 
Volkes und aus armen Familien stam¬ 
mend. Dieses Ausbluten muss beendet 
werden. 

Gegen unseren Willen müssen wir den 
Dialog inmitten der Konfrontation 
fortführen. Obwohl (der kolumbiani¬ 
sche Präsident) Santos ankündigt, dass 
er die Offensive fortsetzen wird, wer¬ 
den wir auf der Notwendigkeit beste¬ 
hen, einen bilateralen Waffenstillstand 


festzulegen, der mit so viel Nachdruck 
von der nationalen Mehrheit verlangt 
wird: so schnell wie möglich und zum 
Wohle des Friedensprozesses und zur 
Vermeidung weiterer Opfer. 

Wir danken für die Begleitung und 
Umsetzung des unilateralen Waffen¬ 
stillstands, die über fünf Monate von 
der Breiten Front für den Frieden und 
der gesellschaftlichen und politischen 
Bewegung in Kolumbien durchgeführt 
wurde. 

Sekretariat des Generalstabs der FARC-EP 
Aus den kolumbianischen Bergen, 22. Mai 2015“ 
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Alte Lieder, 
neue Mitglieder 

Eindrücke vom Festival der Jugend: 
Zusammen feiern, lernen, arbeiten, kämpfen. 







RIEQSTREIfaER GUTEN! 

r A KRIEG DEM KRIEG # 

% w HEIßT J W 

7 KAMPF DEM KAP\TAE 








w . 



M * 

(ä 



m 



Zum Festival der Jugend gehört der Arbeiterliederabend 
am Sonntag. Der Kommunist, Gewerkschafter und Sänger 
Achim Bigus singt die Lieder aus den Kämpfen der Arbeiter¬ 
bewegung, das Zelt ist voll. Hier stehen die SDAJ-Mitglieder, 
die seit Wochen an der Organisation des Festivals gearbei¬ 
tet haben, und diejenigen, die Schichten übernommen und 
Freunde mitgebracht und dadurch das Festival möglich ge¬ 
macht haben. Hier stehen die Mitglieder anderer Jugend¬ 
organisationen, die das Festival unterstützt haben, nun ge¬ 
meinsam mit der SDAJ feiern und auch dadurch die Grund¬ 
lage für zukünftige Zusammenarbeit festigen. Hier stehen 
die Mitglieder der DKP, die den revolutionären Jugendver¬ 
band bei der Durchführung des Festivals unterstützt haben, 
und hier stehen diejenigen, die sich auf diesem Festival (und 
auch wegen dieses Festivals) entschlossen haben, Mitglied 
der SDAJ zu werden. 

Sie alle haben einige anstrengende Tage hinter sich und 
Gründe dafür, das Festival und ihre Zusammenarbeit zu 
feiern. Viele sind nicht mehr beim ersten Bier. Aber auch 
nachdem Achim Bigus einige Stunden gespielt hat, setzt er 
bei dem einen oder anderen Lied zu einer Erklärung an. Er 
erzählt vom Kampf gegen den Franco-Faschismus in Spa¬ 
nien, von der Arbeiterbewegung der USA und dem Justiz¬ 
mord an Joe Hill, von jüdischen Partisanen und deutschen 
Widerstandskämpfern. Immer wenn er beginnt zu erzählen, 
fordert das Publikum Ruhe, um zuhören zu können. Das Fes¬ 
tival der Jugend ist auch am späten Sonntagabend ein Ort, 
an dem zusammen gefeiert und zusammen gelernt wird, an 
dem zusammen gearbeitet wird und ein Beitrag geleistet, um 
zusammen zu kämpfen. 

Olaf Matthes 
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Tausende ohne Krankenversicherung 

Ehrenamtliche Duisburger Initiative leistet Notversorgung. 


UZ: Sie sind ausgebildete Kinderkran¬ 
kenschwester und arbeiten seit einigen 
Monaten bei einer kostenlosen Gesund¬ 
heitssprechstunde mit, die im Duisbur¬ 
ger Stadtteil Marxloh einmal in der Wo¬ 
che angeboten wird. Was sind Ihre per¬ 
sönlichen Beweggründe? 

Sylvia Brennemann: Mit dem wachsen¬ 
den Zuzug von Menschen aus Südost¬ 
europa ist der Stadtteil Marxloh mit ei¬ 
ner neuen Dimension von Armut kon¬ 
frontiert. Das in Marxloh angesiedelte 
katholische Georgswerk der Gemeinde 
St. Peter hat schon vor Jahren eine gan¬ 
ze Reihe von Hilfsangeboten installiert. 
Darunter Sprachkurse, Eltern-Kind- 
Gruppen, Sozialberatung, Nahrungs¬ 
mittel- und Kleiderausgaben. Mit dem 
Aufbau der Gesundheitssprechstunde 
nimmt das Georgswerk hier eine Auf¬ 
gabe wahr, die im Prinzip in der Ver¬ 
antwortung der Stadt liegen sollte. Die 
Dringlichkeit der praktischen Hilfe ist 
in Marxloh täglich erlebbar. Nach wie 
vor werden den Betroffenen nahezu 
jegliche existentiellen, staatlichen Leis¬ 
tungen vorenthalten. Sie sind zumeist 
darauf angewiesen vom wenigen Kin¬ 
dergeld zu leben. Zudem ist der über¬ 
wiegende Teil von ihnen nicht kran¬ 
kenversichert. Somit sind nach seriö¬ 
sen Schätzungen zur Zeit etwa 10 000 
Menschen von der regulären Gesund¬ 
heitsversorgung ausgeschlossen. 

Die Not der Menschen verschließt 
sich dem Betrachter nicht, Schwangere, 
Säuglinge und Kleinkinder haben kei¬ 
nerlei Anspruch auf angemessene Vor¬ 
sorgen oder Impfungen. Es ist davon 
auszugehen, dass die etwa 4 000 Kinder, 
die nicht krankenversichert sind, nicht 
geimpft sind. Chronisch Kranke wie 
etwa Herz-Kreislauf-Patienten können 
die nötigen Medikamente nicht bezah¬ 
len. Zahnarztbesuche sind für die Be¬ 
troffenen ebenso nicht bezahlbar. 

UZ: Für die Versorgung von erkrank¬ 
ten Menschen sind aber doch gemein¬ 
hin Ärzte und Krankenhäuser zuständig. 
Warum ist Ihre Gesundheitssprechstun¬ 
de trotzdem notwendig? 

Sylvia Brennemann: Da die Betroffe¬ 
nen nicht Teil des Regelsystems sind, 
müssten sie ärztliche oder stationäre 
medizinische Hilfe privat finanzieren, 
was überwiegend nicht leistbar ist. 

In der Regel können die Menschen 
einen Arzt nur gegen entsprechende 
Rechnung in Anspruch nehmen, ein 
nicht vermeidbarer Krankenhausauf¬ 
enthalt schlägt dann gleich mit mehre¬ 
ren tausend Euro zu Buche. Die Ärzte 
und Krankenhäuser, deren Situation si¬ 
cher auch nicht einfach ist, bleiben somit 
auf ihren Kosten sitzen. Wir haben von 
Fällen erfahren, dass Patienten selbst 
in Notfällen unbehandelt weggeschickt 
worden sind. Letztlich war das der An¬ 
stoß, mit der Gesundheitssprechstun¬ 
de zu beginnen. Seither haben wir den 
Kontakt zur Stadtspitze, dem Gesund¬ 


heitsamt, den Ärzten und den Kranken¬ 
häusern gesucht. Einige Erfolge können 
wir dabei verzeichnen. So werden nach 
Absprache zwischen dem Gesundheits¬ 
amt, den Krankenhäusern und uns alle 
Patienten, die wir dorthin schicken, ärzt¬ 
lich untersucht und gegebenenfalls sta¬ 
tionär aufgenommen. Was eigentlich 
wie eine Selbstverständlichkeit klingt, 
ist das Ergebnis langer Verhandlungen. 
Von einer adäquaten Gesundheitsver¬ 
sorgung sind wir dennoch weit entfernt. 




Sylvia Brennemann ist Sprecherin 
des Duisburger Netzwerks gegen 
Rechts, Kinderkrankenschwester und 
wohnhaft in Duisburg-Marxloh. Seit 
Jahren beteiligt sie sich immer wieder 
an sozialen und politischen Initiativen 
im Stadtteil. 

UZ: Und wie viele Menschen nehmen 
Ihr Angebot durchschnittlich in An¬ 
spruch? 

Sylvia Brennemann: Unsere Sprech¬ 
stunde ist einmal in der Woche nach¬ 
mittags geöffnet, unser Team arbeitet 
ehrenamtlich und der Sprechstunden¬ 
betrieb finanziert sich über Geld- und 
Sachspenden. Medizinische Gerätschaf¬ 
ten wurden in einem Internetauktions¬ 
haus ersteigert. Wir sind somit in der 
Lage zumindest kleine diagnostische 
Untersuchungen durchzuführen und 
zumindest annähernd eine medikamen¬ 
töse Versorgung unserer Patienten zu 
gewährleisten. In der Regel konsultie¬ 
ren uns etwa 60 Personen mit steigen¬ 
der Tendenz. 

UZ: Kommen mehrheitlich Flüchtlin¬ 
ge oder auch sozial deklassierte Durch¬ 
schnittsbürger in Ihre Sprechstunde? 

Sylvia Brennemann: Zu unseren Patien¬ 
ten gehören überwiegend Zuwanderer 
aus Südosteuropa und Flüchtlinge aus 
sogenannten Drittstaaten. Inzwischen 
ist auch eine wachsende Zahl von deut¬ 
schen Patienten zu verzeichnen. 

UZ: Und welche Unterstützung erhalten 
Sie von der Duisburger Politik? 

Sylvia Brennemann: Bis dato keine. 
Aufgrund der akuten Dringlichkeit ist 
die Politik jedoch jetzt am Zuge. Es ist 
nicht hinnehmbar, dass weiter an ei¬ 


ner Politik des Wegsehens festgehal¬ 
ten wird. Schon bei der Räumung des 
sogenannten Problemhauses in der 
Straße „In den Peschen“ hatte Sozial¬ 
dezernent Reinhold Spaniel (SPD) bei 
der Frage nach der Verantwortlichkeit 
für die Wohnungssuche für die Betrof¬ 
fenen mehrfach betont, dass er auf die 
„hohe Mobilität“ der Menschen set¬ 
zen würde. Es zeigt sich jedoch, dass 
auch bei völliger Ignoranz der Proble¬ 
matik die Menschen bleiben werden. 
Wir steuern in Duisburg unaufhörlich 
auf eine humanitäre Katastrophe zu,. 
Auf die Vertreibung und Verdrängung 
zu bauen ist im Angesicht ansonsten 
schrumpfender Einwohnerzahlen in 
Duisburg ein noch viel größerer Skan¬ 
dal. Neben der Gesundheitsversorgung 
gibt es derzeit erhebliche Lücken in 
der Grundversorgung der Zuwande¬ 
rer. So sind sie oftmals gezwungen, mit 
zerstörtem Wohnraum zu horrenden 
Preisen vorlieb zu nehmen. Sogenannte 
Miethaie haben inzwischen daraus ein 
florierendes Geschäftsmodell entwi¬ 
ckelt. Die Stadt hingegen verfügt der¬ 
zeit über einen Immobilienleerstand 
von 5 000 Wohnungen, die sie derzeit 
weder für Asylsuchende noch für die 
betroffenen Roma öffnet. 

UZ: Und wie gehen Sie persönlich mit 
den sicherlich sehr bedrückenden Erleb¬ 
nissen bei der Gesundheitssprechstunde 
um? 

Sylvia Brennemann: Bedrückend al¬ 
lein ist schon die Tatsache, dass ein 
nicht kleiner Teil der Duisburger Ge¬ 
sellschaft schlicht und ergreifend ge¬ 
zwungen ist, in einer Art Parallelwelt 
zu leben. Das Nichtteilhaben endet ja 
längst nicht bei der Gesundheitsver¬ 
sorgung, sondern umfasst vielmehr alle 
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. 
Die mediale Darstellung der Lebens¬ 
umstände beschränkt sich zumeist auf 
Zuschreibungen gegen die Roma hin¬ 
sichtlich angeblich wachsender Krimi¬ 
nalität und einem sogenannten Müll¬ 
problem, was nicht selten extrem rechte 
und rechtspopulistische Hetzer auf den 
Plan ruft. Die menschenverachtenden 
Lebensumstände, denen die Betroffe¬ 
nen ausgesetzt sind, sind dabei eher 
randständig im Fokus. 

Verantwortlich fühlt sich offenbar 
niemand und auch die sogenannte lin¬ 
ke Bewegung und die Linkspartei hal¬ 
ten sich in Duisburg zu dem Thema zur 
Zeit bedeckt. Fürsprecher für die mas¬ 
siv von Ausgrenzung und rassistischer 
Hetze betroffenen Menschen finden 
auf der politischen Bühne kaum Gehör 
und wenn, dann bleibt man oberfläch¬ 
lich und fordert Integrationskurse und 
Sprachkurse. Diese Forderungen erfül¬ 
len jedoch nur ihren Zweck, wenn die 
Grundbedürfnisse der Menschen und 
ihr Grundrecht auf existentielle Absi¬ 
cherung gewährleistet sind. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Kommentar von Werner Altmann 

Augenwischerei auf hohem Niveau 


Und wieder sollen die Langzeitar¬ 
beitslosen besonders gefördert wer¬ 
den. Andrea Nahles stellte ein Pro¬ 
gramm vor, dessen Kosten durch 
Umschichtung von ca. 750 Millionen 
Euro in den Budgets der Jobcenter 
abgesichert werden sollen. 

Für ca. 43 000 ALG-II-Bezieher 
soll das Programm den Weg in den 
1. Arbeitsmarkt ebnen. Das ange¬ 
dachte Instrument ist der schon lan¬ 
ge übliche Ein-gliederungszuschuss 
für Unternehmen, die einen ALG- 
II-Bezieher einstellen. Hat sich die¬ 
ses Instrument bisher als ziemlich 
untauglich erwiesen, soll es nun 
durch höhere Zuschüsse und längere 
Förderungszeiten attraktiv gemacht 
werden. So sollen in Einzelfällen 
100 Prozent Zuschuss auf zwei Jahre 
möglich sein. D.h., der Kombilohn - 
vor Jahren von der SPD noch vehe¬ 
ment abgelehnt -, der durch Hartz 
IV in großem Maßstab verwirklicht 
wurde und wird, soll teilweise durch 
eine 100-Prozent-Förderung abge¬ 
löst werden. Die Nachhaltigkeit die¬ 
ses Programms darf zu Recht be¬ 


zweifelt werden, wie mit großblu¬ 
migen Versprechen durchgeführte 
Programme, wie z.B. Bürgerarbeit, 
zeigen. 

Einzig der Vorschlag, dass je¬ 
dem so geförderten Arbeitslosen ein 
Coach zur Seite gestellt werden soll, 
ist bedenkenswert. Aber auch hier 
zeigt sich die einseitige Sichtweise 
des BMAS. Nur den Arbeitslosen soll 
ein Coach helfen, ihre Mängel zu er¬ 
kennen und abzubauen. Ein Coach 
für die Betriebe ist nicht vorgesehen, 
obwohl gerade hier Berge von Män¬ 
geln und Eingliederungshemmnissen 
vorhanden sind, die im Interesse ei¬ 
ner nachhaltigen Eingliederung zu 
beseitigen wären. 

Bleibt festzuhalten: Das BMAS 
täuscht Aktivität vor, die dazu ge¬ 
nutzt wird, bereits geplante Maßnah¬ 
men nicht durchzuführen zu Lasten 
derer, die eine Maßnahme dringend 
nötig hätten, und nebenbei weitere 
Arbeitslose bei den Maßnahmeträ¬ 
gern zu produzieren. Also mal wie¬ 
der Augenwischerei auf der ganzen 
Linie. 


„Blumen für Stukenbrock“ zum 
Gedenken an den 70. Jahrestag 
der Befreiung 


Zum ersten Mal seit der Befreiung 
des Stalag 326 im Jahre 1945 besuchte 
am 6. Mai 2015 ein deutsches Staats¬ 
oberhaupt den Sowjetischen Soldaten¬ 
friedhof in Stukenbrock. 

Dieser Besuch fand allseitig Be¬ 
achtung und Respekt. Mit ihm wurde 
noch einmal einer weiten Öffentlich¬ 
keit das Leiden und Sterben der so¬ 
wjetischen Kriegsgefangenen in der 
Verantwortung der deutschen Wehr¬ 
macht bewusst gemacht. Der Bun¬ 
despräsident hat das mit bewegenden 
Worten geschildert. Bedauerlicher¬ 
weise sprach der Bundespräsident in 
seiner Rede die Verantwortlichen für 
die Naziherrschaft in Industrie und 
Bankwesen nicht an. Er unterließ es, 
deren Schuld zu nennen. 

Zu fragen ist dennoch, warum ein 
solcher Besuch erst jetzt erfolgte. 

Der Bundespräsident würdigte den 
Arbeitskreis Blumen für Stukenbrock 
als eine Initiative, die die Erinnerung 
wach gehalten hat und wach hält. 

Diese Anerkennung fehlte in den 
Reden des Bürgermeisters Erich 
Landwehr und auch des zuständigen 
NRW-Landesministers Kutschaty. Für 
sie begann die Aufarbeitung der La¬ 
gergeschichte offensichtlich erst mit 
der Eröffnung der Dokumentations¬ 
stätte. 

Es ist unumstritten, dass ohne die 
Arbeit von „Blumen für Stukenbrock“ 
das Lager und der Friedhof die jetzige 
Bekanntheit nicht erlangt hätten und 
es kaum möglich gewesen wäre, die 
Dokumentationsstätte zu schaffen und 
sie mit Dokumenten von Überleben¬ 
den auszustatten. Zahlreiche Initiati¬ 
ven des Arbeitskreises waren im Vor¬ 
feld ihrer Gründung dafür notwendig. 

„Blumen für Stukenbrock“ erin¬ 
nert seit 1967 immer wieder daran, 
dass zum Gedenken an die Opfer 
die Auseinandersetzung mit der Ge¬ 
schichte gehört und auch entspre¬ 
chende Schlussfolgerungen daraus 
notwendig sind, wie z. B. ein Verbot 
jeglicher nazistischer und rassisti¬ 
scher Tätigkeit. 

Weil die Überlebenden Kriegsge¬ 
fangenen keine finanzielle Entschädi¬ 
gung aus der Bundesrepublik erhal¬ 
ten haben, hilft ihnen der Arbeitskreis 
„Blumen für Stukenbrock“ seit 1996 
alljährlich mit dafür gespendeten Gel¬ 
dern. Erst jetzt wird aktuell über eine 
Entschädigung diskutiert. 

Es ist eine Tatsache, dass in der 
Zeit des Kalten Krieges die Verbre¬ 
chen der Wehrmacht lange in der Öf¬ 
fentlichkeit verschwiegen wurden. 

In seinem Aufruf zum Antikriegs¬ 
tag 2015 erklärt der Arbeitskreis u.a.: 


„Der 8. Mai als ,Tag der Befrei¬ 
ung’ wäre für uns Deutsche Anlass 
gewesen, gründlich darüber nachzu¬ 
denken, wie es möglich war, dass zwei 
Weltkriege von Deutschland ausgin¬ 
gen. Es wäre notwendig gewesen, sich 
die Frage zu stellen, warum und wie 
es zu den furchtbaren Verbrechen der 
SS und der Wehrmacht an Menschen 
in vielen europäischen Staaten kam. 

Es wäre seitens der Bundesregie¬ 
rung notwendig gewesen, ihre Bereit¬ 
schaft zu bekunden, den Überleben¬ 
den der Stalag endlich die ihnen zuste¬ 
hende Entschädigung zu zahlen. 

Heute ist es notwendig, die Frage 
zu beantworten, ob die aktuelle deut¬ 
sche Regierungspolitik dem Friedens¬ 
gebot des Grundgesetzes entspricht. 

Viele hofften, mit dem Ende des 
Kalten Krieges würde eine Ära der 
Entspannung in Europa eintreten, 
denn NATO und Warschauer Pakt 
waren überflüssig geworden. 

Bedauerlicherweise kam es anders. 
Heute stehen die Soldaten der NATO 
an den Grenzen Russlands. Mit Russ¬ 
land wurde ein altes Feindbild erneu¬ 
ert. In der Ukraine wurde 2014 ein 
blutiger Krieg provoziert. Kaum je¬ 
mand fragt nach den Verursachern. 

Wir erwarten von der Regierung 
der Bundesrepublik, dass sie sofort 
die Sanktionen gegen Russland auf¬ 
hebt. Wir erwarten von ihr, dass sie 
ihren Einfluss international geltend 
macht, dass alle Seiten die Verpflich¬ 
tungen des ,Minsker Abkommens 4 
über die Waffenruhe in der Ukraine 
erfüllen.“ 

Es wäre dem Charakter der Ver¬ 
anstaltung am 6. Mai angemessen ge¬ 
wesen, einen Anstoß an die Regierung 
zu geben, in diesem Sinne die Befrei¬ 
ung unseres Volkes zu würdigen. Der 
Arbeitskreis Blumen für Stukenbrock 
möchte, dass der 8. Mai auch in un¬ 
serem Land ein gesetzlicher Feiertag 
wird. Er wird seine politische Gedenk¬ 
stättenarbeit im Sinne der Mahnung 
,...und sorget ihr, die ihr noch im Le¬ 
ben steht, dass Frieden bleibt, Frieden 
zwischen den Menschen, Frieden zwi¬ 
schen den Völkern’ fortsetzen.“ 

Stellungnahme des Arbeitskreises 
Blumen für Stukenbrock zum Besuch 
des Bundespräsidenten in Stukenbrock 
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Die Kämpfe nach dem Sieg 

Sowjetische Kulturoffiziere von 1944 bis 1950 • Von Rüdiger Bernhardt 


Z uerst fiel mir in den sechziger Jah¬ 
ren im Zusammenhang mit Ar¬ 
beiten zu Gerhart Hauptmann 
der Name des sowjetischen Kulturof- 
fiziers Grigorij Weiss (1908-1980) auf. 
Informationen zu ihm zu finden war 
schwierig. Andere Namen wurden oft 
genannt wie Alexander Dymschitz 
(1910-1975) und schienen die sowjeti¬ 
schen Kulturoffiziere zu repräsentieren. 
Dann lernte ich 1965 die Germanistin 
Galina N. Snamenskaja kennen - eine 
ehemalige Inspektorin für Volksbil¬ 
dung der SMAD -, die von ihrer Liebe 
zu Heinrich Mann erzählte und davon, 
wie sie sich 1945 um die Universitätsbi¬ 
bliothek in Halle (Saale) bemüht hatte. 
Darüber hatte sie schon am 9. Oktober 
1945 in der „Täglichen Rundschau“ be¬ 
richtet. Was in Wirklichkeit eine harte 
Auseinandersetzung mit US-amerika¬ 
nischen Offizieren war, nahm sich dort 
bescheiden aus: „Durch ihren unmittel¬ 
baren Beistand (der Sowjetischen Mi¬ 
litärverwaltung, R.B.) konnte man die 
evakuierte Universitätsbibliothek an 
ihren Standort zurückschaffen.“ 

Nach diesen Anfängen ergab sich 
bei meinen Nachforschungen, dass die¬ 
se Offiziere sich für deutsche Literatur 
begeisterten und trotz der Leiden, die 
sie durch Deutsche erdulden mussten, 
von der Liebe zu deren Literatur nicht 
ließen. Bekannt wurde ihre Arbeit seit 
1967 durch eine Publikation Sergej 
Iwanowitsch Tjulpanows (1901-1984) 
in den „Weimarer Beiträgen“. Ihr Tenor 
war, dass diese Offiziere Wesentliches 
für die materielle Sicherung kultureller 
Prozesse leisteten, aber „sehr vorsichtig 
mit eigenen Anweisungen auf dem Ge¬ 
biet der Kultur“ umgingen. Die meis¬ 
ten Kulturoffiziere jedoch waren 1965 
aus dem Bewusstsein verschwunden. 
Grigorij Weiss begrüßte es, als ich in 
meiner ersten Untersuchung Namen 
nannte, die in Vergessenheit geraten 
waren: „... mir scheint, dass in der 
DDR um einige russische Namen he¬ 
rum so etwas wie ein ,Personenkult 4 
gemacht wird und gleichzeitig viele 
Genossen, die auch viel Gutes getan 
haben, ganz vergessen sind.“ {Brief an 
den Verfasser vom 5. 11. 76). Er gab den 
Arbeiten eine „politische und höchst 
aktuelle Bedeutung“. 

Die Kulturoffiziere hatten 1949/50 
die junge DDR, plötzlich und unvor¬ 
bereitet, per Befehl verlassen müssen; 
bestenfalls durften sie wie Tjulpanow 
und Dymschitz in die Lehrtätigkeit 
zurückkehren; manche wurden diszi¬ 
pliniert, mehrere bestraft. Einige ka¬ 
men in Lagern um oder starben an 
den Folgen ihrer Inhaftierung, wie 
sich eine Mitarbeiterin der „Täglichen 
Rundschau 44 1994 erinnerte (vgl. An¬ 
nett Gröschner: „Jeder hat sein Stück 
Berlin gekriegt 44 ). Dank erwartete zu 
Hause nicht. Mit ihrer Rückkehr in die 
Sowjetunion änderte sich auch in der 
Folge einer veränderten politischen 
Großwetterlage - dem Beginn des 
Kalten Krieges - der Charakter der 
Kulturpolitik; nunmehr fassten die 
Maximen Andrei A. Shdanows (1896- 
1948), die in der sowjetischen Besat¬ 
zungszone bisher keine Rolle gespielt 
hatten, auch hier Fuß und der verhäng¬ 
nisvolle Kampf gegen den Formalis¬ 
mus, der in der Sowjetunion schon ge¬ 
führt wurde, begann. 

Ins Ausland durften die ehemali¬ 
gen Kulturoffiziere erst Jahrzehnte 
später wieder reisen, Ilja Fradkin zum 
ersten Male 1977 zu einer Vortragsrei¬ 
se mit dem sinnigen Titel „Vom Wach¬ 
sen unserer Freundschaft“. Als ich ihn 
dabei einige Zeit begleiten durfte, 
sprachen wir ausgiebig über seine Tä¬ 
tigkeit als Kulturoffizier. Es war nicht 
nur das erste Mal, dass er seit seinem 
Verlassen wieder in der DDR war, 
sondern auch das erste Mal, dass der 
ausgewiesene Brecht-Forscher rück¬ 
haltlos über diese Arbeit sprach - und 
meine Ergebnisse bestätigte. Am Ende 
schrieb er mir in seine Brecht-Biogra¬ 
fie (Moskau 1965, Leipzig 1974): „Zum 
Andenken an unsere Begegnung und 
aufregende Gespräche in Halle“. Was 
er zu berichten hatte, war tatsächlich 
aufregend. 


Der Widerspruch zwischen 
Befehl und Taten 

Die Gründe für Strafe und Vergessen 
lagen in dem Widerspruch zwischen 
den Befehlen, die ihnen erteilt wur¬ 
den, und ihrer Tätigkeit, die sie anders 
gestalteten. Ihre Begeisterung für die 
deutsche Literatur machten sie zur Le¬ 
bensaufgabe. Dabei geriet die notwen¬ 
dige Distanz zu den Deutschen, die ih¬ 


nen aufgetragen worden war, ins Hin¬ 
tertreffen. Das führte bereits 1946 dazu, 
dass persönliche Beziehungen oder gar 
Freundschaften missbilligt und seither 
weitgehend untersagt wurden. Es wird 
deutlich, dass die Differenz zwischen 
den Befehlen und den Taten für den 
Erhalt der Kultur der Deutschen we¬ 
sentlich wurde, sie selbst aber in Kon¬ 
flikte mit ihrem Staat brachte. Bei der 
Roten Armee wurden Germanisten 
Kulturoffiziere, die aber in der Regel 
keine Deutschen waren, sondern Rus¬ 
sen oder - sehr viele - Juden, „deren 
Liebe zur deutschen Literatur stär¬ 
ker war als der Hass auf das deutsche 
Volk“ (A. Gröschner). Auch Dymschitz 
und Weiss war jüdischer Herkunft. Die 
Unterschiede zu Kulturoffizieren ande¬ 
rer Besatzungsmächte waren deutlich: 
Am wenigsten fielen die Kulturoffiziere 
der Engländer auf, die US-Amerikaner 
setzten vor allem deutsche Exilanten 
ein (Stefan Heym, Hans Habe, Golo 
und Klaus Mann u.a.), die Franzosen - 
die erst 1946 die Gründung einer Kul¬ 
turkommission beschlossen - gut aus¬ 
gebildete Franzosen (Felix Lusset). 
Inge von Wangenheim beschrieb die 
Unterschiede des Verhaltens der ver¬ 
schiedenen Besatzungsmächte und ih¬ 
rer Kulturoffiziere (2Die tickende Brat¬ 
pfanne“). 

Die Arbeit der sowjetischen Kultur¬ 
offiziere begann schon in den letzten 
Kriegsmonaten. Eine objektive Über¬ 
sicht ihrer Leistungen ist weitgehend 
unabhängig von den offiziellen Er¬ 
lassen und in mühevoller Kleinarbeit 
möglich, denn ihre Tätigkeit schien 
zwar äußerlich administrativ geregelt 
zu sein, tatsächlich wurde sie in einem 
hohen Maße individuell verantwortet. 
Im Nachhinein versuchten die Offizie¬ 
re, diese Tätigkeit auf die Befehle hin 
zu objektivieren. Eine Gesamtschau ist 
deshalb bisher nicht möglich; darf aber 
keinesfalls durch die Beschreibung von 
Beschlüssen und Befehlen ersetzt wer¬ 
den. 

Im Heft 4/1975 veröffentlichte die 
NDL („Neue Deutsche Literatur“) 
eine vorsichtig informierende Zusam¬ 
menfassung meiner Untersuchungen - 
es war nicht üblich, an der sowjetischen 
Politik nach 1945 Kritik zu üben - unter 
dem Titel „Maßstab Humanismus“. Da¬ 
nach gab es Anfragen und Mitteilun¬ 
gen, darunter einen Brief des Grigorij 
Weiss, der den Besuch Johannes R. Be¬ 


chers bei Gerhart Hauptmann organi¬ 
siert hatte. Er habe den Beitrag in der 
NDL mit „großem Interesse und Ver¬ 
gnügen“ gelesen und sei dankbar für 
die Zeilen darin, die ihm persönlich 
gewidmet worden seien. Er lenkte die 
Aufmerksamkeit der russischsprachi¬ 
gen Zeitschrift „Internationale Litera¬ 
tur“ auf den Aufsatz, die ihn annahm, 
mit einem Vorwort versah und veröf¬ 


fentlichte. Weiss begleitete ihn mit ei¬ 
nem aufschlussreichen Nachwort. War 
das Interesse schon zuvor beträchtlich 
gewesen, so steigerte es sich nochmals 
und kam nunmehr auch aus dem west¬ 
lichen Ausland, aus Frankreich, wo 
schließlich 1981 in Lille ein Band über 
die Kulturoffiziere in den verschiede¬ 
nen Besatzungszonen („La denazifica- 
tion par les vainqueurs“), herausgege¬ 
ben von Jeröme Vaillant, erschien, in 
dem auch eine Darstellung der Arbeit 
der sowjetischen Kulturoffiziere veröf¬ 
fentlicht wurde. 

Die Leistungen 

Die sowjetischen Kulturoffiziere leiste¬ 
ten eine bis heute schwer beschreibba¬ 
re Arbeit, da sie in ihren Wirkungen er¬ 
kennbar war, aber kaum dokumentiert 
wurde. Sie erstreckte sich vor allem auf 
drei Gebiete: 


1. Sie bemühten sich um in Deutsch¬ 
land gebliebene Schriftsteller, um die¬ 
se für einen Neunanfang zu gewinnen. 
Herausragendes Beispiel war dafür 
Gerhart Hauptmann, aber es betraf 
auch Schriftsteller wie Bernhard Kel¬ 
lermann, Hans Fallada, Ricarda Huch 
u.a. Dabei war das literarische Interes¬ 
se der Offiziere die Grundlage für ein 
kulturpolitisches Programm: Sie sahen 
sich einem Volk gegenüber, dessen 
Mehrheit den Faschismus nicht nur er¬ 
lebt, sondern ihm zugestimmt und we¬ 
nig Widerstand entgegensetzt hatte, als 


es mit dessen verbrecherischen Taten 
konfrontiert wurde. Diesem Volk konn¬ 
te man nicht Schriftsteller aus dem Exil 
als geistige Vorbilder anbieten - zumal 
es deren Namen kaum mehr kannte -, 
sondern musste mit geistigen Größen 
operieren, die vertraut waren, aber mo¬ 
ralisch akzeptiert werden konnten oder 
die sich in eine innere Emigration ge¬ 
rettet hatten. Es ging nicht um sozialis¬ 


tische Programme, sondern um antifa¬ 
schistisches Denken, bei dem herange¬ 
zogen wurde, wer sich dazu bekannte. 
Einzelne Namen sollten für neue Vor¬ 
haben gewonnen werden, so Gerhart 
Hauptmann als Leitgestalt für den neu 
gegründeten Kulturbund. 

2. Sie schufen die Voraussetzungen für 
Verlage und Presse. Neben der militä¬ 
rischen Befreiung vollzog sich bereits 
während der Kämpfe die Organisati¬ 
on dieses Vorgangs für die Nachkriegs¬ 
zeit. Spätestens seit der Gründung des 
Nationalkomitees Freies Deutschland 
verliefen militärischer und geistiger 
Kampf parallel. Bereits im Dezember 
1944 hatte Alexander Kirsanow, der im 
August 1945 Chefredakteur der „Täg¬ 
lichen Rundschau“ wurde, den Auf¬ 
trag erhalten, eine Zeitung nach dem 
Einzug in Berlin vorzubereiten, die 
„Berliner Zeitung“. Im Antifa-Lager 


der 1. Ukrainischen Front, so berichte¬ 
te Oberst Dubrowitzki, der Leiter des 
Informationsdienstes der SMA, der die 
Fragen der geistigen Neugestaltung des 
besiegten Landes im wesentlichen zu 
beantworten hatte, wurden Hunderte 
Deutscher auf ihre Tätigkeit im kultu¬ 
rellen Bereich vorbereitet. Bernd von 
Kügelgen bestätigte und ergänzte die 
Aussagen („Die Front war überall“). 
Eine Redaktion der zukünftigen „Täg¬ 
lichen Rundschau“, bestehend aus dem 
Oberst Moritz M. Sokolow, Oberstleut¬ 
nant Prof. Feodor N. Schemjakin, Major 


Rosenfeld, Major Bergelson, Haupt¬ 
mann Grigorij Weiss und Hauptmann 
Rafail Zechanowskij, bereitete bereits 
vor dem Kriegsende die Zeitung nach 
dem Kriegsende - die erste Nummer 
erschien aml5. Mai 19435 - vor; im 
Juni 1945 stieß Alexander Dymschitz 
zu der Redaktion. Jeder der genannten 
Namen ließe sich mit ausgeprägten Be¬ 
ziehungen zur deutschen Literatur und 
ihren Schriftsteller verbinden. 

Der SWA-Verlag, der Verlag der 
Sowjetischen Militärverwaltung, hatte 
lange vor Kriegsende bereits Publika¬ 
tionspläne für die Nachkriegszeit ent¬ 
wickelt: Als Majakowskis „Ausgewähl¬ 
te Gedichte“ (1945) als eines der ers¬ 
ten Bücher nach Kriegsende erschien, 
stammte das Vorwort von Hugo Hup¬ 
pert von 1943. 

3. Sie stießen ästhetische Diskus¬ 
sionen an, die in keinem Falle einsei¬ 
tig verliefen. Diese Prozesse verliefen 
anders als sie in Moskau vorgesehen 
wurden. Die sowjetischen Kulturof¬ 
fiziere, die vor Ort tätig wurden, gin¬ 
gen mit großer Behutsamkeit mit den 
Deutschen um. Dabei ließen sich die 
Pläne Stalins, aus der Besatzungszone 
möglichst schnell ein kommunistisch 
arbeitendes Staatsgebilde zu machen, 
objektiv nicht verwirklichen: Die Men¬ 
schen waren entmutigt und enttäuscht, 
geistig zerstört und emotional verwahr¬ 
lost. Die linken, im Lande gebliebenen 
Kräfte waren, wie auch andere Antifa¬ 
schisten, von eingeschränkter Bedeu¬ 
tung, weil teils vernichtet; die ins Exil 
gegangenen Kräfte waren zu Hau¬ 
se unbekannt, wurden auch von den 
Mitläufern des Nationalsozialismus - 
und das war die Mehrzahl der Deut¬ 
schen - verdächtigt und hatten ohne 
die Besatzungsmacht kaum politische 
Bedeutung. Diese Situation analysie¬ 
rend knüpften die sowjetischen Kultu¬ 
roffiziere an die demokratischen deut¬ 
schen Traditionen an, suchten über 
diese Brücke den Kontakt zu den ge¬ 
schlagenen Deutschen und vermieden, 
was direkt auf das sowjetische Vorbild, 
auf Sozialismus und auf eine neue Ge¬ 
sellschaftsformation hingewiesen hät¬ 
te. Insgesamt war „zunächst von dem 
Ziel einer sozialistischen oder kommu¬ 
nistischen Gesellschaft nicht die Rede“ 
(Ilse Tschörtner). Jürgen Kuczyn- 
ski, der freundschaftlich mit Kultur¬ 
offizieren verbunden war, bestätigte: 
„Es gab ganz klar eine andere Politik 
für Deutschland als für die Sowjetuni¬ 
on.“ So wie die Kulturoffiziere bürger¬ 
liche Dichter wie Gerhart Hauptmann 
heranzogen, so galt ihre Fürsorge his¬ 
torisch ausgiebig Heinrich Heine und 
ähnlichen Autoren. Heine wurde das 
oft genannte Beispiel, mit dem deut¬ 
sche Kriegsgefangene auf ihre mora¬ 
lische Haltung geprüft wurden oder 
der als Beispiel benutzt wurde, um die 
Deutschen an ihre demokratischen 
Traditionen heranzuführen. Das ers¬ 
te Buch, das man einer jungen deut¬ 
schen Mitarbeiterin in der Redakti¬ 
on der „Täglichen Rundschau“ in die 
Hand drückte, „war Heinrich Heines 
,Wintermärchen 4 44 (A. Gröschner: „Je¬ 
der hat sein Stück Berlin gekriegt“). 

In der Diskussion um die ästheti¬ 
schen Mittel gab es anfangs kaum Hin¬ 
weise auf den sozialistischen Realis¬ 
mus; man propagierte den bürgerlichen 
Realismus, von der deutschen Klassik 
abgesehen. Auf Vielseitigkeit legte man 
Wert; sie reichte bis zu christlichen Po¬ 
sitionen (Oskar Loerke), auf die Ilja 
Fradkin aufmerksam machte („Die 
Literatur des neuen Deutschland“). 
Selbst philosophische und literarische 
Strömungen wie den Existentialismus 
versuchte man partiell zu tolerieren 
wie der Umgang mit Sartres Stück „Die 
Fliegen“ zeigte: Einerseits wollte man 
die Aufführung im Westberliner Heb¬ 
bel-Theater behindern, andererseits 
nahmen russische Persönlichkeiten, 
unter ihnen Alexander Dymschitz, zu 
dem die französischen Kulturoffiziere 
sehr gute Beziehungen hatten, an ei¬ 
nem Empfang für Sartre teil, und die 
„Tägliche Rundschau“ nahm in Beiträ¬ 
gen am 9. und 10. Januar 1948 trotz der 
weltanschaulichen Unterschiede eine 





Tänzer des Alexandrow-Ensembles.Tausende Zuschauer und -hörer hatte das Ensemble auch bei seinem berühmten 
Auftritt auf dem Gendarmenmarkt in Berlin am 18. August 1948. 
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Anna Seghers und Oberst Sergei Iwanowitsch Tjulpanow, Offizier und Gesell¬ 
schaftswissenschaftler, auf einer Veranstaltung in Meißen, Pfingsten 1947.: 
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Ehrenrettung für Sartre vor. Dymschitz 
war es auch, der in einem abschließen¬ 
den Beitrag am 19. Februar 1948 Sart¬ 
re intellektuelle Redlichkeit zubilligte 
und in ihm einen „ehrlichen Irrenden“ 
sah. Andererseits war Dymschitz der 
erste der Kulturoffiziere, der die Mos¬ 
kauer Politik auf dem Gebiet der Kul¬ 
tur einzubringen versuchte und in Ar¬ 
tikelserien ab 1946 den sozialistischen 
Realismus erklärte. 


Bemerkenswert war das methodi¬ 
sche Vorgehen der Kulturoffiziere: In 
der Berichterstattung über den Be¬ 
such bei Gerhart Hauptmann in der 
Nr. 129 der Täglichen Rundschau, der 
die Entscheidung des Dichters für den 
Kulturbund brachte, wurden zwar alle 
deutschen Beteiligten genannt - Gus¬ 
tav Leuteritz, J. R. Becher - Jeder Hin¬ 
weis auf die Wirksamkeit der Offiziere 
Weiss, der für die Aktion verantwort¬ 
lich war, und Chanow aber vermieden. 

In einer Besprechung der Auffüh¬ 
rung von Friedrich Wolfs „Beaumar¬ 
chais“ im Deutschen Theater vermerk¬ 
te Ilja Fradkin am 9. März 1946 in der 
„Täglichen Rundschau“, Wolf habe 


sich nicht vergeblich bemüht, „uns 
Geschichte zu lehren“: Der Sieger sah 
sich von dem deutschen Dramatiker 
belehrt. Tjulpanow akzeptierte Tho¬ 
mas Manns Forderung, ein Gespräch 
mit ihm als „Bürger mit Bürgern“ zu 
führen und der deshalb verlangt hat¬ 
te, der sowjetische Offizier solle in Zi¬ 
vil erscheinen. Diesen Kulturoffizieren 
wurden literarische Denkmale gesetzt, 
unter anderem bei Willi Bredel („Ein 


neues Kapitel“), Erik Neutsch („Der 
Friede im Osten“), Hermann Kant 
(„Das Impressum“), Eduard Claudius, 
Annett Gröschner und anderen. 

Die antifaschistisch¬ 
demokratische Grundlage 

Tjulpanow verwies immer wieder - 
man lese seine Trauerrede auf Gerhart 
Hauptmann - auf die demokratischen 
deutschen Traditionen, denn das deut¬ 
sche Volk benötige „in der Zeit der 
Überwindung einer tiefsten Krise und 
zugleich im Moment des entscheiden¬ 
den Wendepunktes seiner Geschichte 
... Propheten der Humanität und der 
Demokratie, die es aus der Finsternis 


ins strahlende Licht führen dürfen“ 
(Tjulpanow). Er betonte dabei - und 
wurde damit den zahllosen deutschen 
Mitläufern gerecht, mit denen es zu 
arbeiten galt, denn andere Menschen 
hatte man nicht -, dass Hauptmann 
in „manchen Widersprüchen“ gelebt 
habe, aber er trotz „einiger Irrungen“ 
zu den fortschrittlichen Geistern zu 
zählen sei. Diese Bewertung stimm¬ 
te weder mit dem Auftrag der Kultu¬ 
roffiziere überein, noch beförderte es 
die ihnen aufgetragene Entwicklung. 
Tjulpanow musste auch deshalb 1948 
einen Bericht über „Drei Jahre Ar¬ 
beitserfahrung der Informationsver¬ 
waltung der SM AD“ in Moskau vor¬ 
legen und das Scheitern des Auftrags, 
der den Kulturoffizieren übertragen 
worden war, eingestehen. Anderer¬ 
seits wusste er selbst zu genau, dass 
sie ihre Tätigkeit nach Vorgefundenen 
Bedingungen entwickelt hatten und 
keinesfalls ohne „strategische Linie“, 
wie man ihnen vorwarf. Die strategi¬ 
sche Linie hatte Tjulpanow - er steht 
stellvertretend - bereits 1942 entwi¬ 
ckelt, gegen den Willen sowjetischer 
und anderer Genossen, aber bera¬ 
ten und unterstützt von Johannes R. 
Becher; diese strategische Linie ori¬ 
entierte sich an Namen wie Goethe, 
Schiller, Kant und Beethoven, Marx 
und Bebel. Praktisch umgesetzt wur¬ 
de das von der Presse, die die Arbeit 
der Kulturoffiziere kommentierte. 
Die „Deutsche Volkszeitung“ stellte 
1945 (Nr. 27) fest, der „heutigen Ju¬ 
gend“ fehlten Namen wie Jakob Was¬ 
sermann, Lion Feuchtwanger, Jack 
London, Ludwig Börne, Upton Sinc¬ 
lair, Heinrich Heine, Stefan und Ar¬ 
nold Zweig, Thomas Mann und Ma¬ 
xim Gorki, die Namen „müssen ihr 
wieder zugeführt werden“. Die Nr. 29 
der gleichen Zeitung setzte am 15. Juli 
1945 diesen Gedanken mit einem Auf¬ 
satz fort „Heinrich Heine, der Dichter 
und leidenschaftliche Kämpfer für das 
demokratische Deutschland“. Wenn 
man von demokratischen Traditionen 
sprach, meinte man solche und nicht 
„Herrschaft der SED“, wie Tjulpa¬ 
now unterstellt wurde (Gerhard Wet- 
tig: „Der Tjulpanow-Bericht“ 2012). 
Später hat Tjulpanow den Vorgang 
nochmals objektiviert und das, was 
von den sowjetischen Kulturoffizie¬ 
ren subjektiv, im Widerspruch zum 
Befehl, geleistet wurde, als objektive 
Notwendigkeit erklärt: „Die Notwen¬ 
digkeit, eine Etappe antifaschistisch¬ 
demokratischer Umwälzung zu durch¬ 
laufen“, durfte nicht unterschätzt und 
„die Erfahrungen der Sowjetunion“ 
nicht „mechanisch auf die Bedingun¬ 
gen Deutschlands“ übertragen werden 



Major Alexander Dymschitz, Professor für Literaturwissenschaft, Offizier in der 
Kulturabteilung der Sowjetischen Militär-Administration in Deutschland, spricht 
auf einer Veranstaltung in Berlin im Jahr 1947. 


(„Probleme und Erfahrungen der Ar¬ 
beit von Kulturoffizieren“). 

Zwischen Mai und Juli 1945 entwickel¬ 
ten die sowjetischen Kulturoffiziere in 
Berlin, aber auch in der sowjetisch be¬ 
setzten Zone, ein reges geistiges Le¬ 
ben neben der Versorgung mit über¬ 
lebenswichtigen Gütern. Selbst Geg¬ 
ner wie der Theaterkritiker Friedrich 
Luft mussten eingestehen, dass unter 
ihrer Leitung „ein großer kultureller 
Auftrieb“, vor allem „ein ungeheurer 
Theaterbetrieb in Berlin“ (F. Luft im 
Deutschlandfunk am 5. 5. 1985) ent¬ 
stand. Beeindruckend war - auch das 
würdigte Luft -, wie nachdrücklich 
die sowjetischen Offiziere neben der 
materiellen die geistige Versorgung 
sicherten, wobei sie außerordentlich 
einfühlsam vorgegangen seien. 

Von diesen Prozessen ist in die spä¬ 
tere Geschichtsschreibung wenig ein¬ 
gegangen. In der DDR erschienen die 
Kulturoffiziere als Bestandteil einer li¬ 
nearen Entwicklung zum Sozialismus. 
In der BRD wurden sie nach vorgefer¬ 
tigten Urteilen gelesen, frühe wissen¬ 
schaftliche Untersuchungen wurden 
negiert, hätten diese doch den vorge¬ 
fassten Urteilen über den Stalinismus 
in der sowjetischen Besatzungszone 
entschieden widersprochen. Manche 
der späteren Untersuchungen verrie¬ 
ten sich selbst: So stellte 2007 eine Ma¬ 


gisterarbeit (Maximilian Becker) in 
München fest, dass Tjulpanow in ei¬ 
nem Aufsatz in der „Neuen Welt“ sich 
um den Begriff Sozialismus herumge¬ 
wunden und Goethe unterstellt habe, 
im „Faust“ eine Ordnung gemalt zu ha¬ 
ben, in der freie Menschen sich zur Ar¬ 
beit zusammenschlössen. Das Herum¬ 
winden gehöre zu der „Instrumentali¬ 
sierung“ der Literatur; es ist in dieser 
Arbeit der inflationistisch gebrauch¬ 
te Begriff, neben „missbrauchen“, um 
Leistungen der Kulturoffiziere zu dis¬ 
kriminieren. Zustande kamen solche 
„Ergebnisse“, weil Dokumente und 
Beschlüsse zu Rate gezogen wurden 
und die Arbeit vor Ort kaum beach¬ 
tet wurde, so als hätte man von einem 
Kochrezept aus ein Menü gewürdigt. 

In der genannten Untersuchung 
fällt der Name Grigorij Weiss 4 nicht 
ein einziges Mal, Gerhart Haupt¬ 
mann - zudem falsch geschrieben - 
nur in einem anderen Zusammen¬ 
hang usw. Dabei hätte gerade das 
Beispiel Gerhart Hauptmann die Ar¬ 
beit der Kulturoffiziere in ihrer politi¬ 
schen, ästhetischen und literarischen 
Bedeutung illustrieren können, wie 
sie eigene Vorbehalte zurückstellten, 
Kunstwerke wie Hauptmanns „Die 
Weber“ zu Rate zogen und Verbün¬ 
dete im Geiste auch bei Andersden¬ 
kenden suchten. 


Progressive Literatur Verlag Wiljo Heinen 


Aufklärung verbreiten: Dachdecker verstehen nichts von Politik? 
Die Deutsche Demokratische Republik war eine Diktatur wie das 
faschistische Deutschland? »Danke für die Stichworte.« 


Der frühere Ge¬ 
neralsekretär der 
SED und Vorsit¬ 
zende des Staats¬ 
rates der DDR 
nahm in diesem 
hochbrisanten Text Stellung zu den dra¬ 
matischen Ereignissen 1989-91. 

Im Exil in Moskau geschrieben, zeigt der 
authentische Text, wie genau E.H. die 
Entwicklung analysierte - und er bietet 
die Chance, die Einschätzungen des 
Staatsmannes im Rückblick zu prüfen. 
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aus. Sie bemü¬ 
hen sich, die längst begrabene »»Tota¬ 
litarismustheorie« wieder zu beleben, 
um das verordnete Geschichtsbild der 
»zwei deutschen Diktaturen« zu malen. 
Horst Schneider stellt eine wohlfundier¬ 
te Analyse gegen die Anti-DDR-Propa- 
ganda: »Vom Sinn und Unsinn eines ver- 
ordneten Geschichtsbildes«. 

Horst Schneider 
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Neue Lieder zum Durchhalten 

Das Kleine elektronische Weltorchester schickt ein neues Album in die Welt 


Das soeben erschienene Album von 
Liedermacher Bernd Köhler und 
EW02 (dem kleinen elektronischen 
Weltorchester) aus Mannheim bein¬ 
haltet 14 eigene Songs. Bereits der 
Titel „In dieser Straße“ verrät, dass 
es neben dem großen Thema Krieg 
und Zerstörung - mit dem sich Köh¬ 
ler auseinandersetzt - auch um die 
notwendige Beschreibung einer an¬ 
deren Welt von morgen geht. Die Le¬ 
bensformen einer solchen Welt mit 
solidarischen und freundschaftlich 


verbundenen Beziehungen müssen 
heute beginnen. 

Bereits das erste Lied „Der Winter 
kommt“ steht symbolisch für die Verän¬ 
derung der Welt, die reaktionären Um¬ 
gestaltungstendenzen mit Krieg und 
Unterdrückung. Gleichzeitig vermittelt 
die letzte Strophe einen Ausweg, der 
alternativlos ist. Veränderung ist nur 
möglich durch Zusammenhalt und So¬ 
lidarität. 

Im Zentrum des Albums steht das 
„Waterboarding-Syndrom“, eine Lieder- 


Trilogie zum Thema Krieg, Terror, Ge¬ 
walt. Der erste Song „Legalized Killing 
Man“ beschreibt ungeschminkt eine Kil¬ 
lermaschine der US-Soldateska. Bernd 
Köhler verwendet dabei den von Franz 
Josef Degenhardt häufig benutzten 
Sprechgesang als Liedform. Er macht 
solche harten Männer transparent, die 
irgendwo in der Mittelschicht-Nach¬ 
barschaft leben und auf den Barbecue- 
Partys lustig und freundlich erscheinen. 

Mit „Ich habe euch geseh’n...“ (die 
Militärs mit ihren Jagdfliegerkomman¬ 
dos, Bomberstaff ein und Awacs-Auf¬ 
klärern in Bahrain und anderswo) und 
„Geschmolzenes Blei 44 (einer scharfen 
Anklage gegen den ewigen Krieg mit 
seinem Elend und seinen Toten die er 
produziert) skizziert Bernd Köhler die 
Fassungslosigkeit der Gewalt und des 
vieltausendfachen Mordens, mit der wir 
heute täglich konfrontiert sind - obwohl 
das alles von uns (noch) weit weg ist. 

Am 30. August 1983 stürzt sich der 
Asylbewerber Kemal Altun durch ein 
Fenster der Weltberliner Justizbehörde 
in den Tod, nachdem er von seiner be¬ 
vorstehenden Ausweisung in die Türkei 
erfahren hatte. Das Lied zu dem Thema 
„Schwärzer noch als schwarz“, stammt 
aus dem gleichen Jahr, ist gewisserma¬ 
ßen zeitlos geblieben angesichts der un¬ 
menschlichen Ausweglosigkeit für Asyl¬ 
bewerber über dreißig Jahre später. 


Unverkennbar ist bei manchen Stü¬ 
cken auf dem Album eine Orientierung 
an Franz Josef Degenhardt. Ihm widmet 
Bernd Köhler auch das letzte kurze Lied 
auf der CD - ebenfalls im Sprechgesang. 


BERND KÖHLER UND EW02 

in dieser Straße 



Es geht um die bekannte zunehmende 
Verkommenheit im deutschen Parla¬ 
ment: 

„Abgefangen, aufgeflogen - 
Volk beschissen, Volk betrogen 
und es knistert, furzt im Parlament 
Bis irgendwo ein Kittel brennt...“ 

An die „große Gemeinsamkeit“ - längst 
verloren gegangen über die Jahre sozi¬ 
aler und existenzieller Ausgrenzung 
sowie politischer Zerstrittenheit und 
Perspektivlosigkeit - erinnert der Song 
„Ein besonderes Haus“, der nostalgisch 
an das Lebensgefühl linker Wohnkultur 



Bernd Köhler (li.) unterwegs im Auftrag der Kultur 


in den Siebzigern erinnert. Es sind be¬ 
hagliche Bilder, die Köhler in dem Lied 
skizziert. - Aber solche Lebensformen 
sind kaum noch vorhanden, die Realität 
sieht anders aus. 

Die Begleitmusiker von ewo2 sind 
Jan Lindqvist (lap Steel git.), Adax 
Dörsam (Laute, Bass), Laurent Leroi 
(Knopfakkordeon), und der legendäre 
Hans Reffert (früher „Guru-Guru“, E- 
Gitarren). Werner Lutz 
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Die „ratlosen Ökonomen“ 
und die 1,7-Billionen-Dollar-Frage 

Anmerkungen zur Überakkumulation des Kapitals • Von Klaus Wagener 


D er Wirtschaftsredakteur der FAZ 
Patrik Bernau hat ein Problem, 
das es eigentlich nicht geben dürf¬ 
te: „Die Unternehmen in Amerika bun¬ 
kern mehr Geld als je zuvor: 1,7 Billio¬ 
nen Dollar.“ Allein Apple hat 146 Mil¬ 
liarden Dollar Flüssiges auf der hohen 
Kante. Klingt schlecht, ist aber noch 
schlechter. „Warum geben die Konzerne 
das Geld nicht aus?“ fragt sich verstört 
der FAZ-Mann. Vor dieser Frage stün¬ 
den „Ökonomen weitgehend ratlos - 
auch in Deutschland? Das dürfte wohl 
hinkommen. „Gerade in Deutschland“ 
wäre gegen die unterschwellige Arro¬ 
ganz zu präzisieren. 

„Die Gewinne von heute sind die 
Investitionen von morgen und die Ar¬ 
beitsplätze von übermorgen.“ Kein Ge¬ 
ringerer als der „Weltökonom“ Helmut 
Schmidt hatte 1974 die neoklassische 
Grundweisheit so knapp wie eingängig 
auf den Punkt gebracht. Und lag doch 
so offenkundig gründlich falsch, wie 
die ökonomische Elite bis heute. Schon 
1803 hatte Jean Baptiste Say (sinnge¬ 
mäß) den Ersten Glaubenssatz aller 
Angebotstheoretiker formuliert: „Je¬ 
des Angebot schafft sich seine Nachfra¬ 
ge selbst.“ Und Angebot und Nachfrage 
sorgen für „Markträumung“. Says Ker¬ 
nannahmen sind: Optimale Waren- und 
Finanzkreisläufe, eine Sparquote nahe 
Null, ein idealer Markt. Nicht gerade 
das, was so den realen Kapitalismus 
auszeichnet. Je weiter sich dieser entwi¬ 
ckelte, umso weniger. Ein Widerspruch, 
der Marktfetischisten wie Ludwig von 
Mises, Friedrich August von Hayek und 
Milton Friedman motiviert hat, sich in 
die heile Welt der widerspruchsfreien, 
elaboriert-mathematischer Modelle zu 
flüchten. Die 1947 von Hayek gegrün¬ 
dete, betont anti-keynesianistische und 
selbstredend anti-sozialistische Mont 
Pelerin Society nimmt sich denn auch 
aus wie der weltabgeschiedene, zöliba- 
tär lebende Gelehrtenorden in Her¬ 
mann Hesses „Glasperlenspiel“. Dieser 
sich als Wissenschaftselite verstehende, 
zwar der Perfektionierung der Wissen¬ 
schaft und Künste verpflichtete, aber 
nach außen völlig sterile Wissenschaft¬ 
lerzirkel pflegt als höchsten Ausdruck 
und Synthese seiner intellektuellen 
Bemühungen eine rituelle Übung, das 
Glasperlenspiel. Ebensowenig hatten 
die Weisheiten der Mont Pelerin Soci¬ 
ety mit dem wirklichen Leben zu tun. 
Dafür bekam das wirkliche Leben aber 
umso mehr mit ihr zu tun. 

Says erster Glaubenssatz wurde na¬ 
türlich auch auf die „Finanzmärkte“ 
ausgedehnt. Sparen, Konsumverzicht 
ermöglicht demnach Investitionen und 
der „Finanzmarkt“ die „optimale Res¬ 
sourcenallokation“. Das Geldangebot 
strebt in einer idealen Welt schranken¬ 
losen Kapitalverkehrs immer genau 
und restlos dahin, wo die Renditen am 
größten sind. (Und verschwindet noch 
schneller bei deren Abwesenheit, wie 
man in den diversen Krisen bestaunen 
konnte.) Das größte Glück der Mensch¬ 
heit lauert demnach genau da, wo dem 
„Investor“ die höchsten Profite winken. 
(Also Finanzderivate, Prostitution, Dro¬ 
gen- und Menschenhandel, Pharmapro- 
dukte etc.) Wie nun, außer bei den „rat¬ 
losen Ökonomen“, doch zunehmend zur 
Kenntnis gelangt, sieht die „Ressourcen¬ 
allokation“ trotz freien Kapitalverkehrs 
im wirklichen Leben leider nicht ganz so 
optimal aus wie bei den Glasperlenspie¬ 
lern, der ohne rechte Begründung „Neo¬ 
klassik“ genannten, heute marktbeherr¬ 
schenden Öko-Scholastik. 

Steigerung der Profitrate 

1974, Helmut Schmidt wurde gerade 
Bundeskanzler, stand die kapitalisti¬ 
sche Welt am Abgrund einer Weltwirt¬ 
schaftskrise und die kapitalistische Pro¬ 
fitwirtschaft in der Kritik. Dass Millio¬ 
nen schuften sollten, um mit dem von 
ihnen erarbeiteten milliardenschweren 
Mehrwert die Taschen weniger zu füllen, 
stieß (noch) auf eine gewisse Reserviert¬ 
heit. In Chile hatte der Schlächter Pino¬ 


chet den Chicago-Boys daher ein gro¬ 
ßes Freiluft-Experiment gestattet. Die 
Welt stand vor dem großen „Enrichis- 
sez -vous“, der großen Bereicherung der 
Reichen durch die neoliberale Gegenre¬ 
form, und der erste deutsche Gegenre¬ 
former hieß Helmut Schmidt. 

Ist der Imperialismus machtpolitisch 
ein Konzept zur Raumbeherrschung und 


kaufen wollen und auch bezahlen kön¬ 
nen. Aus dieser Perspektive erscheint 
die Dialektik von Lohn und Produk¬ 
tion (Kapitalverwertung) - im Gegen¬ 
satz zu Say - letztlich klar durch die 
Lohnentwicklung determiniert. 

Nun leben wir nicht mehr im Ka¬ 
pitalismus des Dampfmaschinenzeit¬ 
alters. Die Theorie hat zusätzlich den 



Ansturm auf die New Yorker American Union Bank während der Großen 
Depression. Die erst 1917 eröffnete Bank schloss am 30. Juni 1931. 


ökonomisch eines zum Import der glo¬ 
balen Reichtümer und Export der na¬ 
tionalen Widersprüche, so radikalisiert 
die neoliberale Variante vor allem die 
Konkurrenz. Vor allem die Konkurrenz 
im imperialistischen Wolfsrudel. Bislang 
hatte der Bretton-Woods-Korporatis¬ 
mus, unter der Herrschaft des Dollars 
die zerstörerische Seite der Macht der 
„Finanzmärkte“ in gewissen Grenzen 
gehalten, nun spätestens nach Thatchers 
„Big Bang“, 1986, geriet alles und jedes, 
auch die Staaten, unter das Verwertungs¬ 
diktat des Maximalprofits und unter den 
Einfluss der spekulativen Manöver des 
Finanzcasinos. 

Das ökonomische Großziel hieß also: 
Steigerung der Profitrate (in den Zent¬ 
ren). Auf der Erscheinungsebene dann 
unübersehbar durch den aus allen Näh¬ 
ten platzenden Reichtum weniger und 
die deprimierende Verarmung und Ver¬ 
elendung, den Zerfall und die Entzivili- 
sierung bei der großen Masse. 

Kohle ohne Ende- 
und was nun? 

Die entscheidende Frage heißt aber 
nun: Wohin mit all der Kohle. Genau¬ 
er: mit dem Kapital. Und das genau ist 
die große Frage des Kapitalismus über¬ 
haupt. „Das Mysterium (...) um dessen 
Lösung sich die ganze politische Öko¬ 
nomie seit Adam Smith dreht“ (MEW 
25/223). Das „Mysterium“, das Say und 
seine Adepten glauben aus der Welt 
postulieren zu können. Das entschei¬ 
dende, von den „ratlosen Ökonomen“ 
gern ignorierte Problem: Es gibt einen 
fundamentalen Unterschied zwischen 
Krupp und Krause. Während Krauses 
Lohn ziemlich komplett für die Repro¬ 
duktion seiner Arbeitskraft draufgeht, 
folgt die (möglichst erweiterte) Repro¬ 
duktion des Kruppschen Kapitals ganz 
anderen Normen und Zwängen. Zwar 
verlangt die Konkurrenz bei Strafe des 
Untergangs gebieterisch die maximale 
Kapitalakkumulation, gleichzeitig aber 
zieht der fragliche Profit in Zweifel, ob 
dies denn tatsächlich möglich sein wird. 
Kapital zu investieren ohne Aussicht auf 
Profit ist, siehe die 1,7 Bio. Dollar, Ka¬ 
pitalisten nicht nur ein Gräuel, sondern 
geradezu selbstmörderisch. 

Hier kommt nun Krause wieder ins 
Spiel. Sein Lohn ist es, auf die sich in 
letzter Instanz alle Aussicht auf Profit 
stützt. Irgendjemand muss das, was die 
hochproduktiven Fabriken an mehr 
oder weniger Zweifelhaftem auf den 
Markt werfen, am Ende tatsächlich 


Prozess der Modernisierung und Mo¬ 
nopolisierung abzubilden. Er erscheint 
ökonomisch in der Akkumulation und 
Zentralisation des Kapitals und in der 
Veränderung seiner organischen Zu¬ 
sammensetzung. Also der jeweiligen 
Anteile des im Produktionsprozess an¬ 
gewandten Kapitals. Die Modernisie¬ 
rung der Produktionsmittel, so die The¬ 
se, lässt den Anteil der menschlichen 
Arbeitskraft, des variablen Kapitals, 
zugunsten des Anteils der Maschinerie, 
Anlagen, Gebäude, Hilfsprodukte etc., 
also des fixen Kapitals, immer mehr zu¬ 
rücktreten. Am Horizont erscheint die 
vollautomatisierte Fabrik. 

Diese Verschiebung in der organi¬ 
schen Zusammensetzung des Kapitals 
schmälert aber tendenziell die Profit¬ 
basis. Maschinerie und Anlagen ver¬ 
mögen ihren Wert entlang ihrer Le¬ 
bensdauer auf das Produkt zu über¬ 
tragen, Wert über den eigenen hinaus, 
also Mehrwert zu schaffen vermögen 
sie - sofern das Wertgesetz gilt - nicht. 
Dies vermag nur die Arbeitskraft. Ge¬ 
rade ihr Anteil aber nimmt im Verlau¬ 
fe der kapitalistischen Modernisierung 
in der Kapitalzusammensetzung immer 
mehr ab. So erzeugt die kapitalistische 
Modernisierung auf der einen Seite die 
Tendenz zu einer Erhöhung der Mehr¬ 
wertrate wie auf der anderen Seite die 
eines Falls der Profitrate. 

Überakkumulation - das 
Grundproblem des Kapitalismus 

Zuerst einmal geht es der neolibera¬ 
len Gegenreform um die Verbilligung 
der Ware Arbeitskraft. Je billiger, umso 
größer der Profit. Wie die 1,7 Billionen 
Dollar deutlich machen, verschärft dies 
längerfristig aber die oben skizzierten 
Widersprüche. Ein relativ zur Produkti¬ 
vitätsentwicklung eher sinkender Real¬ 
lohn drückt die absetzbaren Warenmas¬ 
se immer weiter unter das Maximum 
des absolut Herstellbaren. In diesem 
Umfeld machen auch Neuinvestitionen 
in der Regel wenig Sinn. Die markt¬ 
beherrschenden Monopole haben den 
Markt eh unter sich aufgeteilt. Der Ver¬ 
such einer strategischen Neuordnung ist 
zumeist nur bei grundlegenden Innovati¬ 
onen erfolgversprechend. Eine Lage, in 
der sowohl Produktion als auch Moder¬ 
nisierung eher stagnieren und das nicht 
verwertbare Kapital rasant zunimmt. 
Die hier angedeutete Dialektik macht 
klar, dass die Entwicklung des Kapitalis¬ 
mus keinen linearen Verlauf haben kann. 
Die sich rasch aufbauenden Ungleichge¬ 


wichte erzwingen, wenn sie zu groß wer¬ 
den, einen gewaltsamen Ausgleich. Das 
System gerät in die Krise. Die Produkti¬ 
on muss durch Stilllegungen, Bankrotte, 
Aufkäufe u.ä. an die Konsumfähigkeit 
angepasst werden. Es erhebt sich zwin¬ 
gend die existentielle Frage, wer wie und 
auf wessen Kosten überlebt. 

Komplizierter ist es bei der Über¬ 
akkumulation des Kapitals. Also sei¬ 
ner Aufhäufung über die Grenze der 
profitablen Verwertbarkeit hinweg. Die 
großen Krisen des Kapitalismus (1873 
und folgende Jahre, 1929 und folgende 
sowie 2007 und folgende), ihre Tiefe 
und Dauer sowie die im Verlauf ihrer 
Überwindung ausgelösten strukturel¬ 
len Umwälzungen (1890er Jahre: Impe¬ 
rialismus: 1930er Jahre: New Deal) ver¬ 
mitteln einen Eindruck vom Charakter 
der gegenwärtigen Lage. Überakkumu¬ 
lation betrifft die Klasse als Ganzes. 
Es offenbart sich ein Strukturproblem. 
Wie Marx meint, das Grundproblem 
des Kapitalismus überhaupt. 

Natürlich gibt es keine klare, starre 
Grenze der profitablen Verwertbarkeit. 
Marx listet im Dritten Band des „Ka¬ 
pitals“ sechs „entgegenwirkende Ur¬ 
sachen“ auf, die den Fall der Profitrate 
eben zu einem „tendenziellen“ machen. 
Eine „Ursache“ ist schon benannt: Die 
Verbilligung der Arbeitskraft, und so¬ 
mit die Erhöhung des Ausbeutungsgra¬ 
des, also der Mehrwertrate. Von aktuel¬ 
ler Bedeutung scheinen aber die Punkte 
fünf und sechs: Der auswärtige Handel 
und die Zunahme des Aktienkapitals. 
Marx dürfte hiermit die beiden ent¬ 
scheidenden Formen imperialistischen 
Widerspruchsexportes berührt haben. 
Das merkantilistische Abschöpfen der 
Kaufkraft des Auslands durch Waren- 
(und Kapital-)Exportüberschüsse. Und 
die Errichtung eines innovativen Inves¬ 
titionsparadieses, des Finanzcasinos, in 
dem reales Kapital sich in fiktives, also, 
und das ist von zentraler Bedeutung, 
blasenfähiges verwandelt, und umge¬ 
kehrt. Und in dem, wie im realen Casi¬ 
no, die Gewinne des einen die Verluste 
des anderen sind. 

Überakkumulation 
und Neoliberalismus 

Anfang der 1970er Jahre war der 
Nachkriegsboom an sein Ende ge¬ 
kommen. Die Profitraten fielen. Der 
Vietnamkrieg brachte die Verwer¬ 


wahre Goldgräberstimmung auslöste. 
Ein Drittel des Globus war der Kapi¬ 
talverwertung, der normalen kapita¬ 
listischen Ausbeutung zurückerobert 
worden. Das Überakkumulationspro¬ 
blem war 30 Jahre unsichtbar. 

2007 fand dieser zuletzt von ra¬ 
schen Krisenanfällen durchschüttel¬ 
te Rausch im Kollaps der Immobilien¬ 
blasen sein Ende. Die marktgläubigen 
Allmachtsphantasien zerbröselten 
unter den billionenschweren Ret¬ 
tungsprogrammen der Regierungen 
und Zentralbanken. Millionen ver¬ 
loren ihre Arbeit, ihre Existenz, ihr 
Zuhause. Seither wird das Finanz¬ 
casino mit hunderten Milliarden ge¬ 
stützt. Die Vermögenswerte, das fik¬ 
tive Kapital, notieren bereits wieder 
auf neuen Allzeithochs. Wie jede Bla¬ 
se braucht auch die jetzige den per¬ 
manenten Zustrom von Fresh Mo- 
ney, von „frischem“ Geld, um nicht 
zu kollabieren. Das Casino hängt an 
den Zentralbank-Milliarden wie ein 
Junkie an der Nadel. 

Diese extreme Aufblähung des 
Kapitals, real wie fiktiv, einerseits, und 
andererseits die mit dem „Quantita¬ 
tive Easing“ der Zentralbanken be¬ 
absichtigte und erreichte Absenkung 
des Zinsniveaus verschärfen das Ver¬ 
wertungsproblem zusätzlich. Weite, 
bislang relativ sichere Anlagefelder 
wurden völlig unattraktiv. Das real¬ 
wirtschaftliche Verwertungsproblem 
erstreckt sich nun auch auf Anleihen 
u.ä. Es kostet mittlerweile Geld, sein 
Geld sicher zu parken. Von einer si¬ 
cheren, substanzsichernden Anlage 
gar nicht zu reden. Das Überakku¬ 
mulationsproblem der großen Krise 
diffundiert mittlerweile bis zu den Le¬ 
bensversicherungen. 

Der untaugliche Kapitalismus 
und die 

„toten Hunde“ Marx 
und Keynes 

Wenn die US-Unternehmen für ihre 
1,7 Bio. Dollar keine bessere Verwen¬ 
dung haben, als sie irgendwo in der Fi¬ 
nanzindustrie zu parken, so zeigt das 
zumindest sechserlei. Erstens, dass die 
US-Konzerne im Gegensatz zu den 
Millionen betrogener US-Bürgern, 
bislang gut durch die Krise gekommen 
sind. Zweitens, dass die Löhne zu ge¬ 
ring sind. Drittens, dass auch die Steu¬ 



Die Public Works Administration schuf mit ihren Programmen während der Zeit 
des „New Deal“ in den USA nicht nur Arbeitsplätze ... 


tungsprobleme an den Tag. Bretton 
Woods zerbrach. Seit Reagans und 
Thatchers neoliberaler Gegenreform 
hat das Finanzcasino immense, rapi¬ 
de wachsende Mengen überschüssi¬ 
gen Kapitals absorbiert. In Dimensio¬ 
nen, die die globale Realwirtschaft bei 
weitem in den Schatten stellen. Dazu 
erlaubte die von IWF und Weltbank 
gestützte kapitalistisch-neokoloniale 
Durchdringung der „Dritten Welt“ 
den zunehmenden Waren- und Kapi¬ 
talexport. Und nach 1989 war es na¬ 
türlich das große „Go East“, das eine 


ern zu niedrig sind. Viertens, dass der 
Versuch der Notenbanken, mit billi¬ 
gem Geld die Ökonomie anzuschie¬ 
ben, komplett sinnlos ist. Und fünftens 
die Dramatik, zu der sich das Überak¬ 
kumulationsproblem, selbst bei einem 
wieder voll hochgefahrenen Finanzca¬ 
sino, bereits entwickelt hat. Und zum 
Sechsten, wie wenig der ganz reale 
Kapitalismus, selbst bei vollen Geld¬ 
säcken, zur Lösung der Probleme der 
Menschheit taugt. Allein in den USA 
leben 50 Millionen Menschen von Le¬ 
bensmittelgutscheinen. Die Infrastruk- 
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tur zerfällt ebenso wie die Gesellschaft. 
Jeder Sechste lebt in Armut, 2,4 Millio¬ 
nen im Knast. Bedarf ohne Ende, Geld 
ohne Ende - und was passiert? In Rich¬ 
tung Helmut Schmidt wäre zu sagen: 
Die Gewinne von heute sind die Spe¬ 
kulationen von morgen und fordern die 
Rettungsbillionen von übermorgen. 

★ 

Die hier angedeuteten Überlegun¬ 
gen sind natürlich sehr viel eleganter 


und umfassender im Dritten Band 
des „Kapitals“ nachzulesen. Aber 
man muss kein Marxist sein, um ge¬ 
gen Say & Co. Einspruch zu erhe¬ 
ben. 1936, unter dem Eindruck der 
Großen Depression, veröffentlichte 
John Maynard Keynes, als späterer 
Baron Keynes of Tilton und Mitglied 
des House of Lords umstürzlerischer 
Umtriebe unverdächtig, seine „All¬ 
gemeine Theorie der Beschäftigung, 
des Zinses und des Geldes.“ Hier¬ 
in bestreitet Keynes die Gültigkeit 


des Say sehen Theorems und auch er 
bestimmt Produktion und Beschäf¬ 
tigung als durch die Nachfrage be¬ 
grenzt. (Ohne allerdings die spezifi¬ 
sche Dialektik der kapitalistischen 
Produktionsweise für seine struktu¬ 
relle Nachfragelücke verantwortlich 
zu machen.) Und Keynes bestreitet 
auch ebenso das von Helmut Schmidt 
popularisierte „neoklassische“ Ka¬ 
pitalmarkttheorem als einen Trug¬ 
schluss der Verallgemeinerung. Hohe 
Gewinne, hohe Ersparnisse, letztlich 


der Konsumverzicht erhöhen kei¬ 
neswegs prinzipiell die Investitionen, 
sondern können zur Nachfragesen¬ 
kung und damit zu einem Rückgang 
der Investitionen führen. 

Natürlich ist Lord Keynes für die 
heutigen „ratlosen Ökonomen“ bei¬ 
nahe ebenso ein „toter Hund“ wie 
Karl Marx. Die Große Krise hätte es 
nach herrschender Lehre genauso we¬ 
nig geben dürfen wie die 1,7 Billionen 
Dollar auf der hohen Kante. Aber, 
was soll’s? Ihr intellektueller Offen¬ 


barungseid hindert die herrschende 
Öko-Scholastik ebenso wenig wie die 
spätmittelalterliche daran ihr Glas¬ 
perlenspiel weiter zu spielen. „Die 
Gedanken der herrschenden Klasse 
sind in jeder Epoche die herrschen¬ 
den Gedanken, d.h. die Klasse, wel¬ 
che die herrschende materielle Macht 
der Gesellschaft ist, ist zugleich ihre 
herrschende geistige Macht.“ (MEW 
3/46). Und da darf zwei mal zwei auch 
schon mal fünf sein. Karl Marx war 
schon ein kluger Mann. 


Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Zum Leitantragentwurf des Parteivorstandes 

Kreisfreie DKP-Gruppe Allgäu 


Wir halten die vorangestellte Be¬ 
schreibung der raschen Veränderun¬ 
gen der Arbeitswelt und damit auch 
des Denkens und Verhaltens der Leu¬ 
te für gelungen, auch wenn wohl in 
der Kürze keine tiefergehende Ana¬ 
lyse möglich ist. 

In Zeile 29 wird dementsprechend 
verlangt, diese veränderte Welt genau 
zu analysieren, um kurz- und mittel¬ 
fristige Ziele festzulegen und geeig¬ 
nete Maßnahmen zu ihrer Realisie¬ 
rung zu finden. Aber dann hält der 
Text nicht, was er gerade gefordert 
hat. Dieser Antrag hätte im gleichen 
Wortlaut und Inhalt auch vor 10 oder 
20 Jahren geschrieben werden kön¬ 
nen. Seine Forderungen gegen Rechts 
und Krieg, gegen Monopole und Im¬ 
perialismus, für Sozialausbau statt 
-abbau, Frauen- und Jugendrechte, 
Arbeitszeitverkürzung und Leihar¬ 
beitverbot waren schon immer un¬ 
ser antikapitalistischer Kampf, eben¬ 
so das Endziel Sozialismus. Für ein 
richtungweisendes, Handlungen in¬ 
itiierendes Dokument eines Partei¬ 
tags sind solche Formulierungen wie 
„Wir kämpfen für bzw. gegen.“ (...) 
entweder eine Selbstverständlich¬ 
keit oder wie in der Zeile 326 „Die 
Vernachlässigung dieses Kampffel¬ 
des ist deshalb unverzeihlich!“ völlig 
realitätsfern, wie überhaupt die Aus¬ 


strahlungskraft unserer Basisgruppen 
grotesk überschätzt wird. Die einzig 
wirksame Tätigkeit der DKP findet 
zur Zeit nur durch gut verankerte, ak¬ 
tive, als Kommunisten bekannte Ein¬ 
zelkämpfer in bestehenden Initiati¬ 
ven, Bewegungen, Betriebsräten und 
Gewerkschaftsgremien statt. Das ist 
nicht gut - aber das ändern wir nicht, 
indem wir diesen Zustand ignorieren. 

Ausgezeichnet finden wir die Zei¬ 
len 368-371, in denen „auf breite 
Bündnisse ohne Ausgrenzung“ ori¬ 
entiert wird. Nur ist diese Forderung 
irgendwie praxisfern, wenn z.B. durch 
politisch unreife Autonome (und lei¬ 
der auch andere) die große Münchner 
AntiSiko-Demo durch demonstrati¬ 
ve Missachtung vorher mit der Poli¬ 
zei ausgehandelter Regelungen für 
eine Stunde zum Stillstand gebracht 
wurde. (...) 

Ein anderes Auseinanderklaffen 
vernünftiger Forderungen und der Pra¬ 
xis sehen wir in Zeile 303 f.: „Wir kämp¬ 
fen um den proletarischen Internatio¬ 
nalismus.“ Dieser bezieht sich auf die 
gesamte proletarische Klasse und eben 
nicht nur auf den kleinen, sozialistisch 
denkenden Teil, weil es um die Abwehr 
kapitalistischer Angriffe geht. Wie aber 
verträgt sich das mit der Absicht, die 
Mitarbeit in der EL einzustellen, weil 
diese nicht in allen Punkten mit dem 


DKP-Programm übereinstimmt? Sieht 
so unser Internationalismus, unser Ver¬ 
ständnis von Bündnispolitik aus? 

Eine der wirklich anstehenden, 
konkreten Forderungen ist die nach 
Arbeitszeitverkürzung (siehe Refe¬ 
rat Olaf Harms zu Industrie 4.0), dazu 
zur Rüstungskonversion. Hierzu gute, 
in Normaldeutsch geschriebene UZ- 
Extras wären so etwas wie eine „bun¬ 
desweite gemeinsame Orientierung“. 
Dasselbe wäre auch für den drängen¬ 
den Kampf gegen TTIP, CETA und 
TIPA nötig, was aber außer einer kur¬ 
zen Erwähnung in „Die Ausbeutung 
wächst“ im Antrag keine Rolle spielt! 

Auch unterstützen wir voll die Zei¬ 
len 190-194 zur Dialektik von Reform 
und Revolution und dem erstrangi¬ 
gen Ziel, mit den Leuten in Aktion 
zu kommen. Denn nur die Selbsttätig¬ 
keit verändert die Menschen nachhal¬ 
tig - auch uns! Allerdings ist dabei im 
Antrag ein winziger Vorbehalt: Erst 
wenn das tätige Interesse „fortschritt¬ 
lich“ ist, machen wir mit. Wir hoffen, 
dass dies nur eine Abgrenzung gegen 
Pegida u. ä. ist und nicht, dass wir an¬ 
tikapitalistisches oder gar sozialisti¬ 
sches Denken da zur Voraussetzung 
machen. So etwas deutet sich nämlich 
in der Zeile 181 an: „Es bedarf der 
Hegemonie der revolutionären Welt¬ 
anschauung in der Arbeiterklasse, da¬ 


mit sie sich von der Klasse an sich zur 
Klasse für sich formieren kann.“ Und 
das bedeutet in Zeile 180: „In der Ar¬ 
beiterklasse muss die Erkenntnis der 
Notwendigkeit des Sozialismus her¬ 
anreifen.“ Glücklicherweise haben 
die Bolschewiki den Sieg mit der He¬ 
gemonielosung „Land und Frieden“ 
gewonnen, die chinesischen Revo¬ 
lutionäre mit „Raus mit den Kolo¬ 
nialmächten und ihrem Handlanger 
Chiang Kai-shek!“ und die Kubaner 
mit „US-Batista, verschwinde!“, weil 
schon das Wort „Sozialismus“ nur 
einem kleinen Teil der Kämpfer, ge¬ 
schweige der ganzen Klasse ein Be¬ 
griff war. Wichtig war und ist dagegen, 
dass die Menschen Vertrauen zu den 
Kommunisten haben, weil die ihre 
Lage teilen, die Hauptlast der Kämp¬ 
fe ohne Eigenvorteil tragen und ver¬ 
nünftige, meist richtige Einschätzun¬ 
gen geben. 

Noch am Rande sei vermerkt, dass 
es unredlich ist, sozusagen im Neben¬ 
her Formulierungen einzuflechten, die 
völlig undiskutiert dem gültigen DKP- 
Parteiprogramm widersprechen, wie 
die Verwendung des Begriffs „mar¬ 
xistisch-leninistische Partei“ (153), der 
aus sehr triftigen Gründen dort nicht 
benutzt wird, oder das Bestehen auf 
dem Kampf in „unserem“ Land gegen 
den „deutschen“ Imperialismus (ob¬ 


wohl vorher richtig auf die aggressive 
US-Politik als Hauptvertreterin der 
Globalinteressen des Imperialismus 
hingewiesen wird) und schließlich der 
„Kampf gegen das nationale, multi- 
und transnationale Monopolkapital“. 
Man zeige uns doch ein einziges BRD- 
Monopolunternehmen, das nicht 
transnational organisiert ist. (...). Dass 
wir als deutsche Kommunisten unse¬ 
ren Kampf in der BRD führen, liegt 
auf der Hand, auch wenn wir bemüht 
sein sollten, die notwendigen Aktio¬ 
nen gegen das multinational struktu¬ 
rierte Großkapital auch international 
zu führen. Dies übrigens mit dem sich 
dafür anbietenden Instrument EL, da 
kein anderes zur Hand ist. 

Schlussfolgerung 

Wenn dieser Leitantrag tatsäch¬ 
lich ein Dokument werden soll, das 
die neuen Entwicklungen analysiert 
(siehe Industrie 4.0 oder Kriegsver- 
bereitung) und daraus eine Strategie 
für die Gesamtpartei entwickelt, wäre 
es unseres Erachtens sinnvoller, auf 
dem Parteitag eine Arbeitsgruppe zu 
initiieren, die sich wesentlich genauer 
mit diesen Themen befasst (...) Dann 
könnten auch konkrete Anregungen 
für Standpunkte und Aktivitäten in 
den Grundeinheiten das Resultat 
sein. 


„Überall dort sein, wo Menschen 
gesellschaftlich und politisch aktiv sind“ 

DKP Bremen-Nord 


Auf der Jahresabschlussfeier 2013 der 
Bremen-Norder DKP sprach unser 
Parteivorsitzende Patrik Köbele von 
der Wichtigkeit Leninscher Bündnis¬ 
politik. 15 Genossinnen und Genos¬ 
sen haben wir in Bremen-Nord, acht 
weitere Freunde und Sympathisanten 
kamen zum Jahresabschluss, um Pat¬ 
rik zu hören. So neu war es nicht, von 
ihm zu hören, dass wir Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten nicht warten 
können, bis die Menschen zu uns kom¬ 
men. Wir müssen überall dort sein, wo 
Menschen gesellschaftlich und poli¬ 
tisch aktiv sind. Leninsche Teewas¬ 
serpolitik hat sich bei uns in Bremen- 
Nord seit dem 20. Parteitag im März 
2013 folgendermaßen entwickelt: 

Schon bei der Gründung der In¬ 
itiative Nordbremer Bürger gegen 
den Krieg. Im Jahre 2001 waren 
drei Genossinnen und Genossen ak¬ 
tiv beteiligt, daraus sind bis heute 
663 Friedenskundgebungen mit wö¬ 
chentlichen internationalistischen 
Spendensammlungen geworden. Ein 
kultureller Treffpunkt in Nord ist das 
neugestaltete Gustav-Heinemann- 
Bürgerhaus. Bei den jetzt anstehen¬ 
den Vorstandswahlen ist an uns her¬ 
angetragen worden, für den Vorstand 
zu kandidieren. Zwei aktive Mitglie¬ 
der des Bürgerhauses kamen zu unse¬ 
rem Willi-Brede-Abend. Der Genos¬ 
se Michael Henk stellte engagiert die 
„Frühlingssonate“ vor. 


Auch die Beiratssitzungen sind 
öffentlich. Wir bringen uns zu Fragen 
der Schulpolitik, Soziales und Armut 
im Wohngebiet kontinuierlich ein. 
Ein Genosse ist im Jugendmigrati¬ 
onsdienst der AWO aktiv und unter¬ 
stützt junge Menschen bei der Recht¬ 
schreibung und im Lesen, hilft bei der 
Antragstellung zu einem finanziellen 
Zuschuss für Rucksack, Sportschu¬ 
he, Bücher, Kugelschreiber usw. Der 
kommunalpolitische Schwerpunkt 
der DKP Bremen-Nord nicht nur für 
die nächsten Monate ist die Flücht¬ 
lings- und Migrationsarbeit. Wir 
Marxisten-Leninisten sind mit allen 
Flüchtigen, Migranten und Vertrie¬ 
benen voll solidarisch und heißen sie 
in Bremen-Nord herzlichst willkom¬ 
men. Einmal in der Woche besuchen 
wir vier junge unbegleitete Flücht¬ 
linge in Farge-Rekum, immer dabei 
Pfefferminz- und Grüntee, Feigen 
oder Obst. Drei von ihnen beginnen 
ein sechswöchiges Praktikum in einer 
Metallbaufirma; wir wurden gefragt, 
für den vierten jungen Mann uns im 
gastronomischen Bereich umzuhören. 

In den nächsten Monaten erwar¬ 
ten wir in Bremen-Blumenthal weite¬ 
re 120 Flüchtlinge, die in einem ehe¬ 
maligen Wohnpflegeheim wohnen 
werden. Zu diesem Zweck wurde die 
Willkommensinitiative Blumenthal 
gegründet. Hier arbeiten vier Genos¬ 
sinnen und Genossen aktiv mit neben 


Vertretern der SPD, Linken, Bündnis 
90, Piraten; auch die CDU ist dabei 
und selbstverständlich viele Bremen- 
Norder Bürger. Zei Genossen über¬ 
nahmen spontan den Schlüsseldienst 
und richten im Quartierstreff den 
Raum für unsere Sitzungen her. An¬ 
diskutiert wurden Kontaktcafe und 
Kleiderkammer, eine Arbeitsgruppe 
gegründet. 

Die Jacobs Universität in Bremen- 
Grohn lud die DKP Bremen-Nord 
zu einem Diskussionsabend über das 
Selbstverständnis der Linken damals 
und heute ein. Die DKP Oldenburg 
und die Nordbremer DKP waren mit 
zwei Genossinnen und Genossen ver¬ 
treten, außerdem SPD,/Jusos, Linke 
und Piraten. 

Wir bereiten aktuell im Bündnis 
den Tag des Sieges über den Faschis¬ 
mus am 9. Mai mit einer Gedenk¬ 
kundgebung auf der KZ-Gedenk- 
stätte Bahrplate vor. Keineswegs 
dürfen wir in Bündnissen aufgehen, 
unsere kommunistische Identität 
leugnen. 

Endlich entwickeln wir seit dem 
20. Parteitag einen Parteityp, der äu¬ 
ßerst spannend ist. Unserer SDAJ 
überweisen wir durch Plakettenver¬ 
kauf und weitere Spenden in den 
nächsten Tagen 100 Euro für ein 
breites, alternatives, sozialistisch¬ 
kommunistisches Jugendfestival in 
Köln. 
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Plötzlich und unerwartet ist unser Genosse 

Rolf Heimann 

am 17. Mai 2015 im Alter von 86 Jahren verstorben. 

Geboren am 1. Januar 1929 in Köln-Deutz als Kind zweier KPD-Mit- 
glieder, wächst Rolf mit seinem jüngeren Bruder im Arbeitermilieu 
auf. 1936 zieht die Familie in die GAG-Siedlung Neurath nach Köln- 
Höhenhaus. Er verweigert die Mitarbeit in der Hitlerjugend. Ledig¬ 
lich an Treffen der Mülheimer Marine-HJ nimmt er gelegentlich teil. 
Seine Kindheit verbringt er als „Straßenkind“ in Höhenhaus. 1941 
wird er für ein halbes Jahr in die „Kinderlandverschickung“ eva¬ 
kuiert. 1943/44 absolviert Rolf eine Lehre als Metzger in Köln. Ab 
August 1944 wird er zum Schanzeinsatz am Westwall eingezogen. 
Er türmt und muss den Dienst in einer HJ-Strafkompanie ableisten. 
Anfang 1945 wird der Sechzehnjährige zum „Volkssturm“ eingezo¬ 
gen. Er flüchtet vor dem drohenden Fronteinsatz. 

Nach der Befreiung vom Faschismus wird Rolf 1946 Mitglied der 
KPD und baut als FDJ-Funktionär die kommunistische Jugendor¬ 
ganisation in Köln auf. Von 1950 bis 1955 studiert er in Leipzig/DDR 
Journalismus. Die KPD ist in der BRD inzwischen verboten. Rolf 
trotzt der politischen Verfolgung und arbeitete in der illegalen Par¬ 
tei. 1968 ist er einer der Unterzeichner der Gründungserklärung der 
Kölner DKP und beteiligt sich aktiv am Parteiaufbau. Erst in Höhen¬ 
haus und ab Anfang der 70er Jahre in Köln-Klettenberg, wo er bis 
zu seinem Tod in der GAG-Siedlung Drachenfelsstraße lebt. Über 
viele Jahre ist Rolf Vorsitzender des dortigen Mieterrates und als 
Kommunist im überwiegend bürgerlich geprägten Klettenberg bei 
vielen Nachbarn hoch angesehen. Unvergessen ist sein großer Ein¬ 
satz für ein Bürgerbegehren gegen den geplanten Verkauf der städ¬ 
tischen Wohnungsbaugesellschaft GAG in den Jahren 2001/2002. 

Die politischen Umwälzungen 1989/1990 können ihn nicht brechen. 
Er ist von den Entwicklungen erschüttert, sucht nach Antworten. 
Die Notwendigkeit einer sozialistischen Gesellschaftsalternative 
steht für ihn dabei außer Zweifel. Im Rahmen seiner Kräfte hilft Rolf, 
die Kölner DKP zu erhalten und zu stabilisieren. Zuhause pflegt er 
über eine lange Zeit liebevoll seine schwerkranke Frau und Genos¬ 
sin Edith bis zu deren Tod vor ein paar Jahren. 

Rolf hat uns nun auch verlassen. In Dankbarkeit und Trauer nehmen 
wir Abschied von einem stets zuverlässigen Freund und Genossen. 
Unsere Anteilnahme gehört seinem Sohn Michael und der Familie. 

DKP Kreis Köln 
DKP Gruppe Innenstadt 


Rudolf (Rolf) Heimann 

1.1.1929-17.5.2015 

Deinen Humor... 

Deine Erzählungen ... 

Dein soziales Engagement... 

Deine politische Aktivität... 

Deine Fürsorge ... 
und Dich 

werden wir vermissen ... 
aber nie vergessen 

In Liebe 

Michael Heimann & Guido Willsch 

Traueranschrift: M. Heimann, Vogteistraße 12, 50670 Köln 

Die Abschiedsfeier findet statt am Freitag, dem 5.6.2015, 
um 11 Uhr im Domsaal des Bestattungshauses Ch. Kuckelkorn, 
Köln-Innenstadt, Zeughausstraße 28. 

Die Urnenbeisetzung erfolgt in aller Stille. 


„Non, je ne regrette rien - Ich bereue nichts“ (Edith Piaf) 
oder, wie Papa gesagt hat: „Ich hab immer so gelebt, dass ich sagen kann: 
Wenn ich morgen den Arsch zukneife, dann hab ich ein schönes Leben 
gehabt. “ 

V 

Eberhard Heinke 

14. 10. 1943-17. 5. 2015 

Jeder Tag ohne dich ist unerträglich. 

Wir lieben und vermissen dich sehr. 

Dein „allerliebstes Liebchen“ Maxie Heinke-Lang, 
Konstantin „Kokoschinski“ Lang und dein „Zückerchen“ 

Lotta sowie alle, die dich liebhaben 

Er ist tot 

Stoppt jede Uhr, lasst ab vom Telefon, 
verscheucht den Hund, der bellend Knochen frisst, die roh'n. 
Lasst schweigen das Piano, dumpf die Trommeln schlagt, 
bringt heraus den Sarg, ihr Trauergäste klagt. 

Die Flieger lasst in Kreisen - Trauer sei Gebot - 
an den Himmel schreiben: Er ist tot. 

Den Tauben um den weißen Hals gebt starre Kragen, 
die Polizisten sollen schwarze Handschuh 1 tragen. 

Er war mein Nord und Süd, mein Ost und West, 
des Sonntags Ruhe und der Woche Stress, 
mein Wort, mein Lied, mein Tag und meine Nacht. 

Ich dachte, Liebe währet ewig - falsch gedacht. 

Die Sterne sind jetzt unerwünscht, jagt sie davon; 
verpackt den Mond, hängt zu die Sonn“; 
fegt weg den Wald, gießt aus des Meeres Flut. 

Nie wird es sein, so wie es war. Nie wieder gut. 

(W.H.Auden) 


Man hat gesagt, die Freiheit entsteht 
dadurch, dass man sie sich nimmt. 
Nehmen wir uns also zuallererst die Freiheit, 
für den Frieden zu arbeiten 

Bert Brecht 

Unsere Genossin 

Annelore Rosenbaum 

wird am 28. Mai 75, wozu ihr alle Genossinnen und Genossen aus 
Bremen und viele aus der ganzen Republik, die im Lauf der Jahre mit 
ihr gekämpft und gearbeitet haben, von Herzen gratulieren. 

Wir alle, liebe Anne, wünschen dir vor allem Gesundheit und Kraft, 
noch viele deiner Pläne umzusetzen. 

Wie so viele ihrer Generation, Kinder kommunistischer Familien, ver¬ 
brachte Anne ihre Kindheit unter außergewöhnlichen Umständen, im 
äußersten Nordwesten auf der Insel Norderney. Erst mit der Rückkehr 
des Vaters, 1950, aus sowjetischer Kriegsgefangenschaft, in den frü¬ 
hen Jahren der faschistischen Herrschaft war er bereits im KZ Ester¬ 
wegen inhaftiert, kam Anne mit ihrer Familie wieder nach Bremen. 
Der Bremer Westen, die alten Arbeiterstadtteile und hier Oslebshau¬ 
sen wurde ihr Lebens- und auch politischer Wirkungsort. Zuerst in 
der Pionierorganisation, bald als Pionierleiterin, zog sie mit ihrer Pio¬ 
niergruppe zu Fuß von Oslebshausen nach Gröpelingen zum Robert- 
Stamm-Haus. 

Nicht lange und die bleierne Zeit mit Parteiverbot, Wiederbewaffnung 
und vollständiger Restauration der alten Verhältnisse begann. Doch 
Anne hat wie so viele andere nicht aufgegeben sondern mit Freun¬ 
den und Genossen den Club für internationale Jugendbegegnung 
gegründet, die Teilnahme an den Weltfestspielen 1961 in Wien vorbe¬ 
reitet und mit vielen Bremer Jugendlichen auch teilgenommen. Aus 
diesen Aktivitäten entstanden die Keimzellen für die Gründung der 
SDAJ, deren erster Vorsitzender in Bremen ihr Mann Wolfgang wurde. 
Oslebshausen war nicht nur ihr Lebensort, sondern auch politischer 
Kampfplatz. Die Schaffung und der Erhalt des Bürgerhauses, das 
war über viele Jahre der örtliche und persönliche Schwerpunkt. Nicht 
nur so nebenbei war Anne dann ja auch noch Mutter, Schuleltern¬ 
sprecherin, berufstätig und als Betriebsrätin für die Interessen ihrer 
Kolleginnen aktiv. 

Auch die Wohngebietsgruppe wäre nicht das gewesen was sie war, 
ohne Annes Arbeit als Kassiererin, Mitarbeiterin an der Wohngebiets¬ 
zeitung „Zwischen Hütte und Werft“ und der Mitarbeit im Kommunal- 
AK. 

Nach dem Epochenbruch 1990 galt ihre ganze Aufmerksamkeit bei¬ 
zutragen, die DKP in Bremen zu erhalten und ihr neue Perspektiven 
zu eröffnen, besonderes Herzensanliegen war jedoch die Solidarität 
mit dem kubanischen Volk, das seinen sozialistischen Weg verteidigte. 

Bis heute, und wir hoffen und wünschen, noch viele Jahre, können 
wir immer auf Anne zählen, wenn in unserer Stadt die Sache von 
Frieden, Demokratie, Antifaschismus, sozialer Gerechtigkeit und 
schließlich einer Gesellschaft, die dies dauerhaft macht, auf die Stra¬ 
ße getragen werden muss. 

Danke dafür und noch viel mehr. 

Deine Genossinnen der DKP Bremen 


Wir gratulieren unserer Genossin 

Hannelore Flohr 

herzlich zu ihrem 80. Geburtstag am 6. Juni. 

Wir danken Dir für deine Treue zur kommunistischen Bewegung und 
wünschen Dir und uns, dass Du an unseren Gruppentreffen wei¬ 
ter teilnehmen und auch die eine oder andere Aktivität mitmachen 
kannst. Dazu wünschen wir Dir gute Gesundheit und auch Spaß am 
Leben. 

DKP-Gruppe Osdorf/Lurup 


Aufrechter Gang ein Leben lang! 

Unser Genosse 

Willi Orzykowski 

wird am 31.5. 85 Jahre jung! 

Lieber Willi, wir gratulieren dir ganz herzlich und wünschen dir alles 
Gute, noch viele aktive Jahre und viel Gesundheit und Kraft. 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Partei Gruppe Hannover-Linden 
DKP Partei Gruppe Hannover-Mitte 


JETZT ONLINE! 

www.uzshop.de 



Am 29. Mai wird unsere Genossin 

Tilly Hendricks 

90 Jahre alt. 

Für Dich kein Anlass, die Hände in den Schoß zu legen. Es ist Dir 
wichtig, mit Gleichgesinnten die üblen Machenschaften der Herr¬ 
schenden hierzulande immer wieder anzuprangern. Bereits wenige 
Jahre nach der Befreiung vom Faschismus hast Du Dich gegen Re¬ 
militarisierung und Wiederaufrüstung durch die Adenauerregierung 
zu Wehr gesetzt. Du beteiligtest Dich an zahlreichen Aktionen gegen 
Kriegstreiberei, für friedliches Miteinander, gegen Notstandgesetze 
und neonazistische Umtriebe. Im Frühjahr 1951 gehörtest Du zu den 
Gründungsmitgliedern des DFD Duisburg und warst bis zu dessen 
Verbot im April 1957 im Kreissekretariat. Der KPD tratest Du Anfang 
1952 bei. Seither übst Du die Funktion als Kassiererin aus. Nach 
dem KPD-Verbot am 17. August 1956 hieltest Du den Kontakt zu 
Deinen Mitgliedern aufrecht. Als in den 50er und 60er Jahren die po¬ 
litischen Strafverfolgungen gegen Kommunisten durch die Adenau¬ 
erjustiz immer drastischere Formen annahmen und auch ich wieder¬ 
holt im Gefängnis landete, bist Du demonstrativ an die Öffentlichkeit 
getreten. Mit anderen Betroffenen fordertest Du die Aufhebung des 
Verbotsurteils, Einstellung der Hetzjagden sowie die Freilassung al¬ 
ler widerrechtlich eingekerkerten Genossinnen und Genossen. 

Am 29. September 1968 konstituierte sich die DKP Duisburg, zu 
deren Mitbegründern Du zählst. Von Beginn an warst Du Vorstands¬ 
mitglied Deiner Parteigruppe. Zeitweilig arbeitetest Du bei den Duis¬ 
burger Stadtwerken, wo Deine Kolleginnen Dich zur Vertrauensfrau 
wählten. Ende 1969 wechseltest Du auf Wunsch der Partei zur Karl- 
Liebknecht-Buchhandlung in Essen, dann zum Brückenverlag nach 
Düsseldorf. Dort gehörtest Du der Leitung des Parteiaktivs an. Die 
Belegschaft entsandte Dich in den Betriebsrat, dessen Vorsitzende 
Du wurdest. 

Trotz des Desasters 1989 hast Du nie resigniert sondern mit dazu bei¬ 
getragen das Parteileben aufrecht zu erhalten. Du hast großen Anteil 
am Weiterbestehen der Kreisorganisation und warst immer bemüht, 
die DKP in unserer Stadt nicht in Vergessenheit geraten zu lassen. 
Jahrelang warst Du Sprecherin unseres Kreises und Mitglied des Be¬ 
zirksvorstandes der DKP Ruhr-Westfalen. Parteiarbeit war Dir stets 
Bedürfnis, nie eine Last. Heute noch bist Du als Kreiskassiererin tätig. 
Vierundsechzig Jahre politische Aktivitäten haben Dich fit gehalten. 

Wir bleiben weiterhin auf Kurs, wenn auch nicht mehr so behende 
wie dereinst. Dazu alle meine guten Wünsche zu Deinem 90. Ge¬ 
burtstag. 

Dein Mitstreiter und Ehegenosse Willi 


Unsere Genossin 

Tilly (Mathilde) Hendricks 

wird am 29. Mai 90 Jahre alt. 

Seit fast 70 Jahren setzt sich Tilly, nach den Erfahrungen von 
Faschismus und Krieg, unermüdlich für eine friedliche Welt und den 
Sozialismus ein. Schon früh hielt sie als Kassiererin den festen Kon¬ 
takt zu den Genossinnen und Genossen. 

Nachdem KPD-Verbot stand sie fest an der Seite ihres Mannes Willi 
und sorgte während seiner Inhaftierung allein für die Familie. 

Seit 1968 ist Tilly Mitglied der DKP. In der schwierigen Zeit nach 1989 
hielt sie durch ihre Kassierung, für die sie auch heute noch zuständig 
ist, die Partei in Duisburg zusammen. Bis heute ist sie die verlässli¬ 
che Kraft der DKP in Duisburg. 

Wir wünschen Tilly und ihrem Mann Willi noch eine lange schöne 
gemeinsame Zeit. 

DKP Kreis Duisburg 
DKP Bezirksvorstand 
DKP Parteivorstand / Kassierung 


Veranstaltungen des Kuratoriums 
der „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V. 

im Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66 
Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 

Ausstellungseröffnung 

„Es wird zwar einen Kämpfer weniger geben, 
aber siegen werden wir trotzdem!“ 

zum 80. Jahrestag der Ermordung des 
Kommunisten und Antifaschisten Fiete Schulze, 
am 7. Juni 1935 durch das Handbeil des faschistischen 
Henkers ermordet. 

Am Sonntag, 7. Juni 2015 um 14 Uhr 

mit Werner Giffey, Enkelsohn von Fiete Schulze 
in der Gedenkstätte Ernst Thälmann 

(Busverbindung Linien 20, 22, 25 und Schnellbus 34+39 U-Bahn Kellinghusenstrasse) 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V., 

Tarpenbekstr. 66, Ernst-Thälmann-Platz, 20251 Hamburg, 

Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 
Email: Kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de 
Spendenkonto: IBAN:DE 98 2001 0020 0133 7372 04 BIC : PBNKDEFF 
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Toskana, nah am Meer 


Urlaub im Lotsenhaus 

www,Tcdcin.p-feic&»f. l jf 


an der Ostsee 

Ökahof im Olivenhain, 
weiter 8lick r Stille; 


(14 km von Stralsund) 

große helle Zimmer, 


3 komfortable Fe.-Wo. 

viele gute Bücher, „ 


Erich und Michaela Bartels 

Haus oder Hatschen; J| 

Kincfcrparadios. i 


Näheres: Tel. 03831 -459 366 


www.ferien-im-lotsenhaus.de 

Mi J 


L J 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Entschleu n igung: 

ifuhc & Natur satt LniMürlTa- 
IfaiiosiAipajk. 2 Ft-Wö je 2-3 Fe?&. 
fir-rujAhnp. in Ktji tsebi. j rg-Onmxfi n. 
Ilave] Et I In 1 «l&etn, Büüc & Rad. 

Ijjlü: www. trLiicpggii. dt 

Tot,! 0331 /S7Ü7« [AB] 
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unsere zeit 


ELP-Austritt oder nicht? 

Betr.: „Unsere Haltung zur 
Europäischen Linkspartei braucht 
einen kühlen Kopf“, UZ vom 25.5., S. 7 

Günter Pohl hat mich in diesem Artikel 
als Zeuge für seine Argumentation ge¬ 
gen die ELP verwendet. Leider vergaß 
er zu erwähnen, dass ich nicht mit ihm 
übereinstimme, sondern mit durchaus 
kühlem Kopf das weitere Mitwirken der 
DKP in der ELP befürworte. Auch gegen 
eine Vollmitgliedschaft gibt es eigentlich 
keine stichhaltigen Einwände. 

Ich habe den Begriff „Transformation“ in 
dem zitierten Referat von 2005 tatsäch¬ 
lich kritisch kommentiert und ich bin 
auch heute noch der Meinung, dass die¬ 
ser Begriff unscharf und mehrdeutig ist 
und den Unterschied zwischen einem re¬ 
formistischen und einem revolutionären 
Konzept der „Transformation“ (= Umge¬ 
staltung) der gesellschaftlichen Verhält¬ 
nisse verdeckt. 

Aber es würde mir nie einfallen, den 
Verzicht auf diesen Begriff und die Über¬ 
nahme unserer Vorstellung vom „revolu¬ 
tionären Bruch“ mit dem Kapitalismus 
zur Bedingung für die Zusammenarbeit 
mit anderen Linkskräften machen. 

Die These, die ELP sei „eine Partei, 
keine Bündnisorganisation“, ist falsch. 
Tatsächlich ist die ELP Bündnisorgani¬ 
sation und Partei zugleich, das heißt eine 
Bündnisorganisation, die zugleich Partei¬ 
form angenommen hat. Das ist eigent¬ 
lich nichts Besonderes, wie viele Beispie¬ 
le zeigen. Siehe etwa die „Linksfront“ in 
Frankreich, Izquierda Unida und Pode- 
mos in Spanien, die Coligagäo Demo- 
crätica Unitäria“ (CDU) in Portugal, Sy- 
riza in Griechenland oder die DFU und 
die AFD in der früheren BRD, der ANC 
in Südafrika, die regierenden Linkspar¬ 
teien in Lateinamerika, die Linksfronten 
in Indien. 

Artikel 1 ihres Statuts definiert die 
ELP als „eine flexible und dezentrali¬ 
sierte Vereinigung von unabhängigen 
und souveränen europäischen linksori¬ 
entierten Partei und politischen Organi¬ 
sation, die auf der Konsensbasis arbeitet“. 
Sie bezeichnet sich auf ihrer Internetsei¬ 
te selbst als „Vereinigung sozialistischer, 
kommunistischer, rot-grüner und ande¬ 
rer demokratischer linker Parteien“, die 
es den Mitgliedern ermöglicht, „auf al¬ 
len europäischen Ebenen und in unter¬ 
schiedlichen Formen zusammenzuarbei¬ 
ten“. Einzige Voraussetzung dafür ist die 
Anerkennung der im Manifest der EL 
formulierten politischen Grundsätze und 
Ziele. Es gibt keine hierarchische Partei¬ 
struktur, keine für alle bindenden Be¬ 
schlüsse übergeordneter Gremien oder 
Anweisungen der Zentrale an die Mit¬ 
gliedsverbände - alles für Bündnisse ty¬ 
pisch, für Parteien eher nicht. 

Die Grundfrage, die im Zusammenhang 
mit der ELP zu entscheiden ist, ist ledig¬ 
lich die, ob in der gegebenen politischen 
Situation das Zusammenwirken von 
kommunistischen und anderen Links¬ 
kräften auf europäischer Ebene gegen 


den Kurs der EU-Oberen notwendig ist 
und ob dafür eine Struktur wie die ELP 
als Forum des Meinungsaustausches und 
der Koordinierung gemeinsamer Aktivi¬ 
täten von Nutzen sein kann (z. B. bei Ak¬ 
tivitäten gegen TTIP, gegen Sparzwang 
und Sozialabbau, gegen aggressive EU- 
und NATO-Politik in Osteuropa u.a.m.). 
Und ob die DKP daran mitwirken oder 
sich davon ausschließen und abgrenzen 
will. 

Georg Polikeit, Wuppertal 

Schritt in die Selbstisolation. 

Betr.: „Zur Spaltung beigetragen“, UZ 
vom 8.5.2015 und „Nicht nur gut und 
nicht nur schlecht“, UZ vom 15.5., S. 7 

Seit unserer Aufnahme in die Europäi¬ 
sche Linke(...) haben wir dort nicht nur 
„beobachtet“, sondern bis zum 20. Par¬ 
teitag aktiv mitgearbeitet. Unsere frü¬ 
heren Parteitagsbeschlüsse bekräftigten 
das. Durch das Konsensprinzip in der 
EL wären wir nie gezwungen gewesen, 
eigene Positionen zu verlassen oder gar 
von uns nicht gewollte Aktivitäten zu un¬ 
terstützen. Es geht jetzt nicht darum, ob 
wir künftig mit am Tisch sitzend aus der 
Nähe schauen, was die übrigen Mitglie¬ 
der der EL so tun oder aus größerer Ent¬ 
fernung, wie wir das ja bezüglich ande¬ 
rer, auch gegnerischer politischer Kräfte 
machen. Es geht nicht um Beobachtung 
im Sinne von mehr oder weniger genau 
hinschauen, sondern um eine von der 
Mehrheit des PV gewollte Beendigung 
einer rund zehnjährigen Mitgliedschaft 
und Mitarbeit bis zum 20. Parteitag. 

(...) Es ist jetzt wichtig, alle Kräfte 
gegen die Verelendungspolitik zu bün¬ 
deln und Solidarität zu organisieren. Sich 
aus einem über die EU hinausgehenden 
politischen Zusammenhang kommunis¬ 
tischer und sozialistischer Parteien zu 
verabschieden wäre da kontraproduktiv. 

Der EL zum Vorwurf zu machen, 
dass sie legale Möglichkeiten der Partei¬ 
enfinanzierung nutzt und im Rahmen der 
geltenden Gesetze arbeitet, müsste dann 
für uns die Konsequenz haben, Möglich¬ 
keiten der Parteifinanzierung wie die Ab¬ 
setzbarkeit von Beiträgen und Spenden 
von der Steuer nicht mehr zu nutzen. Ein 
Mitglied des PV hat ja schon in die Rich¬ 
tung argumentiert. Völlig vernachlässigt 
werden dabei die Kämpfe, die nicht nur 
deutsche Kommunistinnen darum füh¬ 
ren mussten, um legal arbeiten zu kön¬ 
nen. 

Der Vorwurf, die Gründung der EL 
habe die kommunistische Bewegung ge¬ 
spalten, ist absurd. U.a. hat der Verlauf 
der beiden letzten weltweiten Beratun¬ 
gen der kommunistischen und Arbeiter¬ 
parteien die ohne gemeinsames Schluss¬ 
dokument endeten, gezeigt, dass die 
Konfliktlinien dort nicht zwischen Mit¬ 
gliedern der EL und den anderen ver¬ 
laufen. (...) 

Zu 46 Parteien in Europa haben wir 
Beziehungen, die wenigsten davon sind 
in der EL, lese ich in der UZ. Aber von 
acht kommunistischen und Arbeiterpar¬ 


teien mit Masseneinfluss in der EU sind 
fünf in der EL, zwei davon wie wir als 
Mitglieder mit Beobachterstatus. Unser 
Austritt aus der EL würde nicht völlig 
ohne Einfluss auf das Verhältnis zu de¬ 
nen bleiben. Er wäre ein Schritt in Rich¬ 
tung Selbstisolation, auch weil Kon¬ 
takte zu nichtkommunistischen linken 
Parteien abgebrochen würden. Unse¬ 
rem programmatischen Anspruch, linke 
und fortschrittliche Kräfte nach unseren 
Möglichkeiten zusammenzuführen, wi¬ 
derspräche das. Die EL würde keinen 
größeren Schaden nehmen durch unse¬ 
ren Austritt, wir aber schon. 

Volker Metzroth, Fürfeld 

Arbeitskreis 

„Rüstungskonversion“ beim 
Friedensratschlag 

Betr.: „Rüstungskonversion ohne 
Mitbestimmung?“, UZ vom 15.5„ S. 3 

„Stuttgart Links“ wird die Anregung si¬ 
cher entsprechend aufgreifen. Der Ar¬ 
beitskreis „Rüstungskonversion“ beim 
Friedensratschlag hat auf den letzten 
drei Ratschlägen in Kassel und auch bei 
den zwischenzeitlichen Arbeitstreffen 
viele Probleme und Möglichkeiten von 
Konversion diskutiert. So spielte auch 
die Frage: Was produziert mensch denn 
zivil, wenn die Waffenproduktion been¬ 
det sein wird? Irgendwelchen „Schrott“, 
wie Uwe anmerkt? Im Arbeitskreis ha¬ 
ben wir die Bezeichnung „sinnvolle 
Produktion“ verwendet. Vielleicht gibt 
es bessere Bezeichnungen, wie z.B. so¬ 
zial nützliche und ökologisch sinnvolle 
Produkte und Dienstleistungen. Das an¬ 
geführte Beispiel „Lucas Aerospace“ ist 
ja bezeichnend. Die betrieblichen Frie¬ 
densinitiativen in den 1980er Jahren, mit 
starker Unterstützung der IG Metall, ha¬ 
ben gerade diese Initiative in England 
sehr aufmerksam verfolgt. Uwe Knutzen 
kritisiert die fehlende Mitbestimmung. 
Ich denke, in den Waffenbuden gibt es 
Betriebs Vertretungen und einiges an, si¬ 
cher nur beschränkter, Mitbestimmung. 
Aber was nutzt alles, wenn Belegschaften 
aus Rüstungsbetrieben für ihre Arbeits¬ 
plätze auf die Straße gehen (müssen!?) 
Wäre hier nicht einmal die eigene Initi¬ 
ative gefragt, z.B. von den Kumpeln von 
Lucas Aerospace zu lernen? Das bedarf 
allerdings der starken Unterstützung der 
Gewerkschaften - vor allem der IGM. 
Die Friedensbewegung wird derlei In¬ 
itiativen garantiert mit aller Kraft un¬ 
terstützen. Da ein kapitalistisches Un¬ 
ternehmen stets das produziert was am 
meisten Cash bringt, und das ist nun mal 
(dank Regierung) der militärische, sich 
niemals amortisierende Todeskram. Da¬ 
mit der Rüstungslobby und ihren Abni¬ 
ckern im Bundestag das Todesgeschäft 
endlich ausgetrieben wird müssen noch 
einige Ärmel mehr aufgekrempelt wer¬ 
den! Hoffnungsvolle Ansätze zeigen An¬ 
träge an den 23. Gewerkschaftstag der 
IG Metall aus etlichen Verwaltungsstel¬ 
len zu Abrüstung, Rüstungsexport und 
Konversion. Es wird darauf ankommen, 


was die Delegierten daraus machen. Je¬ 
denfalls ist das Thema wieder stärker 
auf der Tagesordnung. Für mich ist Kon¬ 
version nur mit den Belegschaften und 
ihren kampfbereiten Gewerkschaften 
möglich - also qualifiziert mitbestimmt. 
Aber ohne breiten Diskurs und Unter¬ 
stützung aus der Friedensbewegung wird 
es schwer sein. Denn Militärpolitik - und 
damit Rüstungsproduktion - ist im in¬ 
nersten Kern staatliche Souveränitäts¬ 
politik. Rüstungsexporte sind außen¬ 
politisches Instrument der NATO- und 
EU-Staaten, mittels dessen Einfluss auf 
politische Prozesse genommen wird. 

Ich würde mich freuen, Knut und 
viele gleich Denkende auf dem nächs¬ 
ten Ratschlag Anfang Dezember beim 
Konversions-Arbeitskreis in Kassel be¬ 
grüßen zu können. 

Willi Hoffmeister ; Dortmund 

UZ bereichert MV 

Betr.: „UZ-Kritik“ 

Seit einiger Zeit steht die „UZ-Kritik“ 
wieder auf der Tagesordnung jeder MV 
in Münster und bereichert unsere Dis¬ 
kussionen. Besonders informativ in Hin¬ 
sicht auf die aktuellen und schwelen¬ 
den Auseinandersetzungen fanden wir 
in der UZ 20/2015 den Aufmacher von 
Nina Hager und das Interview mit Rai¬ 
ner Perschewski über den Tarifstreit bei 
der Bahn. Günter Pohl hat in seinem Bei¬ 
trag über die Europäische Linkspartei 
sachlich und fundiert argumentiert und 
schafft damit eine Grundlage zur eige¬ 
nen Meinungsbildung. Solche Beiträge 
wünschen wir uns gerade bei strittigen 
Themen in Vorbereitung des 21. Partei¬ 
tages. 

DKP Münster 

Das Bild sagt aus, was Worte 
kaum vermögen 

Betr.: Zeitung zum 8. Mai 

Sehr gespannt und erwartungsvoll auf 
die Titelseite meiner Zeitung zum dies¬ 
jährigen Jahrestag des 8. Mai, hielt ich 
sie am Freitag in meinen Händen. Wel¬ 
che gute Wahl wurde da getroffen, das 
Bild sagt aus, was Worte kaum vermögen: 
Erleichterung, Glück und Lebensfreude. 
Und mitten in der Menschenmenge ein 
Kind in den Armen eines Rotarmisten. 
(...) 

Um guten Gewissens in die Augen 
aller dieser befreiten Menschen zu se¬ 
hen, haben wir Kommunisten und An¬ 
tifaschisten die moralische Verpflich¬ 
tung, die Hoffnung auf Frieden auf der 
ganzen Welt zu verteidigen, wer denn 
sonst. Lieber Marx, gib uns Kraft und 
Zuversicht. 

Heide Wolf 
Neuendorf bei Elmshorn 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


Fulda: „Microphone Mafia“-Konzert, Ver¬ 
anstaltung des Bündnis „Fulda stellt sich 
quer“. Jugendzentrum Aschenberg, 20.00 
Uhr. Eintritt frei, Spenden erwünscht. 

Köln: Kreismitgliederversammlung der 
DKP. Alte Feuerwache (Großes Forum), 
Melchiorstraße, Köln Agnesviertel. Fort¬ 
setzung am 31. Mai. Beginn jeweils 11.00 
Uhr, Einlass 10.00 Uhr. 


DO ★ 4. JUNI 


Oldenburg: „Der 8.Mai 1945. Die Bedeu¬ 
tung des Sieges über den Faschismus, 
die Rolle der Roten Armee und der anti¬ 
faschistischen Partisanlnnen.“ Veranstal¬ 
tung der DKP mit Udo Spengler, Leiter der 
Thälmanngedenkstätte und Mitglied der 
Geschichtskommission der DKP Cafe im 
IBIS e.V., Klävemannstraße 16,19.30 Uhr. 


SA ★K. JUNI 


Hamburg: Öffnung „Dauerausstellung zur 
Zwangsarbeit in Hamburg 1939-1945“, 
Führung durch die erweiterte Daueraus¬ 
stellung in den letzten erhaltenen ehema¬ 
ligen Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, 
Lager Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi- 
Bredel-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt 
e. V. Wilhelm-Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn 
Flughafen, 14.00 Uhr. 


SO ★ 7. JUNI 


Hamburg: Ausstellungseröffnung: „Es 
wird zwar einen Kämpfer weniger ge¬ 
ben, aber siegen werden wir trotzdem!“ 
Veranstaltung des Kuratoriums der „Ge¬ 
denkstätte Ernst Thälmann“ e.V. zum 80. 
Jahrestag der Ermordung des Kommunis¬ 
ten und Antifaschisten Fiete Schulze am 
7. Juni 1935 mit Werner Giffey, Enkelsohn 
von Fiete Schulze. Thälmann-Haus, Tar- 
penbekstraße 66, Ernst-Thälmann-Platz 
in Hamburg-Eppendorf, 14.00 Uhr. 


Dl ★ 9. JUNI 


Recklinghausen: Bericht über die Teil¬ 
nahme an dem Fest der PCF des Pas de 
Calais in Avion/Nordfrankreich. Mitglie¬ 
derversammlung der DKP Recklinghau¬ 
sen. Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


FR ★ 12. JUNI 


Schweinfurt: Diskussion zum Leitan¬ 
trag an den 21. Parteitag der DKP, Grup¬ 
penabend der DKP Schweinfurt-Haßber- 
ge. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. _ 

Recklinghausen: „Europa - eine friedli¬ 
che Festung?“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP mit Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP. Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 

Termine der Karl-Liebknecht- 
Schule der DKP 

Sa. 20./So. 21. Juni 2015 
Nation und Nationalismus 
Referent: Jürgen Lloyd 
Weitere Informationen und Anmeldung un¬ 
ter www.karl-liebknecht-schule.org 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 16. bis 22. Mai 


Aufruf der SDAJ und DKP gegen den G 7 -Gipfel in Elmau 


Aktiv werden gegen den G7-Gipfel im bayerischen Elmau 



Montag 

Über das Lügen gibt es zahlreiche Be¬ 
trachtungen, Beschwerden und Beobach¬ 
tungen. In einem sind sich alle einig, es 
wird gelogen, was das Zeug hält. Selbst 
der kleine Jesus soll seiner Mutter nicht 
erzählt haben, dass er Nachbars Äpfel ge¬ 
klaut hat. Es gehört zu den beruhigeren- 
den wissenschaftlichen Erkenntnissen un¬ 
serer Tage, dass das Lügen zum Mensch¬ 
sein dazugehört. Und auch Marx, dem 
bekanntlich nichts Menschliches fremd 
war, und Engels haben den Vater von Fre- 
derick Demuth verleugnet - in gewohn¬ 
tem Einklang. 

Ein solcher ist heute auch im Landge¬ 
richt München zu vernehmen. Im Verfah¬ 
ren gegen die Chefs der Deutschen Bank 
Ackermann (ehemalig) und Fitschen 
(noch aktuell) erklären beide in der Sa¬ 
che Kirch vs. Deutsche Bank, „zu keinem 
Zeitpunkt gelogen“ zu haben. Eigentlich 
eine lächerliche Einlassung (s.o.). 

Da Ackermann und Fitschen aber 
nicht nur Menschen, sondern auch Ver¬ 
treter einer Institution sind, an der Blut, 
sehr viel Blut klebt, bleibt das Fachen im 
Halse stecken. Wir lernen, dass es die (all¬ 
zu) menschliche Lüge und unmenschli¬ 
che Wahrheiten gibt. 

Mitwoch 

Nicht ganz die Wahrheit gesagt hat der 
japanische Airbag-Hersteller Takata be¬ 
züglich der Sicherheit seiner Produkte. 
Mindestens sechs Todesopfer und hun¬ 
dert Verletzte haben grundlos sich öffnen¬ 
de Luftsäcke verursacht-wahrscheinlich 
nur die Spitze eines Eisberges. 

Bis zuletzt hat der Takata-Vorstand 
solche Schutzbehauptungen vorgebracht, 
dass Florida oder Kalifornien schuld sei¬ 
en bzw. das dortige warme Klima. Jetzt 
müssen über 30 Mio. Fahrzeuge in den 


Das 1478 erbaute Ritterschloss Wei¬ 
tersroda im südthüringischen Hild¬ 
burghausen blickt auf eine wechsel¬ 
volle Geschichte zurück. Seit 2008 re¬ 
sidiert dort Eure Tiefheit, der Künstler 
Prinz Chaos II. Mit ihm hielten ein paar 
schräge Vögel in Form einer Künstler¬ 
kommune Einzug und machten das 
alte Ritterschloss zu ihrem Paradies. 
Seit 2011 begehen sie einmal im Jahr 
das „Paradiesvogelfest“ ein Festival mit 
Kunst und Kultur, Speis und Trank, und 
illustren Gästen aus der gesamten Re¬ 
publik. So auch an diesem Wochenen¬ 
de vom 28.-31. Mai, u. a. mit Cynthia 
Nickschas, dem neuen Stern am bun¬ 
desdeutschen Liedermacherlnnen- 
Himmel. 

„Als ich 2008 den Vertrag für das 
Schloss Unterzeichnete, war das Auto, 
in das die Notarin anschließend stieg, 
vermutlich mehr wert als das Schloss, 
das ich grad gekauft hatte“, erzählt 
Schlossherr Florian Kirner, alias Prinz 
Chaos II., gern und oft. 

Viel Schweiß und Tränen hat es ge¬ 
kostet, aus dem mehr oder weniger ver¬ 
fallenen Kasten das kleine Schmuck¬ 
stück zu machen, das Weitersroda un¬ 
terdessen wieder ist. Doch der dornige 
Weg ist noch lange nicht vorbei, es gibt 
noch viel zu tun. 

Das Schloss blickt auf eine wech¬ 
selvolle Geschichte zurück: erbaut von 
den Herren von Hessberg, gelangte es 
in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts 
in den Besitz von Prinz Eugen von 
Sachsen-Hildburghausen. Mitte des 
20. Jahrhunderts gehörte es dem Bier¬ 
brauer Carl Vetter, der nach Gründung 
der DDR enteignet wurde. Dann wur¬ 
de das Schloss vom VEB Gebäude- 


US-Werkstätten repariert werden. Folge 
einer unmenschlichen Füge wegen über¬ 
menschlicher Profitgier. 

Donnerstag 

Auch Ignoranz kann eine Form der Füge 
sein. Beinahe sieben Jahrzehnte haben 
deutsche Regierungen sich geweigert, den 
nach Deutschland verschleppten sowjeti¬ 
schen Kriegsgefangenen eine Entschädi¬ 
gung zu zahlen. Die jetzige Bundesregie¬ 
rung will es tun und fügt der Ignoranz den 
Hohn hinzu. 

Von den viereinhalb bis sechs Mio. Ge¬ 
fangenen verloren bis 1945 60 Prozent 
ihr Leben, heute sind noch 4 000 übrig. 
An die jetzt 10 Mio. Euro verteilt wer¬ 
den sollen -2 500 Euro pro Person. Die 
Lebenslüge vom sozialen Charakter der 
Bundesrepublik geht weiter - nach innen 
und nach außen. 

Freitag 

Gern gelogen wird auch rund um unser 
segensreiches Gesundheitssystem. Da¬ 
bei ist nur ein Aspekt, dass Patienten, die 
Ärztefehler monieren, eine Mauer des 
Schweigens kennenlernen, gegen die die 
sizilianische Omertä ein Wettsingen ist. 

Tatsache ist - ungelogen - dass im 
vergangenen Jahr nur knapp 15 000 Be¬ 
handlungsfehler untersucht, von denen 
wiederum nur 20 Prozent gutachter¬ 
lich bestätigt wurden. Hier greift wieder 
das Bild von der Spitze des Eisberges 
(s. Mittwoch), von der auch Dr. Stefan 
Gronemeyer vom Medizinischen Dienst 
des Spitzenverbandes der Gesetzlichen 
Krankenkassen spricht. Er fordert ein 
Melderegister der Kunstfehler, womit 
diese zukünftig vermieden werden könn¬ 
ten. Letztlich lügt er sich damit aber wohl 
selbst was in die Tasche - eine der verbrei¬ 
tetsten Arten der Lüge. Adi Reiher 


Wirtschaft und der LPG „Befreites 
Land“ genutzt. Nachdem selbige das 
Schloss verließ, war es mehr oder we¬ 
niger verlassen - und gammelte so vor 
sich hin. 

Bis 2008 Ritter Florian Einzug 
hielt. Mit ihm der „Simphcissimus“ die 
Schlosskneipe nach dem berühmten 
Münchner Vorbild, liebevoll „Simpl“ 
genannt, der u.a. von Kirners Urgroß¬ 
vater Theo Prosei geführt wurde. 

2011 fand das erste Paradiesvogel¬ 
fest statt. 500 Menschen aus Nah und 
Fern folgten dem Ruf des bekennen¬ 
den Schwulen, Linken und aktiven 
Blockierers der Dresdner Neonazi- 
Aufmärsche Prinz Chaos II. Das ent¬ 
ging offensichtlich nicht den wachsa¬ 
men Augen der thüringischen Neo¬ 
nazis. Als der Prinz 2012 erneut zum 
„Paradiesvogelfest“ lud, riefen Thü¬ 
ringens Rechte in sozialen Netzwer¬ 
ken im Internet zum „Paradiesvogel¬ 
schießen“ auf. Dass dieser Mordaufruf 
allerdings nicht virtuell bleiben sollte, 
bewiesen sie, indem sie das Auto eines 
beteiligten Künstlers kurz vor dem 
Fest auf dem Parkplatz im Innenhof 
des Schlosses anzündeten. Doch trotz 
dieser durchaus ernstzunehmenden 
Bedrohung erlebte Weitersroda eine 
rauschende Ballnacht. 

Auch in diesem Jahr gibt es ein 
breit gefächertes Programm, u.a. mit 
der Liedermacherin Cynthia Nikschas, 
einer Mittzwanzigerin, die als Straßen¬ 
musikantin auf trat, entdeckt wurde und 
inzwischen von Konstantin Wecker im 
Rahmen seines Projektes „Die jungen 
Wilden“ gefördert wird. Wie übrigens 
auch Schlossherr Prinz Chaos II. 


Die Staats- und Regierungschefs der 
reichsten und mächtigsten Staaten der 
Welt zu Gast in Deutschland: Anfang 
Juni tagen die G7 - also die Herrschen¬ 
den Deutschlands, der USA, Japans, 
Großbritanniens, Frankreichs, Italiens 
und Kanadas - im bayerischen Luxus¬ 
hotel Schloss Elmau. Die schwarz-rote 
Bundesregierung unterstreicht die Be¬ 
deutung dieses Treffens, indem sie ver¬ 
kündet, die G7-Staaten hätten eine „be¬ 
sondere Verantwortung für die Gestal¬ 
tung der Zukunft unserer Erde“. 

Wie diese Gestaltung aussieht erle¬ 
ben wir tagtäglich. Krieg und Militari¬ 
sierung, Sozialabbau und Krisenabwäl¬ 
zungen auf den Rücken der arbeitenden 
Menschen, Verzögerung des Rentenein¬ 
trittsalters und Abbau der Sozialsyste¬ 
me, Überwachung und Einschränkung 
demokratischer Rechte, Zerstörung der 
Umwelt und tausende tote Flüchtlinge 
im Mittelmeer. Wenn sich die imperia¬ 
listischen Zentren der Welt zusammen¬ 
schließen und gemeinsame Ziele ausar¬ 
beiten, so ist das ein Angriff auf Lohn¬ 
abhängige, Arbeitslose, Jugendliche und 
Renterinnen in diesem Land wie auch 
weltweit. 

Die G7 nutzen ihren Zusammen¬ 
schluss auch, um gemeinsam gegen 
Russland die Aggressionen im Ukraine- 
Konflikt zuzuspitzen. So schreiben die 


Der Wechsel zur Entente 

Als Mitglied des Dreibundes Deutsch- 
land-Österreich-Ungarn lehnte Italien 
1914 einen Kriegseintritt mit der Be¬ 
gründung ab, es handele sich um keinen 
Verteidigungsfall. In Wahrheit ging es 
dem italienischen Imperialismus dar¬ 
um, sich im beginnenden Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt auf die Seite zu 
schlagen, die ihm den größten Anteil an 
territorialen Gewinnen versprach. Rom 
wollte die Brennergrenze, Gebiete im 
Trentino, um Triest und an der dalma¬ 
tischen Küste. 

Auf Druck aus Berlin wollte Öster¬ 
reich Italien Trient überlassen, keines¬ 
falls jedoch Triest. Den Ausschlag für 
das italienische Kapital gaben schließ¬ 
lich die größeren Brocken, welche die 
Entente zusagte. Am 26. April 1915 Un¬ 
terzeichnete Rom den Geheimvertrag 
mit der Entente, der ihm umfangrei¬ 
che Gebietsansprüche - darunter das 
österreichische Südtirol - zusagte. Am 
24. Mai trat Italien mit der Kriegser¬ 
klärung gegen Österreich in den Ersten 
Weltkrieg ein. 

Tonangebend für den Kriegsein¬ 
tritt waren die reaktionärsten Krei¬ 
se des italienischen Imperialismus 
und ihr Stoßtrupp, die schon im Ja¬ 
nuar 1915 von Benito Mussolini ge¬ 
gründete Organisation Fasci d Azione 
Rivoluzionario (revolutionäre Akti¬ 
onsbünde), eine demagogisch be- 
zeichnete Vorläuferorganisation der 
faschistischen Bewegung, deren Mit- 


Die Entente versprach die 
größeren Brocken 


glieder sich als Faschisten (Fascisti) 
bezeichneten. Vor der Parlaments¬ 
abstimmung über den Kriegseintritt 
hetzte die von Mussolini gegründete 
Zeitung der Fasci „Popolo dTtalia“ 
die Abgeordneten, die noch nicht 
zum Kriegseintritt entschlossen sei¬ 
en - das waren vor allem die Sozia¬ 
listen - „sollten vor ein Kriegsgericht 
gestellt werden“. Für „das Heil Itali¬ 
ens“ seien, wenn notwendig, „einige 
Dutzend Abgeordnete zu erschie¬ 
ßen“, andere „ins Zuchthaus zu ste¬ 
cken“. Das „Popolo dTtalia“ war ein 
von führenden Kreisen der Rüstungs¬ 
industrie (Ettore Conti, Elektroindus¬ 
trie; Guido Donegani, Chemie; Gio¬ 
vanni Agnelli, Fahrzeugbau, Rüstung; 
Alberto Pirelli, Reifen und Gummi) 
finanziertes Kampfblatt, das in offe¬ 
nem Chauvinismus deren Kriegsinter¬ 
essen vertrat. Dieselben Konzerne ge¬ 
hörten nach Kriegsende zu den För- 


G7 in einer 
gemeinsamen 
Erklärung, sie 
seien bereit, 
den Preis, den 
Russland „für 
sein wider¬ 
ständiges Vor¬ 
gehen zu zah¬ 
len hat, weiter 
zu erhöhen“. 

Die deutsche 
Regierung 
hat zur Zeit 
die Präsident¬ 
schaft der G7 
inne. Mit dem 
Anspruch, die „Welt mitgestalten“ zu 
wollen, wird sie den Gipfel nutzen, um 
ein mediales Spektakel zu inszenieren: 
Die Herrschenden der Welt sind zu Gast 
beim deutschen Imperialismus. Dabei 
soll lauter Protest verhindert werden. 
Schon jetzt werden Einschränkungen 
des Demonstrationsrechts vorgenom¬ 
men, v. a. geplante Camps sollen nach 
dem Willen der bayerischen und bun¬ 
desweiten Behörden verhindert werden. 
Es wird ein Klima der Angst geschaffen, 
um die Gegenproteste zu delegitimieren. 

Wir rufen dazu auf, zusammen mit 
uns und vielen anderen Zusammen¬ 
schlüssen, Initativen und Organisationen 


derern der faschistischen Bewegung, 
die Mussolinis Marsch auf Rom finan¬ 
zierten. 

Während sich die reichen Ober¬ 
schichten am Krieg mästeten, stürzte 
er die arbeitenden Schichten in immer 
tieferes Elend. Die Lebenshaltungskos¬ 
ten stiegen von 1913 bis 1918 auf 264,1 
Prozent. Die Reallöhne sanken in der 
gleichen Zeit in der Industrie auf 64,6 
Prozent, und das bei einer auf bis zu 16 
Stunden täglich ausgedehnten Arbeits¬ 
zeit. Die Profite der Rüstungsindustrie 
mit Ansaldo und Fiat an der Spitze stie¬ 
gen dagegen ins Unermessliche. 

Am Ende des Krieges befand sich 
Italien auf der Siegerseite. Der Preis 
für die Kriegsbeute waren 680 000 
Tote, zirka eine Million Verwundete, 


solidarisch und entschlossen der staatli¬ 
chen Repression und der imperialisti¬ 
schen Logik der G7-Politik entgegenzu¬ 
treten. Beteiligt Euch an den Aktivitäten 
gegen den G7-Gipfel, vor allem an der 
G7-Demo am Donnerstag, 4. Juni 2015 
in München, und kommt alle zur Groß¬ 
demonstration „Stop G7“ am Samstag, 
6. Juni 2015 in Garmisch-Partenkirchen. 
Lasst uns den G7 den Kampf ansagen! 
Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 
Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) 

Mehr Informationen auf der Website 
des Aktionsbündnisses: www.stop-g7- 
elmau.info 


eine halbe Million Invalide und Kriegs¬ 
kosten von 148 Mrd. Lire, die dem Volk 
aufgebürdet wurden. Die Kriegsfolgen 
und die einsetzende Wirtschaftskrise 
mit maßlosen Teuerungen und über 
einer halben Million Arbeitslosen lös¬ 
ten machtvolle Arbeiterkämpfe aus. Im 
Herbst 1920 besetzten die Arbeiter alle 
großen Industriebetriebe in Norditali¬ 
en, wählten Fabrikräte, die die Leitung 
der Produktion übernahmen, die sie 
trotz Sabotage des technischen Perso¬ 
nals zu 70 Prozent aufrechterhielten. 
Angesichts der drohenden Gefahr ei¬ 
ner Regierung der Linken brachten die 
führenden Kreise des Großkapitals zur 
Rettung ihrer Herrschaft im Oktober 
1922 Mussolini als faschistischen Dik¬ 
tator an die Macht. Gerhard Feldbauer 


Birgit Gärtner 


II www.paradiesvogelfest.oe 

xtj 28.Mai 2015 - 31.Mai 2015 


Schloß Weitersroda 
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Italienische Gebirgsjäger ziehen in den Alpenkrieg. 


Der rote Kanal 


Freundschaft! Die Freie 
Deutsche Jugend, D 2009 

TV-Doku von Grimme-Preisträger 
Lutz Hachmeister über die „Freie 
Deutsche Jugend“ (FDJ). Mit Anti¬ 
kommunismus muss gerechnet wer¬ 
den. Der Film schildert angeblich 
auch die Historie der West-FDJ, die 
1951 verboten wurde. Angela Merkel 
erzählt - natürlich völlig wahrheitsge¬ 
treu - wie‘s bei ihr war. 

Di., 2.6., 23.30-1.00 Uhr, rbb 


Buena Vista Social Club, DI 

GB/USA/Kuba 1999 

Wim Wenders porträtiert die Alt¬ 
herrenband, deren Erfolgsgeschich¬ 
te schon im Havanna der 50er Jahre 
begann. 

Mi., 3.6., 20.15-21.55 Uhr, zdf kultur 

Birdwatchers, I/Bra 2008 

In Brasilien bilden die Guarani das 
größte indigene Volk des Landes. Der 
Spielfilm, in dem indigene Laiendar¬ 
steller mitwirken, zeigt den Überle¬ 
benskampf der Guarani im brasiliani¬ 
schen Mato Grosso. 

Frei., 5.6., 0.20-1.55 Uhr, mdr 


„Paradiesvogelfest“ 

Schloss Weitersroda 28.-31. Mai 


Italiens Eintritt in den Ersten Weltkrieg 
















